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Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Handelsgesetzbuchs 
und anderer Gesetze (Zweites Seerechtsänderungsgesetz) 


A. Zielsetzung 

Die Vorschriften des deutschen Seehandelsrechts über die Be- 
schränkung der Haftung für Seeforderungen und über die 
Beförderung von Personen und ihrem Gepäck auf See sollen 
der internationalen Rechtsentwicklung auf diesem Gebiet an- 
gepaßt werden. Darüber hinaus sollen die Regelungen über 
die Personenbeförderung auf See auch auf die Beförderung 
von Personen in der Binnenschiffahrt Anwendung finden. 


B. Lösung 

Die Regelungen des internationalen Übereinkommens von 
1976 über die Beschränkung der Haftung für Seeforderungen 
werden in das innerstaatliche Recht übernommen. Der zu- 
gleich vorgelegte Entwurf eines Vertragsgesetzes zu diesem 
Übereinkommen sieht die Ratifizierung des Übereinkommens 
durch die Bundesrepublik Deutschland vor. 

Die Haftung für Schäden bei der Beförderung von Personen 
und ihrem Gepäck auf See und auf Binnengewässern wird auf 
der Grundlage des Athener Übereinkommens von 1974 über 
die Beförderung von Reisenden und ihrem Gepäck auf See 
neu geregelt; hierbei werden anstelle der in dem Übereinkom- 
men vorgesehenen Haftungsbeträge, die durch die wirtschaft- 
liche Entwicklung überholt sind, höhere Haftungsbeträge fest- 
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gesetzt. Die Ratifizierung des Athener Übereinkommens 
durch die Bundesrepublik Deutschland soll bis zu einer ange- 
messenen Erhöhung der Haftungsbeträge durch ein Ände- 
rungsprotokoll zu dem Übereinkommen zurückgestellt wer- 
den. 


C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit Kosten bela- 
stet. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. September 1985 

14 (131) — 450 02 — Üb 39/85 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Handelsgesetzbuchs und anderer Gesetze 
(Zweites Seerechtsänderungsgesetz) mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 552. Sitzung am 14. Juni 1985 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus der Anla- 
ge 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Handelsgesetzbuchs 
und anderer Gesetze (Zweites Seerechtsänderungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderungen des Handelsgesetzbuchs 

Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesge- 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch . . . , wird wie folgt geändert: 

1. In § 485 Satz 1 wird das Wort „Seelotse“ durch 
das Wort „Lotse“ ersetzt. 

2. Die §§ 486 bis 487 d werden durch folgende 
§§ 486 bis 487 e ersetzt: 

„§ 486 

(1) Die Haftung für Seeforderungen kann 
nach den Bestimmungen des Übereinkommens 
vom 19. November 1976 über die Beschränkung 

der Haftung für Seeforderungen (BGBl. II S ; 

Haftungsbeschränkungsübereinkommen) be- 
schränkt werden. 

(2) Die Haftung auf Grund des Internationa- 
len Übereinkommens vom 29. November 1969 
über die zivilrechtliche Haftung für Ölver- 
schmutzungsschäden (BGBl. 1975 II S. 301; Öl- 
haftungsübereinkommen) kann nach den Be- 
stimmungen dieses Übereinkommens be- 
schränkt werden. 

(3) Werden Ansprüche wegen Verschmut- 
zungsschäden im Sinne des Artikels I Nr. 6 des 
Ölhaftungsübereinkommens gegen andere Per- 
sonen als den Eigentümer des das Öl beför- 
dernden Schiffes geltend gemacht oder werden 
Ansprüche wegen Verschmutzungsschäden im 
Sinne des Artikels I Nr. 6 des Ölhaftungsüber- 
einkommens geltend gemacht, für die das Öl- 
haftungsübereinkommen nach Artikel II nicht 
gilt, so können die in Artikel 1 des Haftungs- 
beschränkungsübereinkommens bezeichneten 
Personen ihre Haftung für diese Ansprüche in 
entsprechender Anwendung der Bestimmun- 
gen des Haftungsbeschränkungsübereinkom- 
mens beschränken. Sind aus demselben Ereig- 
nis sowohl Ansprüche der in Satz 1 bezeichne- 
ten Art als auch Ansprüche, für welche die Haf- 
tung nach Absatz 1 beschränkt werden kann, 
entstanden, so gelten die im Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommen bestimmten Haftungs- 
höchstbeträge jeweils gesondert für die Ge- 
samtheit der in Satz 1 bezeichneten Ansprüche 
und für die Gesamtheit derjenigen Ansprüche, 
für welche die Haftung nach Absatz 1 be- 
schränkt werden kann. 

(4) Die Haftung kann nicht beschränkt wer- 
den für 


1. die in Artikel 3 Buchstabe e des Haftungs- 
beschränkungsübereinkommens bezeichne- 
ten Ansprüche, sofern der Dienstvertrag in- 
ländischem Recht unterliegt; 

2. Ansprüche auf Ersatz der Kosten der 
Rech tsve rf olgu ng . 

(5) Ergänzend zu den Bestimmungen des 
Haftungsbeschränkungsübereinkommens und 
des Ölhaftungsübereinkommens gelten die 
§§487 bis 487 e. 

§487 

(1) Das Haftungsbeschränkungsübereinkom- 
men (§ 486 Abs. 1) ist auf Ansprüche auf Erstat- 
tung der Kosten für 

1. die Hebung, Beseitigung, Vernichtung oder 
Unschädlichmachung eines gesunkenen, ha- 
varierten, gestrandeten oder verlassenen 
Schiffes, samt allem, was sich an Bord eines 
solchen Schiffes befindet oder befunden hat, 
oder 

2. die Beseitigung, Vernichtung oder Unschäd- 
lichmachung der Ladung des Schiffes 

mit der Maßgabe anzuwenden, daß für diese 
Ansprüche, unabhängig davon, auf welcher 
Rechtsgrundlage sie beruhen, ein gesonderter 
Haftungshöchstbetrag gilt. 

(2) Der Haftungshöchstbetrag nach Absatz 1 
errechnet sich nach Artikel 6 Abs. 1 Buchsta- 
be b des Haftungsbeschränkungsübereinkom- 
mens. Der Haftungshöchstbetrag gilt für die 
Gesamtheit der in Absatz 1 bezeichneten An- 
sprüche, die aus demselben Ereignis gegen Per- 
sonen entstanden sind, die dem gleichen Perso- 
nenkreis im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 Buch- 
stabe a, b oder c des Haftungsbeschränkungs- 
übereinkommens angehören. Er steht aus- 
schließlich zur Befriedigung der in Absatz 1 be- 
zeichneten Ansprüche zur Verfügung; Artikel 6 
Abs. 2 und 3 des Haftungsbeschränkungsüber- 
einkommens ist nicht anzuwenden. 

§487a 

Für ein Schiff mit einem Raumgehalt bis zu 
250 Tonnen wird der nach Artikel 6 Abs. 1 
Buchstabe b des Haftungsbeschränkungsüber- 
einkommens (§ 486 Abs. 1) zu errechnende Haf- 
tungshöchstbetrag auf die Hälfte des für ein 
Schiff mit einem Raumgehalt von 500 Tonnen 
geltenden Haftungshöchstbetrages festgesetzt. 

§487b 

Unbeschadet des Rechts nach Artikel 6 Abs. 2 
des Haftungsbeschränkungsübereinkommens 
(§ 486 Abs. 1) in bezug auf Ansprüche wegen 
Tod oder Körperverletzung haben Ansprüche 
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wegen Beschädigung von Hafenanlagen, Ha^ 
fenbecken, Wasserstraßen und Navigationshil- 
fen Vorrang vor sonstigen Ansprüchen nach 
Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe b des Haftungs- 
beschränkungsübereinkommens. 

§487c 

(1) Die in Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe a und b 
des Haftungsbeschränkungsübereinkommens 
(§ 486 Abs. 1) bestimmten Haftungshöchstbe- 
träge gelten für Ansprüche gegen einen an 
Bord tätigen Lotsen mit der Maßgabe, daß der 
Lotse, falls der Raumgehalt des gelotsten Schif- 
fes 1 000 Tonnen übersteigt, seine Haftung auf 
die Beträge beschränken kann, die sich unter 
Zugrundelegung eines Raumgehalts von 1 000 
Tonnen errechnen. 

(2) Der in Artikel 7 Abs. 1 des Haftungsbe- 
schränkungsübereinkommens bestimmte Haf- 
tungshöchstbetrag gilt für Ansprüche gegen ei- 
nen an Bord tätigen Lotsen mit der Maßgabe, 
daß der Lotse, falls die Anzahl der Reisenden, 
die das Schiff nach dem Schiffszeugnis beför- 
dern darf, die Zahl 12 übersteigt, seine Haftung 
auf den Betrag beschränken kann, der sich un- 
ter Zugrundelegung einer Anzahl von 12 Rei- 
senden errechnet 

(3) Die Errichtung und Verteilung eines 
Fonds in Höhe der nach Absatz 1 oder 2 zu 
errechnenden Beträge sowie die Wirkungen 
der Errichtung eines solchen Fonds bestimmen 
sich nach den Vorschriften über die Errichtung, 
die Verteilung und die Wirkungen der Errich- 
tung eines Fonds im Sinne des Artikels 11 des 
Haftungsbeschränkungsübereinkommens. Je- 
doch ist Artikel 11 Abs. 3 des Haftungsbe- 
schränkungsübereinkommens nicht anzuwen- 
den, wenn im Falle des Absatzes 1 der Raumge- 
halt des gelotsten Schiffes 1 000 Tonnen oder 
im Falle des Absatzes 2 die Anzahl der Reisen- 
den, die das Schiff nach dem Schiffszeugnis be- 
fördern darf, die Zahl 12 übersteigt, 

§487d 

(1) Ist der Schuldner eine juristische Person 
oder eine Personenhandelsgesellschaft, so 
kann er seine Haftung nicht beschränken, 
wenn der Schaden auf eine die Beschränkung 
der Haftung nach Artikel 4 des Haftungsbe- 
schränkungsübereinkommens (§486 Abs. 1) 
ausschließende Handlung oder Unterlassung 
oder das schädigende Ereignis auf ein die Be- 
schränkung der Haftung nach Artikel V Abs. 2 
des Ölhaftungsübereinkommens (§ 486 Abs. 2) 
ausschließendes persönliches Verschulden ei- 
nes Mitglieds des zur Vertretung berechtigten 
Organs oder eines zur Vertretung berechtigten 
Gesellschafters zurückzuführen ist. Mitreeder 
können ihre Haftung auch dann nicht be- 
schränken, wenn der Schaden auf eine die Be- 
schränkung der Haftung nach Artikel 4 des 
Haftungsbeschränkungsübereinkommens aus- 
schließende Handlung oder Unterlassung oder 
das schädigende Ereignis auf ein die Beschrän- 
kung der Haftung nach Artikel V Abs. 2 des Öl- 
haftungsübereinkommens ausschließendes 


persönliches Verschulden des Korrespondent- 
reeders zurückzuführen ist. 

(2) Ist der Schuldner eine Personenhandels- 
gesellschaft, so kann auch jeder Gesellschafter 
seine persönliche Haftung für Ansprüche be- 
schränken, für welche die Gesellschaft ihre 
Haftung beschränken kann. 

§487e 

(1) Die Errichtung und Verteilung eines 

Fonds im Sinne des Artikels 11 des Haftungs- 
beschränkungsübereinkommens (§ 486 Abs. 1) 
oder im Sinne des Artikels V Abs. 3 des Ölhaf- 
tungsübereinkommens (§ 486 Abs. 2) bestimmt 
sich nach den Vorschriften der Seerechtlichen 
Verteilungsordnung vom . . . (BGBl. IS ). 

(2) Die Beschränkung der Haftung nach dem 
Haftungsbeschränkungsübereinkommen kann 
auch dann geltend gemacht werden, wenn ein 
Fonds im Sinne des Artikels 11 des Haftungs- 
beschränkungsübereinkommens nicht errich- 
tet worden ist. § 305 a der Zivilprozeßordnung 
bleibt unberührt.“ 

3. In § 501 Abs. 1 werden die Worte „für dessen 
Anspruch die Reederei ihre Haftung be- 
schränkt hat oder beschränken könnte“ durch 
die Worte „für dessen Anspruch die Reederei 
ihre Haftung beschränkt hat oder beschränken 
kann“ ersetzt. 

4. Nach § 607 wird eingefügt: 

,,§607a 

(1) Die in diesem Abschnitt vorgesehenen 
Haftungsbefreiungen und Haftungsbeschrän- 
kungen gelten für jeden Anspruch gegen den 
Verfrachter auf Ersatz des Schadens wegen 
Verlusts oder Beschädigung von Gütern, die 
Gegenstand eines Frachtvertrages sind, auf 
welchem Rechtsgrund der Anspruch auch be- 
ruht. 

(2) Wird ein Anspruch auf Ersatz des Scha- 
dens wegen Verlusts oder Beschädigung von 
Gütern, die Gegenstand eines Frachtvertrages 
sind, gegen einen der Leute des Verfrachters 
oder eine Person der Schiffsbesatzung geltend 
gemacht, so kann diese Person sich auf die Haf- 
tungsbefreiungen und Haftungsbeschränkun- 
gen berufen, die in diesem Abschnitt für den 
Verfrachter vorgesehen sind. 

(3) Der Gesamtbetrag, der in diesem Falle 
von dem Verfrachter, seinen Leuten und den 
Personen der Schiffsbesatzung als Ersatz zu 
leisten ist, darf den in diesem Abschnitt vorge- 
sehenen Haftungshöchstbetrag nicht überstei- 
gen. 

(4) Ist der Schaden jedoch auf eine Handlung 
oder Unterlassung zurückzuführen, die einer 
der Leute des Verfrachters oder eine Person 
der Schiffsbesatzung in der Absicht, einen 
Schaden herbeizuführen, oder leichtfertig und 
in dem Bewußtsein begangen hat, daß ein Scha- 
den mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde, so 
kann diese Person sich auf die Haftungsbefrei- 
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ungen und Haftungsbeschränkungen, die in 
diesem Abschnitt für den Verfrachter vorgese- 
hen sind, nicht berufen.“ 

5. § 660 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 660 

(1) Sofern nicht die Art und der Wert der 
Güter vor ihrer Einladung vom Ablader ange- 
geben sind und diese Angabe in das Konnosse- 
ment aufgenommen ist, haftet der Verfrachter 
für Verlust oder Beschädigung der Güter in je- 
dem Fall höchstens bis zu einem Betrag von 
2 000 Deutsche Mark für das Stück oder die 
Einheit oder einem Betrag von 6 Deutsche 
Mark für das Kilogramm des Rohgewichts der 
verlorenen oder beschädigten Güter, je nach- 
dem, welcher Betrag höher ist 

(2) Wird ein Behälter, eine Palette oder ein 
ähnliches Gerät verwendet, um die Güter für 
die Beförderung zusammenzufassen, so gilt je- 
des Stück und jede Einheit, welche in dem Kon- 
nossement als in einem solchen Gerät enthal- 
ten angegeben sind, als Stück oder Einheit im 
Sinne des Absatzes 1. Soweit das Konnosse- 
ment solche Angaben nicht enthält, gilt das Ge- 
rät als Stück oder Einheit. 

(3) Der Verfrachter verliert das Recht auf 
Haftungsbeschränkung nach Absatz 1, wenn 
der Schaden auf eine Handlung oder Unterlas- 
sung zurückzuführen ist, die der Verfrachter in 
der Absicht, einen Schaden herbeizuführen, 
oder leichtfertig und in dem Bewußtsein began- 
gen hat, daß ein Schaden mit Wahrscheinlich- 
keit eintreten werde.“ 

6. Die Überschrift des Fünften Abschnitts des 
Vierten Buches wird wie folgt gefeißt: 

„Fünfter Abschnitt 
Beförderung von Reisenden 
und ihrem Gepäck.“ 

7. § 664 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 664 

(1) Für Schäden, die bei der Beförderung von 
Reisenden und ihrem Gepäck auf See durch 
den Tod oder die Körperverletzung eines Rei- 
senden oder den Verlust oder die Beschädigung 
von Gepäck entstehen, haften vorbehaltlich des 
Absatzes 2 der Beförderer und der ausführende 
Beförderer nach den diesem Gesetz als Anlage 
beigefügten Bestimmungen über die Beförde- 
rung von Reisenden und ihrem Gepäck auf See. 
Die §§ 486 bis 487 e bleiben unberührt. 

(2) Unterliegt eine Beförderung im Sinne des 
Absatzes 1 einer Haftungsregelung nach den 
Vorschriften über die Beförderung von Reisen- 
den oder Gepäck durch ein anderes Beförde- 
rungsmittel als ein Seeschiff, so gelten die Be- 
stimmungen der Anlage nicht, soweit jene Vor- 
schriften auf die Beförderung auf See zwin- 
gend anzuwenden sind.“ 


8. Dem Handelsgesetzbuch wird folgende Anlage 
angefügt: 

Anlage 
(zu § 664) 

Bestimmungen 

über die Beförderung von Reisenden 
und ihrem Gepäck auf See 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

In den Bestimmungen dieser Anlage sind die 
folgenden Ausdrücke in dem nachstehend an- 
gegebenen Sinn verwendet: 

1. a) „Beförderer“ bedeutet eine Person, durch 

oder für die ein Beförderungsvertrag ge- 
schlossen worden ist, gleichgültig, ob die 
Beförderung tatsächlich von ihr oder von 
einem ausführenden Beförderer durch- 
geführt wird; 

b) „ausführender Beförderer“ bedeutet eine 
andere Person als den Beförderer, 
gleichgültig, ob es sich um den Schiffsei- 
gentümer, den Charterer, den Reeder 
oder Ausrüster eines Schiffes handelt, 
welche die Beförderung ganz oder teil- 
weise tatsächlich durchführt; 

2. „Beförderungsvertrag“ bedeutet einen 
durch oder für einen Beförderer geschlosse- 
nen Vertrag über die Beförderung eines Rei- 
senden oder über die Beförderung eines 
Reisenden und seines Gepäcks auf See; 

3. „Schiff“ bedeutet ausschließlich ein See- 
schiff; 

4. „Reisender“ bedeutet eine auf einem Schiff 
beförderte Person, 

a) die auf Grund eines Beförderungsver- 
trags befördert wird oder 

b) die mit Zustimmung des Beförderers ein 
Fahrzeug oder lebende Tiere begleitet, 
die Gegenstand eines Vertrags über die 
Beförderung von Gütern sind, für den 
diese Anlage nicht gilt; 

5. „Gepäck“ bedeutet alle Gegenstände oder 
Fahrzeuge, die der Beförderer auf Grund ei- 
nes Beförderungsvertrags befördert, ausge- 
nommen 

a) Gegenstände oder Fahrzeuge, die auf 
Grund eines Chartervertrags, eines Kon- 
nossements oder eines anderen Vertrags 
befördert werden, der in erster Linie die 
Beförderung von Gütern betrifft, und 

b) lebende Tiere; 

6. „Kabinengepäck“ bedeutet Gepäck, das der 
Reisende in seiner Kabine oder sonst in sei- 
nem Besitz, seiner Obhut oder unter seiner 
Aufsicht hat. Ausgenommen bei der Anwen- 
dung von Nummer 8 dieses Artikels und von 
Artikel 6 schließt das Kabinengepäck das 
Gepäck ein, das der Reisende in oder auf 
seinem Fahrzeug hat; 

7. „Verlust oder Beschädigung von Gepäck“ 
schließt einen Vermögensschaden ein, der 
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sich daraus ergibt, daß das Gepäck dem Rei- 
senden nicht innerhalb einer angemessenen 
Frist nach Ankunft des Schiffes, auf dem 
das Gepäck befördert worden ist oder hätte 
befördert werden sollen, wieder ausgehän- 
digt worden ist, schließt aber keine Verspä- 
tungen ein, die durch Arbeitsstreitigkeiten 
entstanden sind; 

8. „Beförderung“ umfaßt folgende Zeiträume: 

a) hinsichtlich des Reisenden, und seines 
Kabinengepäcks den Zeitraum, während 
dessen sich der Reisende und/oder sein 
Kabinengepäck an Bord des Schiffes be- 
finden oder ein- oder ausgeschifft wer- 
den, und den Zeitraum, während dessen 
der Reisende und sein Kabinengepäck 
auf dem Wasserweg vom Land auf das 
Schiff oder umgekehrt befördert werden, 
wenn die Kosten dieser Beförderung im 
Beförderungspreis inbegriffen sind oder 
wenn das für diese zusätzliche Beförde- 
rung benutzte Wasserfahrzeug dem Rei- 
senden vom Beförderer zur Verfügung 
gestellt worden ist Hinsichtlich des Rei- 
senden umfaßt die Beförderung jedoch 
nicht den Zeitraum, während dessen er 
sich in einer Hafenstation, auf einem Kai 
oder in oder auf einer anderen Hafen- 
anlage befindet; 

b) hinsichtlich des Kabinengepäcks auch 
den Zeitraum, während dessen sich der 
Reisende in einer Hafenstation, auf ei- 
nem Kai oder in oder auf einer anderen 
Hafenanlage befindet, wenn dieses Ge- 
päck von dem Beförderer oder seinen 
Bediensteten oder Beauftragten über- 
nommen und dem Reisenden nicht wie- 
der ausgehändigt worden ist; 

c) hinsichtlich anderen Gepäcks als Kabi- 
nengepäck den Zeitraum von der Über- 
nahme durch den Beförderer oder seine 
Bediensteten oder Beauftragten an Land 
oder an Bord bis zur Wiederaushändi- 
gung durch den Beförderer oder seine 
Bediensteten oder Beauftragten. 

Artikel 2 

Haftung des Beförderers 

(1) Der Beförderer haftet für den Schaden, 
der durch den Tod oder die Körperverletzung 
eines Reisenden und durch Verlust oder Be- 
schädigung von Gepäck entsteht, wenn das den 
Schaden verursachende Ereignis während der 
Beförderung eingetreten ist und auf einem Ver- 
schulden des Beförderers oder seiner in Aus- 
übung ihrer Verrichtungen handelnden Bedien- 
steten oder Beauftragten beruht, 

(2) Die Beweislast dafür, deiß das den Scha- 
den verursachende Ereignis während der Be- 
förderung eingetreten ist, und für das Ausmaß 
des Schadens liegt beim Kläger. 

(3) Verschulden des Beförderers oder seiner 
in Ausübung ihrer Verrichtungen handelnden 
Bediensteten oder Beauftragten wird bis zum 


Beweis des Gegenteils vermutet, wenn der Tod 
oder die Körperverletzung des Reisenden oder 
der Verlust oder die Beschädigung von Kabi- 
nengepäck durch Schiffbruch, Zusammenstoß, 
Strandung, Explosion, Feuer oder durch einen 
Mangel des Schiffes entstanden ist oder mit 
einem dieser Ereignisse in Zusammenhang 
steht. Bei Verlust oder Beschädigung anderen 
Gepäcks wird das Verschulden bis zum Beweis 
des Gegenteils ungeachtet der Art des den Ver- 
lust oder die Beschädigung verursachenden Er- 
eignisses vermutet. In allen anderen Fällen ob- 
liegt dem Kläger der Beweis, daß dieser Verlust 
oder diese Beschädigung auf Verschulden be- 
ruht. 

Artikel 3 

Ausführender Beförderer 

(1) Ist die Beförderung ganz oder teilweise 
einem ausführenden Beförderer übertragen 
worden, so bleibt der Beförderer dennoch für 
die gesamte Beförderung nach den Bestim- 
mungen dieser Anlage haftbar. Daneben unter- 
liegt der ausführende Beförderer in bezug auf 
den von ihm durchgeführten Teil der Beförde- 
rung den Bestimmungen dieser Anlage und 
kann sich auf sie berufen. 

(2) Der Beförderer haftet hinsichtlich der von 
dem ausführenden Beförderer durchgeführten 
Beförderung für die Handlungen und Unterlas- 
sungen des ausführenden Beförderers sowie 
der in Ausübung ihrer Verrichtungen handeln- 
den Bediensteten oder Beauftragten des aus- 
führenden Beförderers. 

(3) Jede besondere Vereinbarung, durch wel- 
che der Beförderer Verpflichtungen über- 
nimmt, die ihm durch die Bestimmungen dieser 
Anlage nicht auferlegt werden, oder auf Rechte 
verzichtet, die diese Bestimmungen ihm ge- 
währen, wird hinsichtlich des ausführenden 
Beförderers nur wirksam, wenn dieser ihr aus- 
drücklich und schriftlich zugestimmt hat, 

(4) Soweit sowohl der Beförderer als auch der 
ausführende Beförderer haftbar sind, haften 
sie gesamtschuldnerisch. 

(5) Dieser Artikel berührt das Rückgriffs- 
recht zwischen Beförderer und ausführendem 
Beförderer nicht. 


Artikel 4 
Wertsachen 

Der Beförderer haftet nicht für den Verlust 
oder die Beschädigung von Geld, begehbaren 
Wertpapieren, Gold, Silber, Juwelen, Schmuck, 
Kunstgegenständen oder sonstigen Wert- 
sachen, es sei denn, daß solche Wertsachen bei 
dem Beförderer zur sicheren Aufbewahrung 
hinterlegt worden sind; in diesem Fall haftet 
der Beförderer bis zu dem in Artikel 6 Absatz 3 
festgelegten Höchstbetrag, sofern nicht nach 
Artikel 7 Absatz 1 ein höherer Betrag verein- 
bart worden ist. 
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Artikel 5 

Haftungsbeschränkung bei Körperverletzung 

Die Haftung des Beförderers bei Tod oder 
Körperverletzung eines Reisenden ist in jedem 
Fall auf einen Betrag von 320 000 Deutsche 
Mark je Beförderung beschränkt. Dies gilt auch 
für den Kapitalwert einer als Entschädigung 
festgesetzten Rente. 

Artikel 6 

Haftungsbeschränkung für Verlust 
oder Beschädigung von Gepäck 

(1) Die Haftung des Beförderers für Verlust 
oder Beschädigung von Kabinengepäck ist in 
jedem Fall auf einen Betrag von 4 000 Deutsche 
Mark je Reisenden und je Beförderung be- 
schränkt. 

(2) Die Haftung des Beförderers für Verlust 
oder Beschädigung von Fahrzeugen, einschließ- 
lich des in oder auf dem Fahrzeug beförderten 
Gepäcks, ist in jedem Fall auf 16 000 Deutsche 
Mark je Fahrzeug und je Beförderung be- 
schränkt. 

(3) Die Haftung des Beförderers für Verlust 
oder Beschädigung allen anderen als des in den 
Absätzen 1 und 2 erwähnten Gepäcks ist in 
jedem Fall auf 6 000 Deutsche Mark je Reisen- 
den und je Beförderung beschränkt. 

(4) Der Beförderer und der Reisende können 
vereinbaren, daß der Beförderer nur unter Ab- 
zug eines Betrags haftet, der bei Beschädigung 
eines Fahrzeugs 600 Deutsche Mark und bei 
Verlust oder Beschädigung anderen Gepäcks 60 
Deutsche Mark je Reisenden nicht übersteigen 
darf. Dieser Betrag wird von der Schadens- 
summe abgezogen. 

Artikel 7 

Ergänzungsbestimmungen 
über Haftungshöchstbe träge 

(1) Der Beförderer und der Reisende können 
ausdrücklich und schriftlich höhere Haftungs- 
höchstbeträge als die in den Artikeln 5 und 6 
vorgeschriebenen vereinbaren. 

(2) Zinsen und Verfahrenskosten fallen nicht 
unter die in den Artikeln 5 und 6 vorgeschriebe- 
nen Haftungshöchstbeträge. 

Artikel 8 

Einreden und Beschränkungen 
für die Bediensteten des Beförderers 

Wird ein Bediensteter oder Beauftragter des 
Beförderers oder des ausführenden Beförde- 
rers wegen eines Schadens, der unter die Be- 
stimmungen dieser Anlage fällt, in Anspruch 
genommen, so kann er sich, sofern er beweist, 
daß er in Ausübung seiner Verrichtungen ge- 
handelt hat, auf die Einreden und Haftungs- 
beschränkungen berufen, die nach den Bestim- 
mungen dieser Anlage für den Beförderer oder 
den ausführenden Beförderer gelten. 


Artikel 9 

Mehrere Ansprüche 

(1) Werden die Haftungshöchstbeträge nach 
den Artikeln 5 und 6 wirksam, so beziehen sie 
sich auf den Gesamtbetrag aller Schadenser- 
satzansprüche, die durch Tod oder Körperver- 
letzung eines Reisenden oder durch Verlust 
oder Beschädigung seines Gepäcks entstehen. 

(2) Bei der Beförderung durch einen ausfüh- 
renden Beförderer darf der Gesamtbetrag des 
Schadensersatzes, der von dem Beförderer und 
dem ausführenden Beförderer sowie von ihren 
in Ausübung ihrer Verrichtungen handelnden 
Bediensteten und Beauftragten erlangt werden 
kann, den Höchstbetrag nicht übersteigen, der 
dem Beförderer oder dem ausführenden Beför- 
derer nach den Bestimmungen dieser Anlage 
auferlegt werden kann, mit der Maßgabe, daß 
keine der erwähnten Personen für mehr als 
den für sie zutreffenden Höchstbetrag haftet. 

(3) In allen Fällen, in denen sich Bedienstete 
oder Beauftragte des Beförderers oder des aus- 
führenden Beförderers nach Artikel 8 auf die 
Haftungshöchstbeträge nach den Artikeln 5 
und 6 berufen können, darf der Gesamtbetrag 
des Schadensersatzes, der von dem Beförderer 
oder dem ausführenden Beförderer sowie von 
diesen Bediensteten oder Beauftragten erlangt 
werden kann, diese Höchstbeträge nicht über- 
steigen. 

Artikel 10 

Verlust des Rechts auf Haftungsbeschränkung 

(1) Der Beförderer verliert das Recht auf 
Haftungsbeschränkung nach den Artikeln 5, 6 
und 7 Absatz 1, wenn der Schaden von ihm oder 
einem seiner Bediensteten oder Beauftragten 
in Ausübung ihrer Verrichtungen vorsätzlich 
oder grob fahrlässig herbeigeführt worden ist. 

(2) Ein Bediensteter oder Beauftragter des 
Beförderers oder des ausführenden Beförde- 
rers verliert das Recht auf Haftungsbeschrän- 
kung, wenn ihm Vorsatz oder grobe Fahrlässig- 
keit zur Last fällt 

Artikel 11 

Grundlage für Ansprüche 

Eine Schadensersatzklage wegen Tod oder 
Körperverletzung eines Reisenden oder wegen 
Verlust oder Beschädigung von Gepäck kann 
gegen einen Beförderer oder ausführenden Be- 
förderer nur auf der Grundlage der Bestim- 
mungen dieser Anlage erhoben werden. 

Artikel 12 

Anzeige des Verlusts 
oder der Beschädigung von Gepäck 

(1) Der Reisende hat an den Beförderer oder 
dessen Beauftragten eine schriftliche Anzeige 
zu richten 

a) bei äußerlich erkennbarer Beschädigung 
des Gepäcks: 

i) bei Kabinengepäck vor oder in dem Zeit- 
punkt der Ausschiffung des Reisenden, 
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ii) bei anderem Gepäck vor oder in dem 
Zeitpunkt, zu dem es wieder ausgehän- 
digt wird; 

b) bei äußerlich nicht erkennbarer Beschädi- 
gung oder Verlust des Gepäcks innerhalb 
von fünfzehn Tagen nach dem Tag der Aus- 
schiffung oder Aushändigung oder nach 
dem Zeitpunkt, zu dem die Aushändigung 
hätte erfolgen sollen. 

(2) Hält der Reisende die Vorschriften dieses 
Artikels nicht ein, so wird bis zum Beweis des 
Gegenteils vermutet, daß er sein Gepäck unbe- 
schädigt erhalten hat 

(3) Einer schriftlichen Anzeige bedarf es 
nicht, wenn der Zustand des Gepäcks im Zeit- 
punkt seines Empfangs von den Parteien ge- 
meinsam festgestellt oder geprüft worden ist. 

Artikel 13 

Verjährung von Schadensersatzklagen 

(1) Klagen auf Schadensersatz wegen Tod 
oder Körperverletzung eines Reisenden oder 
wegen Verlust oder Beschädigung von Gepäck 
verjähren in zwei Jahren. 

(2) Die Verjährungsfrist beginnt 

a) bei Körperverletzung mit dem Tag der Aus- 
schiffung des Reisenden; 

b) bei Tod während der Beförderung mit dem 
Tag, an dem der Reisende hätte ausgeschifft 
werden sollen, und bei Körperverletzung 
während der Beförderung, wenn diese den 
Tod des Reisenden nach der Ausschiffung 
zur Folge hat, mit dem Tag des Todes, vor- 
ausgesetzt, daß diese Frist einen Zeitraum 
von drei Jahren vom Tag der Ausschiffung 
an nicht überschreitet; 

c) bei Verlust oder Beschädigung von Gepäck 
mit dem Tag der Ausschiffung oder mit dem 
Tag, an dem die Ausschiffung hätte erfolgen 
sollen, je nachdem, welches der spätere Zeit- 
punkt ist. 

(3) Ungeachtet der Absätze 1 und 2 kann die 
Verjährungsfrist durch Erklärung des Beförde- 
rers oder durch Vereinbarung der Parteien 
nach der Entstehung des Anspruchsgrunds ver- 
längert werden. Erklärung und Vereinbarung 
bedürfen der Schriftform. 

Artikel 14 

Nichtige Vereinbarungen 

Jede vor Eintritt des Ereignisses, das den 
Tod oder die Körperverletzung eines Reisen- 
den oder den Verlust oder die Beschädigung 
seines Gepäcks verursacht hat, getroffene Ver- 
einbarung, die bezweckt, den Beförderer von 
seiner Haftung gegenüber dem Reisenden zu 
befreien oder einen niedrigeren als den in den 
Bestimmungen dieser Anlage festgolegten Haf- 
tungshöchstbetrag zu bestimmen, mit Aus- 
nahme der in Artikel 6 Absatz 4 vorgesehenen 
Vereinbarung, sowie jede solche Vereinbarung, 
die bezweckt, die beim Beförderer liegende Be- 
weislast umzukehren, ist nichtig; die Nichtig- 


keit dieser Vereinbarung hat jedoch nicht die 
Nichtigkeit des Beförderungsvertrags zur Fol- 
ge; dieser bleibt den Bestimmungen dieser An- 
lage unterworfen. 

Artikel 15 
Nukleare Schäden 

Eine Haftung nach den Bestimmungen die- 
ser Anlage besteht nicht für einen Schaden, 
der durch ein nukleares Ereignis verursacht 
wurde, 

a) wenn der Inhaber einer Kernanlage für ei- 
nen solchen Schaden entweder nach dem 
Pariser Übereinkommen vom 29. Juli 1960 
über die Haftung gegenüber Dritten auf 
dem Gebiet der Kernenergie in der Fassung 
des Zusatzprotokolls vom 28. Januar 1964 
oder nach dem Wiener Übereinkommen 
vom 21. Mai 1963 über die zivilrechtliche 
Haftung für nukleare Schäden haftet oder 

b) wenn der Inhaber einer Kernanlage für ei- 
nen solchen Schaden auf Grund innerstaat- 
licher Rechtsvorschriften über die Haftung 
für solche Schäden haftet, vorausgesetzt, 
daß diese Rechtsvorschriften für die Ge- 
schädigten in jeder Hinsicht ebenso günstig 
sind wie das Pariser oder das Wiener Über- 
einkommen. 

Artikel 16 

Gewerbsmäßige Beförderung 

durch öffentlich-rechtliche Körperschaften 

Die Bestimmungen dieser Anlage gelten 
auch für gewerbsmäßige Beförderungen, die 
ein Staat oder eine sonstige öffentlich-rechtli- 
che Körperschaft oder Anstalt auf Grund eines 
Beförderungsvertrags nach Artikel 1 vor- 
nimmt.' 

9. Die §§ 666 bis 671 werden aufgehoben. 

10. Die §§ 672 bis 675 werden wie folgt gefaßt: 

„§ 672 

Für die Beförderung des Gepäcks, das der 
Reisende nach dem Beförderungsvertrag an 
Bord zu bringen befugt ist, hat er, wenn nichts 
anderes vereinbart ist, neben dem Beförde- 
rungsentgelt keine besondere Vergütung zu 
zahlen. 

§ 673 

Auf das an Bord gebrachte Gepäck sind die 
§§561, 593 und 617 anzuwenden. Auf sämtliche 
von dem Reisenden an Bord gebrachte Sachen 
sind außerdem die §§ 563 bis 565 und 619 anzu- 
wenden. 

§674 

(1) Der Beförderer hat wegen des Beförde- 
rungsentgelts an den von dem Reisenden an 
Bord gebrachten Sachen ein Pfandrecht, 

(2) Das Pfandrecht besteht jedoch nur, so- 
lange die Sachen zurückbehalten oder hinter- 
legt sind. 
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§675 

Stirbt ein Reisender, so ist der Kapitän ver- 
pflichtet, in Ansehung der von dem Reisenden 
an Bord gebrachten Sachen das Interesse der 
Erben nach den Umständen des Falles in geeig- 
neter Weise wahrzunehmen.“ 

11. Die §§ 676 bis 678 werden aufgehoben. 

12. In § 737 Abs. 2 wird das Wort „Seelotsen“ durch 
das Wort „Lotsen“ ersetzt. 


Artikel 2 

Änderungen des Gesetzes 
betreffend die privatrechtlichen Verhältnisse 
der Binnenschiffahrt 

Das Gesetz betreffend die privatrechtlichen Ver- 
hältnisse der Binnenschiffahrt in der im Bundesge- 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4103-1, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 287 Nr. 18 des Gesetzes vom 2. März 
1974 (BGBl. I S. 469), wird wie folgt geändert: 

1. Der Überschrift wird folgender Klammerzusatz 
angefügt: 

„(Binnenschiffahrtsgesetz — BinSchG)“. 

2. Nach § 4 wird eingefügt: 

„§4a 

(1) Für Ansprüche auf Ersatz des Schadens 
aus der Tötung oder Verletzung von Reisenden, 
die auf dem Schiff befördert werden, haftet der 
Schiffseigner persönlich, nicht nur mit Schiff 
und Fracht. Die Haftung ist auf einen Betrag 
von 150 000 Deutsche Mark multipliziert mit der 
Zahl der Reisenden, die das Schiff nach dem 
Schiffszeugnis befördern darf, höchstens jedoch 
auf einen Betrag von 30 Millionen Deutsche 
Mark beschränkt. Übersteigen die Entschädi- 
gungen, die mehreren Reisenden auf Grund des- 
selben Ereignisses zu leisten sind, insgesamt 
den in Satz 2 bezeichneten Höchstbetrag, so ver- 
ringern sich die einzelnen Entschädigungen in 
dem Verhältnis, in dem der Gesamtbetrag zu 
dem Höchstbetrag steht. Die Beschränkung der 
Haftung gilt nicht, wenn der Schaden auf eine 
Handlung oder Unterlassung zurückzuführen 
ist, die von dem Schiffseigner selbst in der Ab- 
sicht, einen solchen Schaden herbeizuführen, 
oder leichtfertig und in dem Bewußtsein began- 
gen wurde, daß ein solcher Schaden mit Wahr- 
scheinlichkeit eintreten werde. 

(2) Werden Ansprüche der in Absatz 1 bezeich- 
neten Art gegen 

1. den Charterer oder 

2. eine Person der Schiffsbesatzung oder einen 
an Bord tätigen Lotsen, sofern diese Person 
den Schaden in Ausführung von Dienstver- 
richtungen verursacht hat, 

geltend gemacht, so kann der Schuldner sich auf 
die Haftungsbeschränkung nach Absatz 1 Satz 2 
und 3 berufen; für Ansprüche gegen einen an 
Bord tätigen Lotsen gilt § 487 c Abs. 2 des Han- 


delsgesetzbuchs entsprechend. Der in Absatz 1 
Satz 2 bestimmte Höchstbetrag gilt für die Ge- 
samtheit der Ansprüche, die aus demselben Er- 
eignis gegen den Schiffseigner und die in Satz 1 
genannten Personen entstanden sind. Jedoch 
kann ein Schuldner sich auf die Haftungsbe- 
schränkung nicht berufen, wenn der Schaden 
auf eine Handlung oder Unterlassung zurückzu- 
führen ist, die von ihm selbst in der Absicht, 
einen solchen Schaden herbeizuführen, oder 
leichtfertig und in dem Bewußtsein begangen 
wurde, daß ein solcher Schaden mit Wahrschein- 
lichkeit eintreten werde.“ 

3. Vor § 77 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Fünfter Abschnitt 
Beförderung von Reisenden 
und ihrem Gepäck“. 

4. § 77 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 77 

(1) Auf die Beförderung von Reisenden und 
ihrem Gepäck auf Flüssen und sonstigen Bin- 
nengewässern ist § 664 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 des 
Handelsgesetzbuches entsprechend anzuwen- 
den. § 4 a bleibt unberührt. 

(2) Der Beförderer hat wegen des Beförde- 
rungsentgelts ein Pfandrecht an dem Gepäck 
des Reisenden, solange das Gepäck zurückbe- 
halten oder hinterlegt ist. Die Wirkungen und 
die Geltendmachung des Pfandrechts bestim- 
men sich im übrigen nach den für das Pfand- 
recht des Frachtführers an Frachtgütern gelten- 
den Vorschriften.“ 

5. Der bisherige Fünfte wird zum Sechsten, der 
bisherige Sechste wird zum Siebten, der bishe- 
rige Siebte zum Achten und der bisherige Achte 
zum Neunten Abschnitt. 

6. § 102 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. Ansprüche auf Ersatz des Schadens aus 
der Tötung oder Verletzung von Reisen- 
den (§ 4 a Abs. 1) sowie Ansprüche wegen 
Nichtablieferung oder Beschädigung der 
Ladungsgüter und des im § 77 bezeichne- 
ten Gepäcks;“. 

b) In Nummer 5 werden die Angaben „§ 4 Nr. 2“ 
und „§§ 3 und 4 Nr. 3“ durch die Angaben „§ 4 
Abs. 1 Nr. 2“ und „§§ 3 und 4 Abs. 1 Nr. 3“ er- 
setzt. 

Artikel 3 

Änderungen der Zivilprozeßordnung 

Die Zivilprozeßordnung in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 310-4, veröffent- 
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 305 wird eingefügt: 

„§ 305 a 

Unterliegt der in der Klage geltend gemachte 
Anspruch der Haftungsbeschränkung nach § 486 
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Abs. 1 oder 3, §§ 487 bis 487 d des Handelsgesetz- 
buchs und macht der Beklagte geltend, daß 

1. aus demselben Ereignis weitere Ansprüche, 
für die er die Haftung beschränken kann, 
entstanden sind und 

2. die Summe der Ansprüche die Haftungs- 
höchstbeträge übersteigt, die für diese An- 
sprüche in Artikel 6 oder 7 des Haftungs- 
beschränkungsübereinkommens (§ 486 Abs. 1 
des Handelsgesetzbuchs) oder in den §§ 487, 
487 a oder 487 c des Handelsgesetzbuchs be- 
stimmt sind, 

so kann das Gericht das Recht auf Beschrän- 
kung der Haftung bei der Entscheidung unbe- 
rücksichtigt lassen, wenn die Erledigung des 
Rechtsstreits wegen Ungewißheit über Grund 
oder Betrag der weiteren Ansprüche nach der 
freien Überzeugung des Gerichts nicht unwe- 
sentlich erschwert wäre. In diesem Fall ergeht 
das Urteil unter dem Vorbehalt, daß der Be- 
klagte das Recht auf Beschränkung der Haftung 
geltend machen kann, wenn ein Fonds nach dem 
Haftungsbeschränkungsübereinkommen errich- 
tet worden ist oder bei Geltendmachung des 
Rechts auf Beschränkung der Haftung errichtet 
wird.“ 

2. Nach § 786 wird eingefügt: 

„§ 786 a 

(1) Die Vorschriften des § 780 Abs. 1 und des 
§ 781 sind auf die nach §486 Abs. 1, 3, §§487 bis 
487 d des Handelsgesetzbuchs eintretende be- 
schränkte Haftung entsprechend anzuwenden. 

(2) Ist das Urteil nach § 305 a unter dem Vorbe- 
halt ergangen, daß der Beklagte das Recht auf 
Beschränkung der Haftung nach § 486 Abs. 1, 3, 
§§ 487 bis 487 d des Handelsgesetzbuchs geltend 
machen kann, wenn ein Fonds nach dem 
Haftungsbeschränkungsübereinkommen (§ 486 
Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) errichtet wor- 
den ist oder bei Geltendmachung des Rechts auf 
Beschränkung der Haftung errichtet wird, so 
gelten für die Zwangsvollstreckung wegen des 
durch das Urteil festgestellten Anspruchs die 
folgenden Vorschriften: 

1. Wird im Geltungsbereich dieses Gesetzes die 
Eröffnung eines Seerechtlichen Verteilungs- 
verfahrens beantragt, an dem der Gläubiger 
mit dem Anspruch teilnimmt, so entscheidet 
das Gericht nach § 5 Abs. 3 der Seerechtli- 
chen Verteilungsordnung über die Einstel- 
lung der Zwangsvollstreckung; nach Eröff- 
nung des Verteilungsverfahrens sind die Vor- 
schriften des § 8 Abs. 4 und 5 der Seerechtli- 
chen Verteilungsordnung anzuwenden. 

2. Ist nach Artikel 11 des Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommens von dem Schuldner 
oder für ihn ein Fonds in einem anderen Ver- 
tragsstaat des Übereinkommens errichtet 
worden, so sind, sofern der Gläubiger den An- 
spruch gegen den Fonds geltend^ gemacht 
hat, die Vorschriften des § 34 der Seerechtli- 
chen Verteilungsordnung anzuwenden. Hat 
der Gläubiger den Anspruch nicht gegen den 


Fonds geltend gemacht oder sind die Voraus- 
setzungen des § 34 Abs. 2 der Seerechtlichen 
Verteilungsordnung nicht gegeben, so wer- 
den Einwendungen, die auf Grund des 
Rechts auf Beschränkung der Haftung nach 
§ 486 Abs. 1, 3, §§ 487 bis 487 d des Handelsge- 
setzbuchs erhoben werden, nach den Vor- 
schriften der §§ 767, 769, 770 erledigt; das glei- 
che gilt, wenn der Fonds in dem anderen Ver- 
tragsstaat erst bei Geltendmachung des 
Rechts auf Beschränkung der Haftung er- 
richtet wird. 

(3) Ist das Urteil eines ausländischen Gerichts 
unter dem Vorbehalt ergangen, daß der Beklagte 
das Recht auf Beschränkung der Haftung nach 
dem Haftungsbeschränkungsübereinkommen 
geltend machen kann, wenn ein Fonds nach Ar- 
tikel 11 des Übereinkommens errichtet worden 
ist oder bei Geltendmachung des Rechts auf Be- 
schränkung der Haftung errichtet wird, so gel- 
ten für die Zwangsvollstreckung wegen des 
durch das Urteil festgestellten Anspruchs die 
Vorschriften des Absatzes 2 entsprechend.“ 

Artikel 4 

Änderungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Das Bürgerliche Gesetzbuch in der im Bundesge- 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 400-2, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch . . wird wie folgt geändert: 

1. § 209 Abs. 2 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. die Anmeldung des Anspruchs im Konkurs 
oder im seerechtlichen Verteilungsverfah- 
ren,“. 

2. Dem § 214 wird angefügt: 

„(4) Auf die Unterbrechung durch Anmeldung 
im seerechtlichen Verteilungsverfahren sind die 
Absätze 1 bis 3 entsprechend anzuwenden.“ 

3. § 651 h Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Gelten für eine von einem Leistungsträger 
zu erbringende Reiseleistung gesetzliche Vor- 
schriften, nach denen ein Anspruch auf Scha- 
densersatz nur unter bestimmten Voraussetzun- 
gen oder Beschränkungen entsteht oder geltend 
gemacht werden kann oder unter bestimmten 
Voraussetzungen ausgeschlossen ist, so kann 
sich auch der Reiseveranstalter gegenüber dem 
Reisenden hierauf berufen.“ 

Artikel 5 

Änderungen des Einführungsgesetzes 
zum Handelsgesetzbuch 

Artikel 7 des Einführungsgesetzes zum Handels- 
gesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 4101-1, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, das zuletzt durch . . . geändert wor- 
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Seelotsen“ 
durch das Wort „Lotsen“ ersetzt. 
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2. Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Vorschriften der §§486 bis 487 e des 
Handelsgesetzbuchs sind auch auf Ansprüche, 
die nicht auf den Vorschriften des Handelsge- 
setzbuchs beruhen, sowie auf andere als privat- 
rechtliche Ansprüche anzuwenden.“ 


Artikel 6 

Änderungen des Bundeswasserstraßengesetzes 

Das Bundeswasserstraßengesetz in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 904-9, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. Juni 1980 
(BGBl. I S. 649), wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 28 Abs, 3 wird angefügt: 

„Die Vorschriften der §§ 486 bis 487 e des Han- 
delsgesetzbuchs bleiben unberührt.“ 

2. Dem § 30 wird angefügt: 

„(12) Für die Kosten der Beseitigung haften 
persönlich 

1. der nach § 25 Abs. 1 Verantwortliche, sofern 
er Schiffseigentümer im Sinne des Artikels 1 
des H af tungsbeschränkungsübereinkommens 
(§ 486 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) ist und 
das Hindernis in unmittelbarem Zusammen- 
hang mit dem Betrieb des Schiffes verur- 
sacht worden ist, 

2. der nach § 25 Abs. 3 Verantwortliche, sofern 
es sich bei dem beseitigten Gegenstand um 
ein Schiff handelt und der Verantwortliche 
Eigentümer des Schiffes im Sinne des Arti- 
kels 1 des Haftungsbeschränkungsüberein- 
kommens ist. 

Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuld- 
ner. Auf den Anspruch auf Erstattung der Ko- 
sten der Beseitigung nach Satz 1 sind die §§ 486 
bis 487 e des Handelsgesetzbuchs anzuwenden.“ 


Artikel 7 

Änderung der Strandungsordnung 

Dem § 25 Abs. 4 der Strandungsordnung in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum- 
mer 9516-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
die zuletzt durch Artikel 284 des Gesetzes vom 
2. März 1974 (BGBl. I S. 469) geändert worden ist, 
wird angefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, sofern auf den An- 
spruch auf Erstattung der Kosten der Beseitigung 
die §§ 486 bis 487 e des Handelsgesetzbuchs anzu- 
wenden sind.“ 

Artikel 8 

Aufhebung von Vorschriften 

Artikel 3 des Seerechtsänderungsgesetzes vom 
21. Juni 1972 (BGBl. I S. 966) wird aufgehoben. 

Artikel 9 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 10 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt, soweit Absatz 2 nichts an- 
deres bestimmt, am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

(2) Artikel 1 Nr. 2 und 3, Artikel 2 Nr. 2 und 6, Arti- 
kel 3, Artikel 5 Nr. 2 sowie die Artikel 6 bis 8 treten 
an dem Tage in Kraft, an dem das Übereinkommen 
vom 19. November 1976 über die Beschränkung der 
Haftung für Seeforderungen für die Bundesrepu- 
blik Deutschland in Kraft tritt. 

(3) Der Tag, an dem die in Absatz 2 genannten 
Vorschriften dieses Gesetzes in Kraft treten, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 

I. Allgemeines 

1. Die in dem Entwurf vorgesehenen Änderungen 
des Handelsgesetzbuchs, des Binnenschiffahrts- 
gesetzes, des Bürgerlichen Gesetzbuchs, der Zi- 
vilprozeßordnung, des Einführungsgesetzes zum 
Handelsgesetzbuch, des Bundeswasserstraßen- 
gesetzes und der Strandungsordnung sind im 
wesentlichen durch die Ratifizierung des Londo- 
ner Übereinkommens vom 19. November 1976 
über die Beschränkung der Haftung für Seefor- 
derungen sowie durch die Übernahme der Rege- 
lungen des Athener Übereinkommens vom 
13. Dezember 1974 über die Beförderung von 
Reisenden und ihrem Gepäck auf See in das 
deutsche Recht veranlaßt. Außerdem werden ei- 
nige Bestimmungen des Protokolls vom 23. Fe- 
bruar 1968 zur Änderung des am 25, August 1924 
in Brüssel Unterzeichneten Internationalen 
Übereinkommens zur Vereinheitlichung einzel- 
ner Regeln über Konnossemente in das Han- 
delsgesetzbuch eingefügt 

Mit dem Entwurf eines Zweiten Seerechtsände- 
rungsgesetzes soll ein weiterer Schritt auf dem 
Wege zu einer Reform des in wesentlichen Tei- 
len schon über 100 Jahre alten deutschen See- 
handelsrechts getan werden. Der Weg für die 
dringend wünschenswerte Anpassung dieses 
Rechtsgebiets an die veränderten wirtschaftli- 
chen Verhältnisse ist vorgezeichnet. Angesichts 
der stetig fortschreitenden internationalen 
Rechtsvereinheitlichung auf dem Gebiet des 
Seehandelsrechts erscheint eine Modernisie- 
rung des deutschen Seehandelsrechts auf rein 
nationaler Basis nicht zweckmäßig. Sie sollte 
vielmehr in Übereinstimmung mit international 
vereinheitlichten Regeln vorgenommen werden. 

Die so gekennzeichnete schrittweise Reform des 
deutschen Seehandelsrechts wurde bereits 
durch das Gesetz zur Änderung von Vorschrif- 
ten des Handelsgesetzbuchs über das Seefracht- 
recht vom 10. August 1937 (RGBl. I S. 891) aus 
Anlaß der Ratifizierung des Internationalen 
Übereinkommens zur Vereinheitlichung von Re- 
geln über Konnossemente vom 25. August 1924 
(Haager Regeln) eingeleitet. Sie wurde dann 
durch das Seerechtsänderungsgesetz vom 
21. Juni 1972 (BGBl. I S. 966) fortgesetzt. Durch 
dieses Gesetz wurde u. a. mit der Übernahme 
der Grundsätze des Brüsseler Übereinkommens 
vom 10. Oktober 1957 über die Beschränkung der 
Haftung der Eigentümer von Seeschiffen die Ab- 
kehr von dem bis dahin im deutschen Recht gel- 
tenden Prinzip der beschränkt-dinglichen Ree- 
derhaftung vollzogen und stattdessen das inter- 
national verbreitete Prinzip der persönlichen, 
aber der Höhe nach beschränkbaren Haftung 
eingeführt. 

2. Die Reform des deutschen Seehandelsrechts soll 
nunmehr mit der Übernahme des Londoner Haf- 


tungsbeschränkungsübereinkommens von 1976 
in das deutsche Recht fortgeführt werden. Die- 
ses Übereinkommen löst das gegenwärtig in der 
Bundesrepublik Deutschland geltende Brüsseler 
Haftungsbeschränkungsübereinkommen von 
1957 ab. Wegen der Gründe, die zur Revision des 
Haftungsbeschränkungsübereinkommens von 
1957 Anlaß gegeben haben, wird auf die Denk- 
schrift zu dem Haftungsbeschränkungsüberein- 
kommen von 1976 verwiesen, die dem gleichzei- 
tig vorgelegten Entwurf eines Vertragsgesetzes 
zu dem Übereinkommen beigefügt ist. Die Neu- 
regelung des Rechtsinstituts der seerechtlichen 
Haftungsbeschränkung erfordert erhebliche Än- 
derungen nicht nur der §§ 486 ff. des Handelsge- 
setzbuchs, sondern auch des Gesetzes über das 
Verfahren bei der Einzahlung und Verteilung 
der Haftungssumme zur Beschränkung der Ree- 
derhaftung (Seerechtliche Verteilungsordnung), 
die eine Neufassung dieses Gesetzes geboten er- 
scheinen lassen. Die Neufassung der Seerechtli- 
chen Verteilungsordnung wird zugleich mit dem 
^ vorliegenden Gesetzentwurf eingebracht. 

3. Der Entwurf sieht weiter eine Reform des 
Rechts der Personenbeförderung auf See, insbe- 
sondere des Haftungsrechts, vor. Dazu werden 
die Regelungen des Athener Übereinkommens 
von 1974 über die Beförderung von Reisenden 
und ihrem Gepäck auf See weitestgehend in das 
deutsche Recht übernommen. Eine Neuordnung 
des für die Personenbeförderung geltenden Haf- 
tungsrechts hat sich namentlich deswegen als 
erforderlich erwiesen, weil es im geltenden 
Recht an einer zugunsten des Reisenden zwin- 
genden Mindesthaftung fehlt. Die Neuregelung 
wird im übrigen zum Änlaß genommen, die im 
Fünften Abschnitt des Vierten Buchs des Han- 
delsgesetzbuchs enthaltenen Vorschriften über 
den Seereisevertrag — soweit sie heutigen Ver- 
hältnissen nicht mehr entsprechen — im Wege 
der Rechtsbereinigung aufzuheben. 

Das Athener Übereinkommen von 1974, das von 
der Bundesrepublik Deutschland gezeichnet, 
aber noch nicht ratifiziert worden ist, ist bisher 
nicht in Kraft getreten. Das Übereinkommen ist 
von Großbritannien ratifiziert worden; Argenti- 
nien, Bahamas, die Deutsche Demokratische Re- 
publik, Jemen, Liberia, Spanien, Tonga und die 
UdSSR sind dem Übereinkommen beigetreten. 
Weitere Staaten bereiten die Ratifikation oder 
den Beitritt vor. Die skandinavischen Staaten 
haben ihr innerstaatliches Recht den Bestim- 
mungen des Athener Übereinkommens angegli- 
chen; sie halten jedoch die im Übereinkommen 
festgesetzten Haftungshöchstbeträge für zu 
niedrig und wollen daher einen Beitritt zum 
Übereinkommen erst dann in Betracht ziehen, 
wenn die Haftungsbeträge im Wege einer Revi- 
sion des Übereinkommens erhöht worden sind. 
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Eine Erhöhung der Haftungsbeträge erscheint 
im Hinblick auf die wirtschaftliche Entwicklung 
seit Abschluß des Übereinkommens im Jahre 
1974 in der Tat geboten. Aufgrund von Erörte- 
rungen im Rechtsausschuß der Internationalen 
Seeschiffahrts-Organisation (IMO) kann damit 
gerechnet werden, daß im Rahmen dieser Orga- 
nisation in absehbarer Zeit ein Protokoll zu dem 
Athener Übereinkommen von 1974 ausgearbei- 
tet werden wird, das eine Erhöhung der Haf- 
tungsbeträge und — nach dem Vorbild des Pro- 
tokolls von 1984 zum Ölhaftungsübereinkom- 
men von 1969 — die Einführung eines verein- 
fachten Verfahrens zur Anpassung der Haf- 
tungsbeträge an die wirtschaftliche Entwicklung 
vorsehen wird. 

Unter diesen Umständen empfiehlt es sich, von 
der Ratifizierung des Athener Übereinkommens 
vorerst abzusehen, um zu vermeiden, daß bis 
zum Inkrafttreten eines Änderungsprotokolls 
die zu niedrigen Haftungsbeträge des Athener 
Übereinkommens auf internationale Beförde- 
rungen im Sinne des Übereinkommens anzu- 
wenden sind. Andererseits erscheint es wün- 
schenswert, die Regelungen des Athener Über- 
einkommens, die — abgesehen von den zu nied- 
rigen Haftungsbeträgen — als sachgerecht und 
angemessen anzusehen sind, schon jetzt in das 
reformbedürftige innerstaatliche Recht zu über- 
nehmen. Dies soll in einer Form geschehen, die 
einer späteren Ratifizierung des Athener Über- 
einkommens — nach Anhebung der Haftungs- 
beträge durch ein Änderungsprotokoll — nicht 
entgegensteht. Demgemäß sieht der Entwurf 
vor, daß die Beförderung von Reisenden und ih- 
rem Gepäck auf See den dem Handelsgesetz- 
buch als Anlage beigefügten „Bestimmungen 
über die Beförderung von Reisenden und ihrem 
Gepäck auf See“ unterliegt. Diese Bestimmun- 
gen entsprechen — abgesehen von den Haf- 
tungsbeträgen und einigen anderen geringfügi- 
gen Abweichungen — den Regelungen des Athe- 
ner Übereinkommens von 1974 über die Beförde- 
rung von Reisenden und ihrem Gepäck auf See. 
Die vorgeschlagene Regelung ermöglicht es, das 
Athener Übereinkommen zusammen mit einem 
künftigen Änderungsprotokoll, durch das die 
Haftungsbeträge angemessen erhöht werden, zu 
gegebener Zeit für die Bundesrepublik Deutsch- 
land zu ratifizieren, ohne daß dadurch wesentli- 
che Rechtsänderungen erforderlich werden. 

4. Die gleichen Gründe, die für eine Reform des für 
die Personenbeförderung in der Seeschiffahrt 
geltenden Haftungsrechts sprechen, gelten auch 
für eine Neuordnung des Haftungsrechts für die 
Passagierbeförderung in der Binnenschiffahrt: 
Auch hier fehlt es im geltenden Recht an einer 
zugunsten des Reisenden zwingenden Mindest- 
haftung sowie an einer angemessenen Regelung 
der globalen Haftungsbeschränkung des Schiffs- 
eigners. Der Entwurf sieht daher vor, die see- 
rechtlichen Regelungen des Athener Überein- 
kommens auch auf die Personenbeförderung in 
der Binnenschiffahrt zu erstrecken. Gleichzeitig 
werden die Regelungen des Londoner Überein- 


kommens von 1976 über die globale Beschrän- 
kung der Reede rhaftung, soweit es sich um An- 
sprüche wegen Personenschäden von Reisenden 
handelt, auf die Haftung der Eigner von Binnen- 
schiffen erstreckt. Die Personenbeförderung in 
der Binnenschiffahrt wird damit im wesentli- 
chen dem gleichen Haftungsregime wie die Pas- 
sagierbeförderung auf See unterstellt. 

5. Für die Haushalte des Bundes, der Länder und 
der Gemeinden bringt das vorgeschlagene Ge- 
setz keine Kosten mit sich. Insbesondere sind 
kostenmäßige Auswirkungen aus der in den 
§§ 486 ff. HGB in der Fassung des Entwurfs gere- 
gelten Haftungsbeschränkung für Seeforderun- 
gen nicht zu erwarten. Privatrechtliche Ansprü- 
che unterliegen bereits nach geltendem Recht 
der seerechtlichen Haftungsbeschränkung, wo- 
bei die Haftungshöchstbeträge wesentlich unter 
den Höchstbeträgen liegen, die künftig nach 
dem Haftungsbeschränkungsübereinkommen 
von 1976 maßgebend sein werden. Für öffentlich- 
rechtliche Ansprüche aus Wrackbeseitigung soll 
künftig die Regelung des § 487 HGB in der Fas- 
sung des Entwurfs gelten. Die hiernach maßge- 
benden Haftungshöchstbeträge reichen in der 
Regel zur Deckung von Ansprüchen aus Wrack- 
beseitigung aus. Sofern auf längere Sicht die 
Deckung solcher Ansprüche nicht gewährleistet 
sein sollte, können die Haftungsbeträge auf- 
grund des bei der Ratifikation des Haftungs- 
beschränkungsübereinkommens zu erklärenden 
Vorbehalts nach Artikel 18 Abs. 1 des Haftungs- 
beschränkungsübereinkommens an die wirt- 
schaftliche Entwicklung angepaßt werden. So- 
weit es sich um Schäden an Hafenanlagen, Ha- 
fenbecken, Wasserstraßen und Navigationshil- 
fen handelt, dürfte der in § 487 b HGB in der Fas- 
sung des Entwurfs vorgesehene Vorrang dazu 
führen, daß derartige Ansprüche der öffentli- 
chen Hand künftig in höherem Maße als nach 
geltendem Recht befriedigt werden. 

Die vorgesehene Erhöhung der Haftungsbeträge 
in der Seeschiffahrt und, soweit es sich um 
Schäden bei der Beförderung von Personen han- 
delt, auch in der Binnenschiffahrt kann, sofern 
sich Schadensfälle von größerem Ausmaß ereig- 
nen sollten, zu einer Anhebung der vom Schiffs- 
eigentümer zu leistenden Haftpflichtversiche- 
rungsprämien und damit mittelbar zu einer ge- 
ringfügigen Erhöhung der Entgelte für die Be- 
förderung von Personen und Gütern auf See und 
für die Beförderung von Personen in der Bin- 
nenschiffahrt führen. Die höhere Haftung des 
Schiffseigentümers hat jedoch zugleich eine 
wirtschaftliche Entlastung des Geschädigten zur 
Folge, die sich darin niederschlägt, daß die ihm 
zur Last fallenden Aufwendungen zur Schadens- 
deckung, wie Prämien für eine Transportversi- 
cherung oder für eine Kranken- oder Unfallver- 
sicherung sowie Beiträge zur Sozialversiche- 
rung sich entsprechend mindern; das gleiche gilt 
für Leistungen des Arbeitgebers zur Lohnfort- 
zahlung im Krankheitsfalle. Es handelt sich um 
eine Verlagerung der Schadenskosten auf den 
haftpflichtigen Verursacher des Schadens, die 
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geeignet ist, eine präventive Wirkung zu entfal- 
ten und damit im Ergebnis zu einer Verminde- 
rung der Schadensfälle und -kosten zu führen. 
Die vorgeschlagene Regelung wird sich daher 
eher preisdämpfend auswirken. Auswirkungen 
auf das Preisniveau oder das Verbraucherpreis- 
niveau sind nicht zu erwarten. 

Auswirkungen auf die Umwelt sind nicht zu er- 
warten. 

Das Gesetz bedarf nicht der Zustimmung des 
Bundesrates. 


II. Bemerkungen 
zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 — Änderungen des Handelsgesetz- 
buchs 

Zu Nummer 1 — §485 Satz 1 HGB 

Die Ersetzung des Wortes „Seelotse“ durch das 
Wort „Lotse“ in § 485 Satz 1 HGB dient der Klarstel- 
lung. Bis zur Änderung des § 485 Satz 1 HGB durch 
§ 59 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes über das Seelotswesen 
vom 13. Oktober 1954 (BGBl. II S. 1035) wurden im 
Rahmen des §485 HGB sowohl der Seelotse als 
auch der Hafenlotse der Schiffsbesatzung zugerech- 
net. Demgegenüber bestimmte § 1 Abs. 1 Satz 2 des 
Gesetzes über das Seelotswesen, daß der Seelotse 
nicht zur Schiffsbesatzung gehört. Im Hinblick hier- 
auf wurde § 485 Satz 1 HGB durch den § 59 Abs, 2 
Nr. 1 des Gesetzes über das Seelotswesen in der 
Weise ergänzt, daß der Seelotse in § 485 Satz 1 HGB 
ausdrücklich genannt wurde. Die Einfügung der 
Worte „oder ein an Bord tätiger Seelotse“ in § 485 
Satz 1 HGB hat jedoch nichts daran geändert, daß 
der Reeder auch für das Verschulden eines an Bord 
tätigen Hafenlotsen einzustehen hat; der Hafen- 
lotse steht einer Person der Schiffsbesatzung im 
Sinne des § 485 HGB gleich (so Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofs in Zivilsachen, Band 50 S. 250). 

Es erscheint sachgerecht, diese Rechtslage klarzu- 
stellen, indem in § 485 Satz 1 HGB das Wort „Seelot- 
se“ durch das Wort „Lotse“ ersetzt wird. Diese re- 
daktionelle Änderung erleichtert zugleich die ein- 
heitliche Anwendung der Vorschriften des Ent- 
wurfs über die Beschränkung der Haftung eines an 
Bord tätigen Lotsen (§487c HGB in der Fassung 
des Entwurfs sowie § 1 Abs. 2 Satz 2 des Entwurfs 
einer Neufassung der Seerechtlichen Verteilungs- 
ordnung). 

Zu Nummer 2 — §§ 486 bis 487e HGB 

Die Haftungsbeschränkung des Reeders für Seefor- 
derungen ist in den §§ 486 bis 487 d HGB der gelten- 
den Fassung geregelt. Diese Vorschriften enthalten 
die wesentlichen materiell-rechtlichen Bestimmun- 
gen des Übereinkommens von 1957 über die Be- 
schränkung der Haftung der Eigentümer von See- 
schiffen (Vertragsgesetz vom 21. Juni 1972 — 
BGBl. II S. 653), wie sie durch das Seerechtsände- 
rungsgesetz vom 21. Juni 1972 (BGBl. I S. 966) in das 
Handelsgesetzbuch eingearbeitet worden sind. Die- 


ses Übereinkommen soll nunmehr durch das von 
einer Diplomatischen Konferenz in London am 
19. November 1976 verabschiedete Übereinkommen 
über die Beschränkung der Haftung für Seeforde- 
rungen (Haftungsbeschränkungsübereinkommen) 
ersetzt werden. Die Gründe hierfür sind im einzel- 
nen in der Denkschrift zu dem Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommen dargelegt. Der Entwurf ei- 
nes Zustimmungsgesetzes zu dem Haftungsbe- 
schränkungsübereinkommen wird den gesetzge- 
benden Körperschaften zusammen mit dem vorlie- 
genden Entwurf zugleitet. Angesichts dessen müs- 
sen die §§486 bis 487 d HGB geändert und dem 
Haftungsbeschränkungsübereinkommen angepaßt 
werden. 

Die Regelungen des Haftungsbeschränkungsüber- 
einkommens sollen unmittelbare Geltung im deut- 
schen Seehandelsrecht erhalten. Von einer Einar- 
beitung einzelner Bestimmungen in das Handelsge- 
setzbuch, wie dies bei dem Übereinkommen von 
1957 geschehen ist, wird abgesehen. Die Regelun- 
gen des Haftungsbeschränkungsübereinkommens 
sind unmittelbar anwendungsfähig. Das Vertrags- 
gesetz zu dem Übereinkommen transformiert des- 
sen Inhalt in das innerstaatliche Recht und begrün- 
det, soweit die Bestimmungen des Übereinkom- 
mens normativen Charakter haben, unmittelbar 
Rechte und Pflichten des einzelnen, ohne daß es 
einer besonderen Umsetzung der Bestimmungen 
des Übereinkommens in das deutsche Recht bedarf. 
Anders als das Übereinkommen von 1957 — Unter- 
zeichnungsprotokoll Absatz 2 c — enthält das Haf- 
tungsbeschränkungsübereinkommen von 1976 kei- 
nen Vorbehalt, der es den Vertragsstaaten gestattet, 
das Übereinkommen durch Übernahme in einer 
dem innerstaatlichen Recht angepaßten Form in 
Kraft zu setzen. Der Entwurf folgt deshalb dem Vor- 
bild anderer Regelungen auf dem Gebiet des Haf- 
tungsrechts, die den Bestimmungen internationaler 
Übereinkommen unmittelbare Geltung verleihen 
(z. B. §51 Luftverkehrsgesetz; §§25, 25 a Atomge- 
setz; Gesetz zu dem Übereinkommen von 1956 über 
den Beförderungsvertrag im internationalen Stra- 
ßengüterverkehr; Gesetz zu dem Übereinkommen 
von 1969 über die zivilrechtliche Haftung für Ölver- 
schmutzungsschäden; Gesetz zu dem Übereinkom- 
men vom 9. Mai 1980 über den internationalen Ei- 
senbahnverkehr — COTIF). Soweit das Überein- 
kommen von 1976 dem nationalen Gesetzgeber ab- 
weichende oder ergänzende Regelungen vorbehält, 
enthalten die §§486 bis 487 e des Handelsgesetz- 
buchs sowie die Seerechtliche Verteilungsordnung 
in der Fassung des Entwurfs der Neufassung, der 
den gesetzgebenden Körperschaften gleichzeitig 
mit diesem Entwurf zugeleitet wird, die erforderli- 
chen Bestimmungen. 

Zu § 486 HGB 

Absatz 1 stellt fest, daß die Beschränkung der Haf- 
tung für Seeforderungen sich nach den Bestimmun- 
gen des Haftungsbeschränkungsübereinkommens 
von 1976 richtet. Die Verweisung auf das Haftungs- 
beschränkungsübereinkommen hat lediglich dekla- 
ratorischen Charakter. Mit dem Inkrafttreten des 
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Übereinkommens für die Bundesrepublik Deutsch- 
land werden die normativen Bestimmungen des 
Übereinkommens unmittelbar geltendes Recht. 

Absatz 2 stellt fest, daß die Haftung aufgrund des 
Ölhaftungsübereinkommens von 1969 (BGBl. 1975 
II S. 301) nach den Bestimmungen dieses Überein- 
kommens beschränkt werden kann. Auch diese Ver- 
weisung hat lediglich deklaratorischen Charakter. 

Absatz 3 bestimmt, daß die Haftung für Ansprüche 
wegen Ölverschmutzungsschäden, auf die das Öl- 
haftungsübereinkommen nicht anzuwenden ist, 
nach den Bestimmungen des Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommens von 1976 beschränkt wer- 
den kann. Diese Regelung ist deswegen erforder- 
lich, weil nach Artikel 3 Buchstabe b des Haftungs- 
beschränkungsübereinkommens die Bestimmun- 
gen dieses Übereinkommens auf „Ansprüche wegen 
Ölverschmutzungsschäden im Sinne des Internatio- 
nalen Übereinkommens vom 29. November 1969 
über die zivilrechtliche Haftung für Ölverschmut- 
zungsschäden“ nicht anzuwenden sind. Sinn dieser 
Vorschrift ist es, nicht nur solche Ansprüche, die 
aufgrund der Bestimmungen des Ölhaftungsüber- 
einkommens geltend gemacht werden können, 
sondern allgemein alle Ansprüche wegen Ölver- 
schmutzungsschäden im Sinne des Ölhaftungsüber- 
einkommens von der Anwendung des Haftungs- 
beschränkungsübereinkommens von 1976 auszu- 
schließen, auch soweit das Ölhaftungsübereinkom- 
men auf diese Ansprüche nicht anzuwenden ist. 
Diese Regelung soll insbesondere denjenigen Ver- 
tragsstaaten des Haftungsbeschränkungsüberein- 
kommens, die nicht zugleich Vertragsstaaten des 
Ölhaftungsübereinkommens sind, die Möglichkeit 
offenhalten, die Haftungsbeschränkung wegen Öl- 
verschmutzungsschäden abweichend von den Be- 
stimmungen des Haftungsbeschränkungsüberein- 
kommens von 1976 zu regeln. Der Wortlaut des Arti- 
kels 3 Buchstabe b des Haftungsbeschränkungs- 
übereinkommens geht allerdings über das ange- 
strebte Ziel hinaus, indem er generell „Ansprüche 
wegen Ölverschmutzungsschäden im Sinne des In- 
ternationalen Übereinkommens vom 29. November 
1969 über die zivilrechtliche Haftung für Ölver- 
schmutzungsschäden“ vom Anwendungsbereich 
des Haftungsbeschränkungsübereinkommens aus- 
nimmt, also auch, soweit in einem Vertragsstaat des 
Ölhaftungsübereinkommens Ansprüche wegen Öl- 
verschmutzungsschäden im Sinne des Übereinkom- 
mens gegen andere Personen als den nach dem 
Übereinkommen haftpflichtigen Schiffseigentümer 
entstanden sind oder Ansprüche wegen Ölver- 
schmutzungsschäden außerhalb des territorialen 
Anwendungsbereichs des Ölhaftungsübereinkom- 
mens geltend gemacht werden. Um diese Lücke 
des Haftungsbeschränkungsübereinkommens zu 
schließen, bestimmt § 486 Abs. 3 Satz 1 HGB in der 
Fassung des Entwurfs, daß die in Artikel 1 des Haf- 
tungsbeschränkungsübereinkommens genannten 
Personen ihre Haftung für derartige Ansprüche we- 
gen Ölverschmutzungsschäden nach den Bestim- 
mungen des Haftungsbeschränkungsübereinkom- 
mens von 1976 beschränken können. Insoweit han- 
delt es sich um eine Anwendung dieser Bestimmun- 
gen kraft innerstaatlichen Rechts in Fällen, in de- 


nen das Übereinkommen selbst kraft völkerrechtli- 
cher Vereinbarung nicht gilt. 

Die innerstaatliche Ausdehnung des Anwendungs- 
bereichs des Haftungsbeschränkungsübereinkom- 
mens auf Fälle, in denen das Übereinkommen kraft 
völkerrechtlicher Vereinbarung nicht gilt, darf je- 
doch nicht zu einer Benachteiligung der Gläubiger 
von Ansprüchen, auf die das Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommen kraft völkerrechtlicher Ver- 
einbarung anzuwenden ist, führen. Es bedarf daher 
einer besonderen Regelung für Fälle, in denen aus 
demselben Ereignis sowohl Ansprüche, für die das 
Haftungsbeschränkungsübereinkommen kraft völ- 
kerrechtlicher Vereinbarung gilt, als auch Ansprü- 
che, auf die die Bestimmungen des Übereinkom- 
mens lediglich kraft innerstaatlicher Regelung An- 
wendung finden, entstanden sind. § 486 Abs. 3 Satz 2 
HGB in der Fassung des Entwurfs sieht daher vor, 
daß in derartigen Fällen die im Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommen bestimmten Haftungs- 
höchstbeträge jeweils gesondert für die Gesamtheit 
der Ansprüche, die der Haftungsbeschränkung 
nach § 486 Abs. 1 HGB in der Fassung des Entwurfs 
unterliegen, und für die Gesamtheit der in § 486 
Abs. 3 Satz 1 HGB in der Fassung des Entwurfs 
bezeichneten Ansprüche wegen Verschmutzungs- 
schäden gelten. Diese Lösung entspricht im Grund- 
satz der Regelung, die in denjenigen Fällen gilt, in 
denen aus demselben Ereignis sowohl Ansprüche, 
die der Haftungsbeschränkung nach dem Haftungs- 
beschränkungsübereinkommen unterliegen, als 
auch Ansprüche, auf die das Ölhaftungsüberein- 
kommen anzuwenden ist, entstanden sind. In einem 
solchen Falle gelten für die Gesamtheit der Ansprü- 
che, die der Haftungsbeschränkung nach dem Haf- 
tungsbeschränkungsübereinkommen unterliegen, 
die im Haftungsbeschränkungsübereinkommen be- 
stimmten Haftungshöchstbeträge und für die Ge- 
samtheit der Ansprüche, auf die das Ölhaftungs- 
übereinkommen anzuwenden ist, der im Ölhaf- 
tungsübereinkommen bestimmte Haftungshöchst- 
betrag jeweils gesondert. 

Absatz 4 nimmt bestimmte Ansprüche von der Haf- 
tungsbeschränkung aus; 

Absatz 4 Nr. 1 konkretisiert die Bestimmung des 
Artikels 3 Buchstabe e des Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommens für das deutsche Recht. Es 
wird bestimmt, daß die in Artikel 3 Buchstabe e des 
Übereinkommens bezeichneten Ansprüche von Mit- 
gliedern der Schiffsbesatzung sowie Ansprüche ih- 
rer Erben oder Angehörigen nicht der Haftungs- 
beschränkung unterliegen, sofern auf den Dienst- 
vertrag deutsches Recht anzuwenden ist. Diese Re- 
gelung stimmt in der Sache mit dem bisherigen 
§ 486 Abs. 3 Nr. 1 HGB überein. Unterliegt der 
Dienstvertrag dem Recht eines anderen Staates, so 
entscheidet nach Artikel 3 Buchstabe e des Haf- 
tungsbeschränkungsübereinkommens dieses Recht 
darüber, ob die Haftung für die in Artikel 3 Buch- 
stabe e des Übereinkommens bezeichneten Ansprü- 
che beschränkt werden kann. Wegen der unmittel- 
baren Geltung des Übereinkommens bedarf dieser 
Fall — anders als im geltenden Recht — keiner 
besonderen innerstaatlichen Regelung. 
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Absatz 4 Nr. 2 entspricht dem geltenden §487c 
HGB. Der Ausschluß der Haftungsbeschränkung 
für Kosten der Rechtsverfolgung bezieht sich auch 
auf die Kosten, die den Gläubigern durch Teil- 
nahme am seerechtlichen Verteilungsverfahren 
entstehen. Dies erscheint vor allem deshalb gebo- 
ten, weil anderenfalls die Verteilung der Haftungs- 
summe durch die Notwendigkeit erschwert würde, 
Ersatzansprüche wegen Kosten zu berücksichtigen, 
die erst während des Verfahrens bis zu seinem Ab- 
schluß neu entstehen. 

Nach Absatz 5 gelten ergänzend zu den Bestimmun- 
gen des Haftungsbeschränkungsübereinkommens 
und des Ölhaftungsübereinkommens die §§487 bis 
487 e HGB in der Fassung des Entwurfs. Diese Vor- 
schriften regeln Fragen, die in den Übereinkommen 
nicht geregelt oder ausdrücklich einer abweichen- 
den Regelung durch die Vertragsstaaten Vorbehal- 
ten sind. 

Zu §487 HGB 

Artikel 18 Abs. 1 des Haftungsbeschränkungsüber- 
einkommens behält den Vertragsstaaten vor, die in 
Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe d und e des Übereinkom- 
mens bezeichneten Ansprüche aus der Beseitigung 
eines Wracks oder der Ladung eines gesunkenen 
Schiffes vom Anwendungsbereich des Übereinkom- 
mens auszuschließen. Die Bundesregierung hält es 
für angezeigt, von diesem Vorbehalt Gebrauch zu 
machen und damit den Weg zu einer Sonderrege- 
lung für Ansprüche auf Erstattung der Kosten für 
die in Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe d und e des Über- 
einkommens genannten Maßnahmen freizuma- 
chen. Eine solche Sonderregelung erscheint wün- 
schenswert, weil die Kosten der Beseitigung von 
Wracks und gesunkener Ladung erfahrungsgemäß 
außerordentlich hoch sind. Die quotenmäßige Be- 
friedigung der Ansprüche wegen solcher Kosten zu- 
sammen mit sonstigen Seeforderungen aus einer 
einheitlichen Haftungshöchstsumme dürfte einer- 
seits der öffentlichen Hand, die in der Regel Gläubi- 
ger solcher Kostenansprüche ist, keinen angemes- 
senen Ausgleich bieten und andererseits die Befrie- 
digung der Gläubiger sonstiger Ansprüche erheb- 
lich beeinträchtigen. 

§ 487 HGB in der Fassung des Entwurfs unterstellt 
die genannten Kostenansprüche einer Sonderrege- 
lung. Hiernach ist das Haftungsbeschränkungs- 
übereinkommen auf derartige Ansprüche mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß diese Ansprüche nicht 
in den Haftungshöchstbetrag für „sonstige Ansprü- 
che“ im Sinne des Artikels 6 Abs. 1 Buchstabe b des 
Haftungsbeschränkungsübereinkommens einbezo- 
gen werden. Vielmehr gilt für diese Ansprüche ein 
gesonderter Haftungshöchstbetrag, dessen Summe 
dem Haftungshöchstbetrag nach Artikel 6 Abs. 1 
Buchstabe b des Haftungsbeschränkungsüberein- 
kommens entspricht und der ausschließlich zur Be- 
friedigung der in § 487 Abs. 1 HGB bezeichneten 
Ansprüche zur Verfügung steht. Diese Regelung 
führt zu einer Erweiterung der Gesamthaftung des 
Schuldners, wenn neben Kostenansprüchen im 
Sinne des § 487 Abs. 1 HGB auch andere Ansprüche 
entstanden sind, die aus dem nach Artikel 6 Abs. 1 


Buchstabe b des Haftungsbeschränkungsüberein- 
kommens maßgebenden Haftungshöchstbetrag zu 
befriedigen sind. 

Der Wortlaut des Artikels 2 Abs. 1 Buchstabe d und 
e des Haftungsbeschränkungsübereinkommens 
kann zu Zweifeln Anlaß geben, ob diese Bestim- 
mung sich ausschließlich auf Ansprüche auf Erstat- 
tung der Kosten für die genannten Maßnahmen 
oder auch auf Ersatzansprüche wegen Schäden, die 
im Zusammenhang mit derartigen Maßnahmen 
verursacht werden, bezieht. Ansprüche wegen 
Schäden, die in unmittelbarem Zusammenhang mit 
den in Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe d und e des Über- 
einkommens genannten Maßnahmen eintreten, fal- 
len allerdings bereits unter die Regelung des Arti- 
kels 2 Abs. 1 Buchstabe a des Übereinkommens. 
Dies ergibt sich daraus, daß nach Artikel 1 Abs. 3 
Satz 2 des Übereinkommens zu einer Bergung oder 
Hilfeleistung im Sinne des Artikels 1 Abs. 3 des 
Übereinkommens auch die in Artikel 2 Abs. 1 Buch- 
stabe d, e und f genannten Arbeiten gehören. Es 
wird hiernach davon auszugehen sein, daß Artikel 2 
Abs. 1 Buchstabe d und e des Übereinkommens sich 
ausschließlich auf Ansprüche auf Erstattung der 
Kosten für die genannten Maßnahmen bezieht. Für 
diese Auslegung spricht insbesondere auch der 
französische Text „creances pour avoir renfloue, en- 
leve, detrüit ou rendu inoffensif un navire“. Der Ent- 
wurf nimmt zur Frage der Auslegung des Artikels 2 
Abs. 2 Buchstabe d und e des Übereinkommens 
nicht Steilung. Auf jeden Fall soll aber die in §487 
HGB in der Fassung des Entwurfs vorgeschlagene 
Sonderregelung nur für Ansprüche auf Erstattung 
der Kosten für die in Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe d 
und e des Übereinkommens genannten Maßnah- 
men gelten. 

Nach § 487 Abs. 1 HGB kommt es nicht darauf an, 
auf welcher Rechtsgrundlage der Kostenanspruch 
beruht. In Verbindung mit Artikel 7 Abs. 2 des Ein- 
führungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch in der 
Fassung des Entwurfs (Artikel 5 Nr. 2 des Gesetz- 
entwurfs) gilt die Regelung auch für andere als pri- 
vatrechtliche Ansprüche. Damit wird ein Problem 
gelöst, das bisher nicht befriedigend geregelt ist. 
Das geltende Recht regelt die Haftungsbeschrän- 
kung unterschiedlich je nach der Rechtsgrundlage, 
auf die der Anspruch auf Ersatz der Beseitigungs- 
kosten gestützt wird. Die geltenden §§ 486 bis 487 d 
HGB regeln nur die Beschränkung der Haftung für 
privatrechtliche Ansprüche. Für öffentlich-rechtli- 
che Ansprüche gilt, soweit sie auf die Strandungs- 
ordnung (StrO) gestützt werden, die in §25 StrO 
vorgesehene, auf den Wert des Wracks bezogene 
Haftungsgrenze. Im Ergebnis die gleiche Haftungs- 
grenze gilt für Ansprüche, die auf der Grundlage 
des § 30 des Bundeswasserstraßengesetzes 
(WaStrG) erhoben werden. Unbeschränkt ist die 
Haftung dagegen, soweit es sich um Ansprüche auf 
der Grundlage des §28 Abs. 3 WaStrG in Verbin- 
dung mit §§ 24, 25 WaStrG handelt. Ein überzeugen- 
der Grund für eine so unterschiedliche Gestaltung 
der Rechtslage je nach gewählter Anspruchsgrund- 
lage ist nicht ersichtlich. Bedenken gegen die Rege- 
lung des geltenden Rechts bestehen namentlich 
deswegen, weil die zuständige Behörde angesichts 
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der im wesentlichen gleichen Tatbestandsvoraus- 
setzungen des § 25 StrO und des § 30 WaStrG einer- 
seits und des § 28 Abs. 3 WaStrG andererseits die 
Möglichkeit hat, bei der Beseitigung des Wracks 
oder der Ladung wahlweise nach einer dieser Vor- 
schriften vorzugehen und damit für den Schuldner 
je nach herangezogener Anspruchsgrundlage 
höchst unterschiedliche Rechtsfolgen auszulösen. 

Nach der Neufassung des § 487 Abs. 1 HGB in Ver- 
bindung mit der Neufassung des Artikels 7 Abs. 2 
EGHGB sollen solche Kostenansprüche, unabhän- 
gig ob sie öffentlich-rechtlicher oder privatrechtli- 
cher Natur sind, der Haftungsbeschränkung unter- 
liegen. Die Lückenlosigkeit der Haftungsbeschrän- 
kung verschafft dem Schiffseigentümer einen ange- 
messenen Ausgleich für die im Vergleich zum gel- 
tenden Recht teilweise erweiterte Haftung. 

Nach Absatz 2 Satz 1 entspricht der Haftungs- 
höchstbetrag, der für die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 
genannten Kostenansprüche gilt, nach Berech- 
nungsmethode und Höhe dem Haftungshöchstbe- 
trag, der für „sonstige Ansprüche“ nach Artikel 6 
Abs. 1 Buchstabe b des Haftungsbeschränkungs- 
übereinkommens maßgebend ist. Nach Absatz 2 
Satz 2 gilt dieser besondere Haftungshöchstbetrag 
für die Gesamtheit der genannten Kostenansprü- 
che, die aus demselben Ereignis gegen die Personen 
entstanden sind, die dem gleichen Personenkreis 
im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 Buchstabe a, b oder c 
des Übereinkommens angehören. Der Grundsatz 
der Globalität der Haftungsbeschränkung gilt hier- 
nach auch im Hinblick auf die in Absatz 1 genann- 
ten Kostenansprüche. Absatz 2 Satz 3 stellt klar, 
daß aus der Haftungshöchstsumme ausschließlich 
die in Absatz 1 genannten Kostenansprüche zu be- 
friedigen sind. Damit wird der Grundsatz des ge- 
sonderten Haftungshöchstbetrages nach Absatz 1 
noch einmal hervorgehoben. 


Zu § 487a 

Mit dieser Vorschrift macht der Gesetzgeber Ge- 
brauch von der den Vertragsstaaten in Artikel 15 
Abs. 2 Buchstabe b des Haftungsbeschränkungs- 
übereinkommens vorbehaltenen Befugnis, die Haf- 
tungsbeschränkung für Schiffe mit einem Raumge- 
halt von weniger als 300 Tonnen abweichend von 
den Bestimmungen des Haftungsbeschränkungs- 
übereinkommens zu regeln. Die im Entwurf vorge- 
schlagene Regelung trägt dem Umstand Rechnung, 
daß die Kosten für eine Haftpflichtversicherung in 
Höhe des für Schiffe bis zu 500 Tonnen Raumgehalt 
festgesetzten Sockelbetrages die Eigentümer klei- 
nerer Schiffe wirtschaftlich erheblich belasten wür- 
de. Andererseits kann nicht übersehen werden, daß 
die von kleinen Schiffen verursachten Schäden im 
Verhältnis zum Raumgehalt solcher Schiffe sehr 
hoch sein können. Der vorgeschlagene § 487 a HGB 
sieht deshalb eine mittlere Lösung dahin vor, daß 
für Schiffe mit einem Raumgehalt bis zu 250 Ton- 
nen als Haftungshöchstgrenze für sonstige Ansprü- 
che im Sinne des Artikels 6 Abs. 1 Buchstabe b des 
Haftungsbeschränkungsübereinkommens ein Sok- 
kelbetrag festgesetzt wird, der die Hälfte des Sok- 


kelbetrages für Schiffe bis zu 500 Tonnen Raumge- 
halt beträgt. 

Für Ansprüche wegen Personenschäden bleibt es 
bei dem in Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe a des Haf- 
tungsbeschränkungsübereinkommens für Schiffe 
mit einem Raumgehalt bis zu 500 Tonnen bestimm- 
ten Haftungshöchstbetrag von 33 000 Rechnungs- 
einheiten. Im Interesse eines angemessenen Aus- 
gleichs von Personenschäden erscheint es nicht 
vertretbar, für kleinere Schiffe eine niedrigere Haf- 
tungsgrenze festzulegen. Reicht allerdings der in 
Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe a des Übereinkommens 
bestimmte Haftungshöchstbetrag von 330 000 Rech- 
nungseinheiten im Einzelfall zur Deckung der An- 
sprüche wegen Personenschäden nicht aus und 
sind somit diese Ansprüche nach Artikel 6 Abs. 2 
des Übereinkommens hinsichtlich des Restbetrages 
gleichrangig mit den sonstigen Ansprüchen aus 
dem nach Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe b des Überein- 
kommens errechneten Betrag zu befriedigen, so 
wirkt sich die Regelung des § 487 c HGB in der Fas- 
sung des Entwurfs auch auf die Ansprüche wegen 
Personenschäden aus, sofern der nach dieser Vor- 
schrift maßgebende Haftungshöchstbetrag die voll- 
ständige Befriedigung sowohl der restlichen An- 
sprüche wegen Personenschäden als auch der son- 
stigen Ansprüche nicht gestattet. 


Zu § 487 b 

Ansprüche wegen Beschädigung von Hafenanlagen, 
Hafenbecken, Wasserstraßen und Navigationshil- 
fen werden nach §487b HGB in der Fassung des 
Entwurfs aus der Haftungshöchstsumme gemäß 
Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe b des Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommens vorrangig vor sonstigen An- 
sprüchen befriedigt. Mit dieser Bestimmung macht 
der Gesetzgeber von der Regelungsbefugnis nach 
Artikel 6 Abs. 3 des Haftungsbeschränkungsüber- 
einkommens Gebrauch. Die Regelung ist im Ver- 
gleich zum geltenden Recht neu. Zwar hat die Bun- 
desrepublik Deutschland seinerzeit von dem ent- 
sprechenden Vorbehalt nach Abs. 2 a des Unter- 
zeichnungsprotokolls zu dem Übereinkommen von 
1957 Gebrauch gemacht. Gleichwohl hat der Gesetz- 
geber darauf verzichtet, innerstaatlich Ansprüche 
wegen Schäden an Hafenanlagen, Hafenbecken 
oder Wasserstraßen von der Haftungsbeschrän- 
kung auszuschließen oder derartige Ansprüche vor- 
zugsweise zu behandeln; diese Ansprüche fallen da- 
her unter die Regelung für Sachschadenansprüche 
im Sinne des bisherigen § 486 Abs. 1 HGB. 

Die in § 487 b HGB vorgeschlagene bevorzugte Be- 
friedigung von Ansprüchen wegen Beschädigung 
von Hafenanlagen, Hafenbecken, Wasserstraßen 
und Navigationshilfen verfolgt das Ziel, die Öffentli- 
che Hand, die in der Regel Gläubiger solcher An- 
sprüche ist, zu entlasten. Die Bereitstellung lei- 
stungsfähiger Hafenanlagen, Wasserstraßen und 
Navigationshilfen liegt im Allgemeininteresse und 
kommt der gesamten Seeschiffahrt ebenso wie der 
verladenden Wirtschaft zugute. Es erscheint daher 
gerechtfertigt, Ansprüchen wegen Beschädigung 
von Hafenanlagen, Wasserstraßen und Navigations- 
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hilfen Vorrang vor sonstigen Ansprüchen wegen 
Sachschäden einzuräumen. Hierfür läßt sich auch 
anführen, daß die Haftungsrisiken, die historisch 
zur seerechtlichen Haftungsbeschränkung Anlaß 
gegeben haben, sich vor allem auf die Gefahren der 
hohen See bezogen haben. Es wäre hiernach durch- 
aus vertretbar gewesen, die in Artikel 6 Abs. 3 des 
Haftungsbeschränkungsübereinkommens genann- 
ten Ansprüche von der Haftungsbeschränkung aus- 
zuschließen oder jedenfalls den Vertragsstaaten zu 
gestatten, das Übereinkommen auf diese Ansprü- 
che nicht anzuwenden. Eine solche Regelung hat 
jedoch auf der Konferenz keine Mehrheit gefunden. 
Man hat sich vielmehr damit begnügt, den Ver- 
tragsstaaten zu gestatten, den in Artikel 6 Abs. 3 
des Haftungsbeschränkungsübereinkommens ge- 
nannten Ansprüchen Vorrang vor sonstigen An- 
sprüchen wegen Sachschäden einzuräumen. 

Nach dem Zweck der Vorschrift beschränken sich 
Hafenanlagen und -becken sowie Wasserstraßen 
begrifflich nicht auf ihre bauliche Substanz; erfaßt 
sind vielmehr auch Schiffahrtsanlagen wie Schleu- 
sentore und Dalben (vgl. § 1 Abs. 4 Nr. 1 und 2 des 
Bundeswasserstraßengesetzes). 

Der Vorrang für Schäden an Hafenanlagen, Hafen- 
becken, Wasserstraßen und Navigationshilfen wirkt 
nicht gegenüber Ansprüchen wegen Personenschä- 
den, soweit derartige Ansprüche bei der Verteilung 
des Haftungsfonds nach Artikel 6 Abs. 1 Buchsta- 
be a des Haftungsbeschränkungsübereinkommens 
nicht vollständig erfüllt worden sind und deshalb 
nach Artikel 6 Abs. 2 des Übereinkommens in Höhe 
des Ausfalls an der Verteilung des Haftungsfonds 
für sonstige Ansprüche teilnehmen. 


Zu § 487c 

Gemäß Artikel 1 Abs. 4 des Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommens von 1976 sind diejenigen 
Personen, für deren Handeln, Unterlassen oder Ver- 
schulden der Schiffseigentümer haftet, berechtigt, 
sich auf die in dem Übereinkommen vorgesehene 
Haftungsbeschränkung zu berufen, wenn gegen sie 
einer der in Artikel 2 des Übereinkommens ange- 
führten Ansprüche geltend gemacht wird. Zu den 
Personen, die sich hiernach auf die in dem Überein- 
kommen vorgesehene Haftungsbeschränkung beru- 
fen können, gehört auch ein an Bord des Schiffes 
tätiger Lotse; nach § 485 Satz 1 HGB in der Fassung 
des Entwurfs hat der Reeder für das Verschulden 
eines solchen Lotsen einzustehen. 

Auf der Diplomatischen Konferenz in London, die 
im Jahre 1976 das Haftungsbeschränkungsüberein- 
kommen verabschiedet hat, ist die Frage erörtert 
worden, ob ein Vertragsstaat in seinem nationalen 
Recht für die Haftung der in Artikel 1 Abs. 4 des 
Übereinkommens genannten Personen niedrigere 
als die in dem Übereinkommen bestimmten Haf- 
tungshöchstbeträge festsetzen darf. Hierzu haben 
eine Reihe von Delegationen unwidersprochen die 
Auffassung vertreten, daß die Vertragsstaaten nicht 
gehindert sind, die Haftung der in Artikel 1 Abs. 4 
des Übereinkommens genannten Personen weiter- 


gehend als in dem Haftungsbeschränkungsüberein- 
kommen vorgesehen zu begrenzen. 

Ein praktisches Bedürfnis, die Haftung der in Arti- 
kel 1 Abs. 4 des Haftungsbeschränkungsüberein- 
kommens genannten Personen auf niedrigere als 
die in dem Übereinkommen bestimmten Haftungs- 
beträge zu begrenzen, besteht allerdings nur, soweit 
mit einer Inanspruchnahme dieser Personen tat- 
sächlich zu rechnen ist. In der Regel werden die 
Geschädigten sich wegen der Befriedigung ihrer 
Ersatzansprüche in erster Linie an den Reeder des 
Schiffes halten. Gleichwohl muß insbesondere ein 
an Bord tätiger, im Inland ansässiger Lotse mit der 
Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen 
jedenfalls dann rechnen, wenn der Schaden durch 
ein unter fremder Flagge fahrendes Schiff verur- 
sacht worden ist und das Schiff die inländischen 
Territorialgewässer wieder verlassen hat, ohne daß 
der Reeder zumindest Sicherheit für die Befriedi- 
gung der Ansprüche der Geschädigten geleistet hat. 
Hat der Lotse den Schaden durch leichte Fahrläs- 
sigkeit verursacht, so ist nach § 25 Abs. 3 des Geset- 
zes über das Seelotswesen in der Fassung des Ge- 
setzes vom 25. April 1984 (BGBl. I S. 618) im Innen- 
verhältnis zwar der Reeder des gelotsten Schiffes 
ersatzpflichtig. Im Verhältnis zu den Geschädigten 
bleibt jedoch die Ersatzpflicht des Lotsen unbe- 
rührt. 

Den Lotsen trifft hiernach, da sich die Haftungs- 
beschränkung gemäß Artikel 6 des Haftungsbe- 
schränkungsübereinkommens nach der Tonnage 
des gelotsten Schiffes und gemäß Artikel 7 des Haf- 
tungsbeschränkungsübereinkommens nach der Be- 
förderungskapazität des gelotsten Schiffes be- 
stimmt, vor allem bei der Lotsung größerer oder 
auch nur mittlerer Schiffe ein Haftungsrisiko, das 
seine wirtschaftliche Leistungsfähigkeit bei weitem 
übersteigt und gegen das er sich zu tragbaren Ver- 
sicherungsprämien nicht versichern kann. Es er- 
scheint daher gerechtfertigt, für die Haftung des 
Lotsen niedrigere als die in den Artikeln 6 und 7 
des Haftungsbeschränkungsübereinkommens be- 
stimmten Haftungshöchstbeträge festzusetzen. 

§ 487 c Abs. 1 HGB in der Fassung des Entwurfs 
sieht deshalb vor, daß ein an Bord tätiger Lotse für 
die in Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe a und b des Haf- 
tungsbeschränkungsübereinkommens bezeichne- 
ten Ansprüche jeweils höchstens bis zu dem Betrag 
haftet, der sich unter Zugrundelegung eines Raum- 
gehalts von 1 000 Tonnen errechnet. Die vorgeschla- 
gene Regelung entspricht im Prinzip der vergleich- 
baren Regelung, die Artikel 6 Abs. 4 des Haftungs- 
beschränkungsübereinkommens für einen Berger 
oder Retter vorsieht, der ausschließlich auf dem 
Schiff arbeitet, für das er Bergungs- oder Hilfelei- 
stungsdienste leistet. 

§ 487 c Abs. 2 HGB in der Fassung des Entwurfs 
bestimmt, daß ein an Bord tätiger Lotse für die in 
Artikel 7 des Haftungsbeschränkungsübereinkom- 
mens bezeichneten Ansprüche von Reisenden höch- 
stens bis zu dem Betrag haftet, der sich unter Zu- 
grundelegung einer Beförderungskapazität des ge- 
lotsten Schiffes von 12 Personen errechnet. 
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Regelungen, die für die Haftung des Lotsen niedri- 
gere als die in den Artikeln 6 und 7 des Haftungsbe- 
schränkungsübereinkommens bestimmten Haf- 
tungsbeträge vorsehen, gibt es u. a. auch im franzö- 
sischen und im englischen Recht. 

§ 487 c Abs. 3 HGB in der Fassung des Entwurfs 
stellt klar, daß die Errichtung und Verteilung eines 
Fonds in Höhe der nach Absatz 1 oder 2 maßgeben- 
den Haftungsbeträge sich nach den Vorschriften 
über die Errichtung und Verteilung eines Fonds im 
Sinne des Artikels 11 des Haftungsbeschränkungs- 
übereinkommens bestimmt. Soweit jedoch der nach 
Absatz 1 oder 2 für Ansprüche gegen den Lotsen 
geltende Haftungshöchstbetrag niedriger ist als der 
Betrag, der nach Artikel 6 Abs. 1 des Übereinkom- 
mens entprechend dem Raumgehalt des gelotsten 
Schiffes oder nach Artikel 7 des Übereinkommens 
entsprechend der Beförderungskapazität des gelot- 
sten Schiffes für die Beschränkung der Haftung des 
Reeders des Schiffes maßgebend ist, stellt §487c 
Abs. 3 Satz 2 HGB in der Fassung des Entwurfs 
klar, daß die Vorschrift des Artikels 11 Abs. 3 
des Haftungsbeschränkungsübereinkommens kei- 
ne Anwendung findet. Nach dieser Vorschrift gilt 
ein Fonds, der von einer der in Artikel 9 Abs. 1 
Buchstabe a des Übereinkommens genannten Per- 
sonen errichtet worden ist, als von allen in dieser 
Bestimmung genannten Personen errichtet mit der 
Folge, daß die Geltendmachung von Ansprüchen ge- 
gen diese Personen den in Artikel 13 des Überein- 
kommens vorgesehenen Beschränkungen unter- 
liegt Diese Beschränkungen können jedoch nicht 
für Ansprüche gegen den Reeder des gelotsten 
Schiffes gelten, sofern der Lotse einen Fonds ledig- 
lich in Höhe des Betrages errichtet hat, der sich 
unter Zugrundelegung eines Raumgehalts von 1 000 
Tonnen oder einer Beförderungskapazität von 
12 Personen errechnet. 

Die Auswirkungen, die sich aus der Festsetzung 
niedrigerer Haftungshöchstbeträge für Ansprüche 
gegen den Lotsen für das Seerechtliche Vertei- 
lungsverfahren ergeben, sind in der Neufassung der 
Seerechtlichen Verteilungsordnung geregelt. 


Zu § 487 d HGB 

Absatz 1 entspricht im wesentlichen der Regelung 
des bisherigen § 486 Abs. 4 Satz 2 und 3 HGB. Nach 
Artikel 4 des Haftungsbeschränkungsübereinkom- 
mens sowie nach Artikel V Abs. 2 des Ölhaftungs- 
übereinkommens kann der Schuldner seine Haf- 
tung nicht beschränken, wenn ihn persönlich — 
oder seinen gesetzlichen Vertreter — das in diesen 
Bestimmungen umschriebene qualifizierte Ver- 
schulden trifft. Ist der Schuldner eine juristische 
Person oder eine Handelsgesellschaft, so stellt 
§ 487 d Abs. 1 Satz 1 HGB in der Fassung des Ent- 
wurfs klar, daß ein qualifiziertes Verschulden eines 
Mitglieds des zur Vertretung berechtigten Organs 
oder eines zur Vertretung berechtigten Gesellschaf- 
ters die Haftungsbeschränkung ausschließt. Satz 2 
behandelt in Übereinstimmung mit dem bisherigen 
§ 486 Abs. 4 Satz 3 HGB die Verschuldenszurech- 
nung bei der Reederei. Wegen der besonderen Stel- 


lung des alleinvertretungsberechtigten Korrespon- 
dentreeders soll dessen qualifiziertes Verschulden 
nicht nur die Haftungsbeschränkung der Reederei 
selbst, sondern auch die der einzelnen Mitreeder 
für ihre Haftung aus § 507 HGB ausschließen. 

Der bisherige § 486 Abs. 4 Satz 1 HGB ist entfallen. 
Die Bedeutung dieser Vorschrift lag darin, daß nach 
früherer Regelung der Reeder seine Haftung für 
Ansprüche aus Geschäften, die der Kapitän kraft 
seiner gesetzlichen Befugnisse abgeschlossen hatte, 
sowie für Ansprüche aus der Nichterfüllung von 
Verträgen, deren Ausführung zu den Obliegenhei- 
ten des Kapitäns gehörte, nicht beschränken konn- 
te, wenn er die „Vertragserfüllung“ besonders ge- 
währleistet hatte. Eine solche Regelung kennt das 
Haftungsbeschränkungsübereinkommen von 1976 
nicht. Andererseits schließt das Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommen von 1976, wie sich aus der 
Fassung des Artikels 1 Abs. 1 ergibt, nicht aus, daß 
der Schuldner auf das Recht, di^ Haftung zu be- 
schränken, verzichtet. Einer besonderen gesetzli- 
chen Regelung bedarf es insoweit nicht. 

Absatz 2 stellt in Übereinstimmung mit dem bishe- 
rigen § 486 Abs. 5 HGB klar, daß in den Fällen, in 
denen der Reeder eine Personenhandeisgesell- 
schaft ist, auch die persönlich haftenden Gesell- 
schafter ihre persönliche Haftung für die Verbind- 
lichkeiten der Gesellschaft beschränken können; 
dies gilt selbst dann, wenn die Gesellschaft als sol- 
che von dem Recht der Haftungsbeschränkung kei- 
nen Gebrauch macht. 

Der bisherige § 487 d HGB entfällt. Die summenmä- 
ßige Haftungsbeschränkung nach dem Haftungs- 
beschränkungsübereinkommen wird künftig nicht 
— wie in § 487 d HGB vorausgesetzt — erst durch 
Eröffnung eines Verteilungsverfahrens bewirkt. 
Vielmehr kann jeder Schuldner sich unabhängig 
von der Errichtung eines Fonds auf die Beschrän- 
kung der Haftung berufen, und zwar nicht nur ge- 
genüber dem Gläubiger, sondern auch gegenüber 
einem rückgriffsberechtigten anderen Schuldner, 
der den Gläubiger befriedigt hat und Ausgleich ver- 
langt, Artikel 2 Abs. 2 des Haftungsbeschränkungs- 
übereinkommens bestimmt ausdrücklich, daß die in 
Artikel 2 Abs. 1 angeführten Ansprüche auch dann 
der Haftungsbeschränkung unterliegen, wenn sie 
als Rückgriffsansprüche geltend gemacht werden. 

Für die Haftungsbeschränkung nach dem Ölhaf- 
tungsübereinkommen war die Vorschrift schon bis- 
her ohne praktische Bedeutung, da dieses Überein- 
kommen ausschließlich die Haftung des Schiffsei- 
gentümers regelt und nur dessen Haftung durch die 
Errichtung eines Fonds gemäß Artikel V Abs. 3 des 
Übereinkommens beschränkt wird. 


Zu§487e HGB 

Nach Artikel 14 des Haftungsbeschränkungsüber- 
einkommens sowie nach Artikel V Abs. 3 und Arti- 
kel IX Abs. 3 des Ölhaftungsübereinkommens rich- 
ten sich die Errichtung und Verteilung eines Haf- 
tungsfonds sowie das damit zusammenhängende 
Verfahren nach innerstaatlichem Recht. Demge- 
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mäß bestimmt § 487 e Abs. 1 HGB in der Fassung 
des Entwurfs, daß sich die Errichtung und Vertei’ 
lung eines Fonds nach der Seerechtlichen Vertei- 
lungsordnung richten. Der Entwurf einer Neufas- 
sung der Seerechtlichen Verteilungsordnung, mit 
der die Vorschriften der Verteilungsordnung an die 
Bestimmungen des Haftungsbeschränkungsüber- 
einkommens angepaßt werden, wird den gesetzge- 
benden Körperschaften zugleich mit dem vorliegen- 
den Entwurf zugeleitet. Die Strukturen der Vertei- 
lungsordnung sowie der Gang des Verteilungsver- 
fahrens bleiben im großen und ganzen unverändert. 
Es wird insoweit auf die Begründung zu dem Ent- 
wurf der Neufassung der Verteilungsver Ordnung 
verwiesen. 

Im Gegensatz zur geltenden Fassung des §487a 
Abs. 1 Satz 1 HGB, wonach die Beschränkung der 
Haftung durch das seerechtliche Verteilungsverfah- 
ren „bewirkt“ wird, bestimmt § 487 e Abs. 2 Satz 1 
HGB in der Fassung des Entwurfs, daß die — sum- 
menmäßige — Beschränkung der Haftung nach 
dem* Haftungsbeschränkungsübereinkommen nicht 
an die Errichtung eines Fonds gebunden ist In 
Übereinstimmung mit Artikel 10 Abs, 1 Satz 1 des 
Haftungsbeschränkungsübereinkommens soll der 
Schuldner berechtigt sein, die summenmäßige Be- 
schränkung seiner Haftung einredeweise geltend 
zu machen, ohne einen Fonds errichten zu müssen. 
Diese Änderung gegenüber dem geltenden Recht 
beruht auf praktischen Erwägungen. Die Erfahrun- 
gen mit der bisherigen Regelung haben gezeigt, daß 
die Gläubiger häufig gar nicht daran interessiert 
sind, daß der Schuldner, um seine Haftung be- 
schränken zu können, einen Fonds errichtet. In der 
Praxis werden Schadensfälle, in denen der Schuld- 
ner zur Beschränkung der Haftung berechtigt ist, 
vielfach ohne Errichtung eines Fonds, jedoch unter 
Berücksichtigung der Haftungsbeschränkung abge- 
wickelt. Da nach dem geltenden § 487 a Abs. 1 Satz 1 
HGB die Haftungsbeschränkung allein durch das 
seerechtliche Verteilungsverfahren „bewirkt“ wird, 
liegt in einem solchen Falle rechtlich ein Verzicht 
des Gläubigers auf einen Teil seines Anspruchs vor, 
wenn er sich damit einverstanden erklärt, daß der 
Schuldner, ohne einen Fonds zu errichten, den An- 
spruch lediglich unter Berücksichtigung der Haf- 
tungsbeschränkung befriedigt. Zu einem solchen 
Verzicht wird ein Gläubiger aus Rechtsgründen — 
z. B, wenn es sich um eine Forderung der öffentli- 
chen Hand handelt — nicht immer in der Lage sein, 
selbst wenn er nach den Umständen des Falles an 
der Errichtung eines Fonds durch den Schuldner 
kein Interesse hat. 

§ 487e Abs. 2 HGB in der Fassung des Entwurfs 
trägt den gegen die bisherige Regelung erhobenen 
Bedenken Rechnung. Die Bestimmung geht in 
Übereinstimmung mit Artikel 10 Abs. 1 Satz 1 des 
Haftungsbeschränkungsübereinkommens von dem 
Grundsatz aus, daß die Beschränkung der Haftung 
auch dann geltend gemacht werden kann, wenn ein 
Fonds im Sinne des Artikels 11 des Haftungsbe- 
schränkungsübereinkommens nicht errichtet wor- 
den ist. Die Interessen der Gläubiger werden durch 
diese Regelung nicht beeinträchtigt. Sie können, 
falls der Schuldner oder sein Versicherer die An- 


sprüche nicht erfüllt oder Sicherheit leistet, die 
Durchsetzung ihrer Ansprüche im Wege des Arre- 
stes in das Schiff oder in das sonstige Vermögen 
des Schuldners sichern. 

Die Geltendmachung der Haftungsbeschränkung 
ohne Errichtung eines Fonds kann jedoch in der 
Praxis Schwierigkeiten bereiten, wenn wegen eines 
der Beschränkung unterliegenden Anspruchs 
Klage erhoben wird. Artikel 10 Abs. 1 Satz 2 des 
Haftungsbeschränkungsübereinkommens räumt 
daher jedem Vertragsstaat die Befugnis ein, für den 
Fall, daß eine solche Klage vor seinen Gerichten 
erhoben wird, zu bestimmen, daß der Schuldner das 
Recht auf Beschränkung der Haftung nur geltend 
machen darf, wenn ein Fonds nach dem Überein- 
kommen errichtet worden ist oder bei Geltendma- 
chung des Rechts auf Beschränkung der Haftung 
errichtet wird. Von dieser Regelungsbefungnis 
macht der Entwurf in der Weise Gebrauch, daß im 
Falle eines Rechtsstreits das Gericht das Recht auf 
Beschränkung der Haftung bei der Entscheidung 
unberücksichtigt lassen kann, wenn nach dem Vor- 
bringen des Beklagten weitere der Haftungsbe- 
schränkung unterliegende Ansprüche aus demsel- 
ben Ereignis entstanden sind, die zusammen mit 
dem Klaganspruch den Höchstbetrag der Haftung 
übersteigen, und wenn nach Überzeugung des Ge- 
richts die Entscheidung des Rechtsstreits wegen 
Ungewißheit über Grund oder Betrag der weiteren 
Ansprüche nicht unwesentlich erschwert wäre; in 
diesem Fall ergeht das Urteil unter dem Vorbehalt, 
daß der Beklagte das Recht auf Beschränkung der 
Haftung geltend machen kann, wenn ein Fonds 
nach dem Haftungsbeschränkungsübereinkommen 
errichtet worden ist oder bei Geltendmachung des 
Rechts auf Beschränkung der Haftung errichtet 
wird. Im einzelnen wird hierzu auf § 305 a der Zivil- 
prozeßordnung in der Fassung des Entwurfs sowie 
auf die Begründung dieser Vorschrift verwiesen. 

Im Hinblick auf diese Regelung bestimmt §487e 
Abs. 2 Satz 2 HGB in der Fassung des Entwurfs, daß 
— unbeschadet des Grundsatzes, daß die Haftungs- 
beschränkung nach dem Haftungsbeschränkungs- 
Übereinkommen ohne Errichtung eines Fonds gel- 
tend gemacht werden kann — § 305 a der Zivilpro- 
zeßordnung unberührt bleibt. 

Die Regelung des § 487 e Abs. 2 HGB in der Fassung 
des Entwurfs gilt nur für die Beschränkung der 
Haftung nach dem Haftungsbeschränkungsüber- 
einkommen von 1976, nicht für die Haftungsbe- 
schränkung nach dem Ölhaftungsübereinkommen. 
Nach Artikel V Abs. 3 Satz 1 des Ölhaftungsüberein- 
kommens kann der haftpflichtige Schiffseigentü- 
mer sich auf die — summenmäßige — Beschrän- 
kung seiner Haftung nur berufen, wenn er bei dem 
zuständigen Gericht eines Vertragsstaates, in dem 
nach Artikel IX Klage erhoben wird, einen Fonds in 
Höhe des Gesamtbetrages seiner Haftung errichtet. 
Hierin liegt ein wesentlicher Unterschied zwischen 
der Haftungsbeschränkung nach dem Haftungsbe- 
schränkungsübereinkommen von 1976 und der Haf- 
tungsbeschränkung nach dem Ölhaftungsüberein- 
kommen. Die Regelung des Artikels V Abs. 3 Satz 1 
des Ölhaftungsübereinkommens wird durch die Be- 
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Stimmung des § 487 e Abs. 2 HGB in der Fassung 
des Entwurfs nicht berührt. 

Zu Nummer 3 

Die vorgeschlagene Änderung des § 501 Abs. 1 HGB 
trägt dem Umstand Rechnung, daß nach §487e 
Abs. 2 HGB in der Fassung des Entwurfs die Reede- 
rei die Beschränkung ihrer Haftung nach dem Haf- 
tungsbeschränkungsübereinkommen auch dann 
geltend machen kann, wenn ein Fonds im Sinne des 
Artikels 11 des Übereinkommens nicht errichtet 
worden ist. Die vorgeschlagene Fassung deckt zu- 
gleich den Fall, daß die Reederei berechtigt ist, ihre 
Haftung nach dem Ölhaftungsübereinkommen zu 
beschränken, daß sie jedoch einen Fonds bei dem 
nach Artikel V Abs. 3 des Übereinkommens zustän- 
digen Gericht nicht errichtet hat. 

Zu Nummern 4 und 5 — §§ 607 a, 660 HGB 
Vorbemerkung 

Das Seefrachtrecht des Handelsgesetzbuchs beruht 
im wesentlichen auf den Regeln des Internationa- 
len Übereinkommens von 1924 zur Vereinheitli- 
chung von Regeln über Konnossemente, das im 
Jahre 1939 vom Deutschen Reich ratifiziert worden 
ist (RGBl. 1939 II S. 1049 -- Haager Regeln). Die 
Haager Regeln gelten inzwischen für nahezu alle 
Seehandel treibenden Nationen. Mit dem Gesetz 
vom 10. August 1937 zur Änderung von Vorschriften 
des Handelsgesetzbuchs über das Seefrachtrecht 
(RGBl. I S. 891) sind die Haager Regeln in das 
Vierte Buch des Handelsgesetzbuchs eingearbeitet 
worden. 

Bereits seit längerer Zeit gibt es Bemühungen, die 
Haager Regeln an die neuere technische und wirt- 
schaftliche Entwicklung anzupassen. Im Jahre 1968 
ist ein Protokoll zur Änderung des Übereinkom- 
mens von 1924 beschlossen worden (Visby-Regeln). 
Dieses Protokoll sieht u. a. Änderungen und Ergän- 
zungen der Bestimmungen der Haager Regeln über 
die Beschränkung der Haftung des Verfrachters für 
Verlust und Beschädigung von Gütern vor. Insbe- 
sondere wird geregelt, wie sich die Beschränkung 
der Haftung für Verlust oder Beschädigung von Gü- 
tern berechnet, die in einem Container verpackt 
oder in ähnlicher Weise, z. B. mittels Palette, für die 
Beförderung zusammengefaßt sind. Weiter sieht 
das Protokoll vor, daß die in den Haager Regeln 
festgesetzten Haftungsbefreiungen und Haftungs- 
beschränkungen auch für außervertragliche An- 
sprüche gegen den Verfrachter gelten und daß auch 
die Leute des Verfrachters sowie die Personen der 
Schiffsbesatzung sich auf die für den Verfrachter 
geltenden Haftungsbefreiungen und -beschränkun- 
gen berufen können. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat die Visby-Re- 
geln bisher nicht ratifiziert. Dies beruht vor allem 
darauf, daß im Jahre 1978 von einer Diplomatischen 
Konferenz der Vereinten Nationen in Hamburg ein 
Übereinkommen über die Beförderung von Gütern 
auf See (Hamburg-Regeln) verabschiedet worden 
ist, das eine umfassende Neuregelung des Rechts 


des Seefrachtvertrages vorsieht und das die Haager 
Regeln und die Visby-Regeln ersetzen soll. Ob die 
Hamburg-Regeln sich international durchsetzen 
werden, ist derzeit noch ungewiß. Eine Ratifizie- 
rung der Visby-Regeln im gegenwärtigen Zeitpunkt 
durch die Bundesrepublik Deutschland könnte als 
Vorentscheidung gegen die Hamburg-Regeln ge- 
wertet werden und sich nachteilig auf die Bereit- 
schaft anderer Staaten, die Hamburg- Regeln zu ra- 
tifizieren, auswirken. Andererseits ergeben sich aus 
der geltenden Fassung des § 660 HGB für die Be- 
schränkung der Haftung des Verfrachters in der 
Praxis Probleme, die dringend einer Lösung bedür- 
fen. Darüber hinaus erscheint es wünschenswert, 
einige Lücken des deutschen Seefrachtrechts in An- 
lehnung an die Visby-Regeln zu schließen. Der Ent- 
wurf sieht deshalb, ohne einer Entscheidung über 
die künftige Ratifizierung der Visby-Regeln oder 
der Hamburg-Regeln vorzugreifen, die Übernahme 
einzelner Regelungen der Visby-Regeln in das na- 
tionale Recht vor. 


Zu § 607a HGB 

Mit dieser Vorschrift werden die Regelungen des 
Artikels 3 der Visby-Regeln in das Handelsgesetz- 
buch eingearbeitet. 

Absatz 1 bestimmt, daß die im Vierten Abschnitt 
des Vierten Buches des Handelsgesetzbuchs vorge- 
sehenen Haftungsbeschränkungen für jeden Scha- 
densersatzanspruch gegen den Verfrachter wegen 
Verlusts oder Beschädigung des Frachtguts, unab- 
hängig von der Rechtsgrundlage des Anspruchs, 
gelten. Damit wird klargestellt, daß insbesondere 
auch außervertragliche Ansprüche der Haftungs- 
beschränkung nach § 660 HGB unterliegen. 

Absatz 2 räumt den Leuten des Verfrachters und 
den Personen der Schiffsbesatzung das Recht ein, 
sich auf die für den Verfrachter vorgesehenen Haf- 
tungsbefreiungen und -beschränkungen zu berufen. 
Nach geltendem Recht wirkt die Haftungsbeschrän- 
kung, die der Verfrachter nach § 660 HGB gegen- 
über Ansprüchen auf Schadensersatz wegen Ver- 
lusts oder Beschädigung von Gütern geltend ma- 
chen kann, nur dann zugunsten seiner Leute und 
der Schiffsbesatzung, wenn dies im Frachtvertrag 
oder im Konnossement mittels einer sog. „Hima- 
laja-Klausel“ ausdrücklich vereinbart ist. Fehlt eine 
solche Klausel, so kann z. B. der Kapitän wegen 
einer Forderung, für die der Verfrachter nur be- 
schränkt haftet, unbeschränkt in Anspruch genom- 
men werden. Eine solche unterschiedliche Behand- 
lung des Verfrachters einerseits und seiner Leute 
und der Besatzungsmitglieder andererseits er- 
scheint nicht gerechtfertigt. Sie steht im übrigen 
nicht im Einklang mit dem von der Rechtsprechung 
entwickelten Grundsatz, daß die Leute des Ver- 
frachters und die Mitglieder der Schiffsbesatzung 
sich auf vertragliche Klauseln in den Geschäftsbe- 
dingungen des Verfrachters, die dessen Haftung 
ausschließen oder beschränken, berufen können, 
wenn der Vertragszweck oder die Interessenlage es 
naheliegend, vernünftig und sachgerecht erschei- 
nen läßt, daß die Klauseln diesen Personen eben- 
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falls zugute kommen sollen (Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofes vom 28. April 1977 und vom 
26. November 1979 in Monatsschrift für Deutsches 
Recht 1977 S.819 und 1980 S. 648). §607a Abs. 2 
HGB in der Fassung des Entwurfs sieht deshalb 
vor, daß die Leute des Verfrachters sowie die Perso- 
nen der Schiffsbesatzung berechtigt sind, sich auf 
die für den Verfrachter gesetzlich vorgesehenen 
Haftungsbefreiungen und -beschränkungen zu be- 
rufen. 

Absatz 3 stellt klar, daß, falls ein Schadensersatzan- 
spruch sowohl gegen den Verfrachter als auch ge- 
gen seine Leute oder gegen Personen der Schiffsbe- 
satzung geltend gemacht werden kann, der Haf- 
tungshöchstbetrag nur einmal geleistet werden 
muß. 

Nach Absatz 4 keuin eine Person, die sich nach Ab- 
satz 2 auf die für den Verfrachter vorgesehenen 
Haftungsbefreiungen und Heiftungsbeschränkun- 
gen berufen kann, diese Haftungsprivilegien nicht 
geltend machen, wenn ihr ein besonders qualifizier- 
tes Verschulden an der Verursachung des Schadens 
zur Last fällt. Die Vorschrift entspricht einem das 
gesamte Transportrecht durchziehenden Grund- 
satz, daß derjenige, der einen Schaden in besonders 
verwertbarer Weise schuldhaft verursacht hat, sich 
nicht auf eine Beschränkung seiner Haftung beru- 
fen kann. Die Formel, die das zum Wegfall der Haf- 
tungsbeschränkung führende qualifizierte Ver- 
schulden umschreibt, findet sich auch in den Arti- 
keln 25 und 25 A des Warschauer Abkommens zur 
Vereinheitlichung von Regeln über die Beförderung 
im internationalen Luftverkehr in der Fassung von 
Den Haag von 1955 sowie in Artikel 4 des Londoner 
Haftungsbeschränkungsübereinkommens von 1976. 
Zur Frage, unter welchen tatsächlichen Vorausset- 
zungen anzunehmen ist, daß der Schaden durch 
eine Handlung oder Unterlassung verursacht wor- 
den ist, die leichtfertig und in dem Bewußtsein be- 
gangen wurde, deiß ein solcher Schaden mit Wahr- 
scheinlichkeit eintreten werde, ist auf die zu Arti- 
kel 25 des Warschauer Abkommens in der Fassung 
von Den Haag ergangenen Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofs vom 16. Februar 1969 (Ent- 
scheidungen des Bundesgerichtshofes in Zivilsa- 
chen, Band 74 S. 162) und vom 12. Januar 1982 (Neue 
Juristische Wochenschrift 1982 S. 1218) hinzuwei- 
sen. 

Zu § 660 HGB 

Nach § 660 HGB haftet der Verfrachter bei Verlust 
oder Beschädigung von Gütern bis zu einem 
Höchstbetrag von eintausendzweihundertfünfzig 
Deutsche Mark für jede Packung oder Einheit, 
wenn nicht der Ablader die Art und den Wert des 
Gutes vor dem Beginn der Einladung angegeben 
hat und diese Angabe in das Konnossement aufge- 
nommen worden ist. Diese Bestimmung geht auf 
Artikel 4 Abs. 5 der Haager Regeln zurück; anstelle 
des dort genannten Heiftungshöchstbetrages von 
einhundert Pfund Sterling ist durch Artikel 1 Nr. 7 
des Gesetzes vom 10. August 1937 ein Höchstbetrag 
von eintausendzweithundertfünfzig Reichsmark in 
§ 660 HGB festgesetzt worden. 


Der in § 660 HGB verwendete Begriff „Packung“ hat 
zu erheblichen Auslegungszweifeln Anlaß gegeben. 
Er wurde zunächst dahin ausgelegt, daß das Gut in 
irgendeiner Weise verpackt und damit ein gewisser 
äußerer Schutz vorhanden sein muß (Entscheidun- 
gen des Bundesgerichtshofes in Zivilsachen, Band 
69 S. 243). Später wurde es als ausreichend angese- 
hen, wenn das Gut lediglich in eine für die Versen- 
dung bestimmte besondere Form gebracht, mithin 
zwar nicht „verpackt“, jedoch „gepackt“ worden ist 

Neue Probleme ergaben sich infolge der zunehmen- 
den Verwendung von Containern. Die Frage, ob als 
„Packung“ im Sinne des § 660 HGB der Container 
selbst oder die in dem Container verpackten Güter 
anzusehen sind, ist von der Rechtsprechung dahin 
entschieden worden, daß grundsätzlich der Contai- 
ner den gesetzlichen Begriff der Packung erfüllt. 
Zwar können die Parteien im Konnossement ver- 
einbaren, daß die einzelnen Packstücke im Contai- 
ner als Packungen gelten; eine solche Vereinbarung 
muß jedoch als Ausnahme von der Grundregel „un- 
mißverständlich mit dem Verfrachter vereinbart 
und in der gleichen Weise im Konnossement nie- 
dergelegt werden“ (Entscheidungen des Bundesge- 
richtshofes in Zivilsachen, Band 72, S. 121). 

Die vorgeschlagene Neufassung des §660 HGB 
übernimmt im wesentlichen die in Artikel 2 der 
Visby-Regeln getroffenen Regelungen über die Be- 
schränkung der Haftung des Verfrachters wegen 
Verlusts oder Beschädigung von Gütern, insbeson- 
dere die Bestimmungen über den Höchstbetrag der 
Haftung, die Bestimmungen über die Begrenzung 
der Haftung bei Verwendung von Containern, Palet- 
ten und ähnlichen Geräten sowie die Bestimmun- 
gen über den Verlust des Haftungsbeschränkungs- 
rechts im Falle eines qualifizierten Verschuldens 
(Artikel 4 §5 Buchstaben a, c und e der Haager 
Regeln in der Fassung des Artikels 2 der Visby- 
Regeln). 

Nach § 660 Abs. 1 HGB in der Fassung des Entwurfs 
haftet der Verfrachter für Verlust oder Beschädi- 
gung der Güter entweder bis zu zweitausend Deut- 
sche Mark je Stück oder Einheit oder bis zu sechs 
Deutsche Mark für das Kilogramm des Rohge- 
wichts der verlorenen oder beschädigten Güter, je 
nachdem, welcher Betrag höher ist Soweit der Haf- 
tungsbetrag an das Gewicht der verlorenen oder 
beschäftigten Güter anknüpft werden in erster Li- 
nie die im Konnossement enthaltenen Angaben 
über das Gewicht der Güter zugrunde zu legen sein. 
Die Vereinbarung eines höheren Haftungsbetrages 
bedarf nach § 662 Abs. 3 HGB der Aufnahme in das 
Konnossement 

Die vorgeschlagene Neufassung verwendet statt 
des bisherigen Begriffs „Packung“, der zu den er- 
wähnten Auslegungszweifeln Anlaß gegeben hat 
den Begriff „Stück“, der der amtlichen deutschen 
Übersetzung des Artikels 4 Abs. 5 der Haager Re- 
geln sowie der zwischen den deutschsprachigen 
Staaten vereinbarten deutschen Übersetzung des 
Artikels 2 der Visby-Regeln entspricht 

Die in der Neufassung vorgesehenen Haftungsbe- 
träge von zweitausend Deutsche Mark je Stück 
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oder Einheit oder sechs Deutsche Mark je Kilo- 
gramm Rohgewicht entsprechen den in Artikel 4 § 5 
Buchstabe a der Haager Regeln in der Fassung der 
Visby-Regeln festgesetzten Haftungsbeträgen von 
zehntausend Franken und dreißig Franken. Diese 
Beträge sind in einem Protokoll vom 21. Dezember 
1979 zur Änderung des Internationalen Überein- 
kommens zur einheitlichen Feststellung von Regeln 
über Konnossemente vom 24. August 1924 in der 
Fassung der Änderung vom 23. Februar 1968 durch 
Beträge von 666,67 Sonderziehungsrechten und 2 
Sonderziehungsrechten des Internationalen Wäh- 
rungsfonds ersetzt worden. Nach dem gegenwärti- 
gen Stand entspricht ein Sonderziehungsrecht des 
Internationalen Währungsfonds dem Gegenwert 
von etwa 3,10 DM. 

Soweit Güter in einem Container oder einem ähnli- 
chen Gerät befördert werden, kommt es nach § 660 
Abs. 2 HGB in der Fassung des Entwurfs darauf an, 
ob das einzelne Stück oder die einzelne Einheit in 
dem Konnossement als in einem solchen Gerät ent- 
halten angegeben ist. Fehlt eine solche Angabe, so 
gilt das Gerät als Stück oder Einheit im Sinne von 
Absatz 1. 

Nach dem neu eingefügten § 660 Abs. 3 HGB gilt die 
Beschränkung der Haftung nach den Absätzen 1 
und 2 nicht, wenn der Schaden durch ein besonders 
qualifiziertes Verschulden des Verfrachters verur- 
sacht worden ist. Diese Bestimmung, die auf Artikel 
4 § 5 Buchstabe e der Haager Regeln in der Fassung 
des Artikels 2 der Visby-Regeln zurückgeht, ent- 
spricht nach Zweck und Inhalt dem § 607 a Abs. 4 
HGB in der Fassung des Entwurfs. 

Zu Nummern 6 bis 11 — Überschrift des Fünften 
Abschnitts des Vierten Buches des HGB; §664 
HGB; Anlage zum HGB; §§ 666 bis 678 HGB 

Vorbemerkung 

1. Das geltende Recht der Personenbeförderung 
auf See ist im Fünften Abschnitt des Vierten 
Buches des Handelsgesetzbuches unter der ver- 
alteten Überschrift „Frachtgeschäft zur Beförde- 
rung von Reisenden“ nur sehr unvollkommen' 
geregelt und stammt in seinen Grundzügen noch 
aus dem vorigen Jahrhundert Die Bestimmun- 
gen sind seinerzeit aus dem Allgemeinen Deut- 
schen Handelsgesetzbuch von 1861 unverändert 
in das Handelsgesetzbuch von 1897 übernom- 
men worden. Das Gesetz enthält lediglich in 
§ 673 HGB mit Verweisungen auf das Seefracht- 
recht einige Bestimmungen über die Heiftung 
des Beförderers für G^päckschäden. Im übrigen 
finden sich in den §§ 485 ff. HGB allgemeine Re- 
gelungen über die Haftung des Reeders für Ver- 
schulden der Schiffsbesatzung und über die glo- 
bale Beschränkung der Heiftung des Reeders so- 
wie in den §§ 734ff. HGB Bestimmungen über 
die Haftung bei Schiffszusammenstößen. Ergän- 
zend gelten für die Haftung des Beförderers die 
allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Ge- 
setzbuches. Die Regelungen des Handelsgesetz- 
buches und des Bürgerlichen Gesetzbuches kön- 
nen jedoch von den Vertragsparteien grundsätz- 


lich durch Vereinbarung abbedungen werden. 
Eine zwingende Haftungsregelung, die die Vor- 
aussetzungen und die Höhe der Haftung des Be- 
förderers für Personen- und G^päckschäden des 
Reisenden festlegt, gibt es für den Seereisever- 
trag im geltenden deutschen Recht nicht Däs 
Vertragsverhältnis zwischen dem Seereisenden 
und dem Beförderer wird in der Praxis weitge- 
hend durch Passage-Vertragsbedingungen be- 
stimmt. Zwar sind der Vertragsfreiheit durch 
das Gesetz zur Regelung des Rechts der Allge- 
meinen Geschäftsbedingungen (AGB-Gesetz) 
gewisse Grenzen etwa deihin gezogen, deül sich 
der Beförderer nicht yon seinen Hauptpflichten 
— wie der Gestellung eines seetüchtigen Schif- 
fes — oder von grobem Verschulden seiner 
Leute freizeichnen kann. Mangels konkreter ge- 
setzlicher Regelungen über die Haftung bei der 
Beförderung von Reisenden auf See besteht je- 
doch ein Zustand der Rechtsunsicherheit, der so- 
wohl für die Reisenden als auch für die Beförde- 
rer unbefriedigend ist. 

Eine gesetzliche Regelung der Haftung des Be- 
förderers für Schäden bei der Personenbeförde- 
rung auf See erscheint daher geboten. Im Inter- 
esse einer international einheitlichen Regelung 
sieht der Entwurf vor, daß weitestgehend die Be- 
stimmungen des Athener Übereinkommens von 
1974 über die Beförderung von Reisenden und 
ihrem Gepäck auf See in das innerstaatliche 
Recht übernommen werden, wobei jedoch an die 
Stelle der in den Artikeln 7 und 8 des Überein- 
kommens festgesetzten Haftungsbeträge höhere 
Haftungsbeträge treten. Von einer Ratifizierung 
dieses Übereinkommens durch die Bundesrepu- 
blik Deutschland soll aus den im Allgemeinen 
Teil der Begründung dargelegten Gründen vor- 
erst — bis zu einer Anhebung der Haftungs- 
höchstbeträge durch ein Änderungsprotokoll — 
abgesehen werden. 

2. Das Athener Übereinkommen ist das Ergebnis 
langjähriger internationaler Verhandlungen zur 
Vereinheitlichung der Haftung des Beförderers 
für Personen- und Gepäckschäden von Reisen- 
den auf See. Die Arbeiten zur Vereinheitlichung 
des Seereiserechts wurden erstmals zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts aufgenommen, nachdem 
sich das Fehlen befriedigender internationaler 
Regelungen zunächst besonders bei der Beför- 
derung von Auswanderern bemerkbar gemacht 
hatte, die in früherer Zeit den ganz überwiegen- 
den Teil der Passagierschiffahrt auf See aus- 
machte. Sie wurden intensiviert, als nach dem 
Zweiten Weltkrieg die Passagierschiffahrt einen 
erneuten Aufschwung erlebte, und gewannen 
besondere Aktualität, nachdem sich im Zuge 
fortschreitender technischer Entwicklung in 
jüngster Zeit im internationalen Seereisever- 
kehr ein grundlegender Wandel vollzogen hatte: 
Während die reine Personenbeförderung insbe- 
sondere im interkontinentalen Bereich zuneh- 
mend vom Luftverkehr übernommen wurde, er- 
oberte sich die Seeschiffahrt einen neuen Markt 
von wachsender wirtschaftlicher Bedeutung, 
nämlich den Bereich der Kreuzfahrten und an- 
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derer Vergnügungsfahrten. Daneben aber be- 
hielt die Seeschiffahrt nach wie vor ihren ange- 
stammten bedeutsamen Platz im Rahmen des 
Fahr- und Ausflugsverkehrs im küstennahen 
Bereich. 

Die seit Anfang dieses Jahrhunderts unternom- 
menen Bestrebungen zur Rechtsvereinheitli- 
chung des Seereiserechts waren darauf ausge- 
richtet, international nur bestimmte Grundrege- 
lungen für die Personenbeförderung auf See 
festzuschreiben. Man beschränkte sich in der 
Zielsetzung bewußt auf den wichtigsten . und 
meist umstrittenen Problemkreis, nämlich die 
Festlegung einheitlicher Haftungsbestimmun- 
gen für die Beförderung von Passagieren auf 
See. Eine weitergehende Vereinheitlichung des 
Rechts der Personenbeförderung in seiner Ge- 
samtheit unter Einschluß von Detailregelungen 
über Form und Inhalt des Beförderungsvertra- 
ges hätte erhebliche Eingriffe in die Gesetzge- 
bung und Rechtssystematik der einzelnen Staa- 
ten vorausgesetzt und das Zustandekommen ei- 
nes entsprechenden internationalen Überein- 
kommens von vornherein aussichtslos erschei- 
nen lassen. 

Nach langjährigen Vorarbeiten durch das Comi- 
te Maritime International (CMI) erstellte der 
Rechtsausschuß der Zwischenstaatlichen Bera- 
tenden Seeschiffahrts-Organisation (IMCO) ei- 
nen Übereinkommensentwurf, der als Arbeits- 
grundlage für die von der IMCO einberufene Di- 
plomatische Seerechtskonferenz in Athen dien- 
te. Diese Konferenz verabschiedete am 13. De- 
zember 1974 das „Athener Übereinkommen über 
die Beförderung von Reisenden und ihrem Ge- 
päck auf See, 1974“. 

Zur Überschrift des Fünften Abschnitts des Vierten 

Buches des HGB 

Der Fünfte Abschnitt des Vierten Buches des Han- 
delsgesetzbuchs soll eine neue Überschrift erhalten, 

die der Eigenart der Beförderung von Personen ge- 
genüber dem Frachtgeschäft besser gerecht wird. 

Zu § 664 HGB 

1. Nach § 664 HGB in der bisherigen Fassung ist 
der Reisende, wenn er im Überfahrtsvertrag ge- 
nannt ist, nicht befugt, das Recht auf Überfahrt 
an einen anderen abzutreten. Diese Bestim- 
mung hat heute kaum noch praktische Bedeu- 
tung. 

Soweit die Seebeförderung den Gegenstand ei- 
nes Reise Vertrages im Sinne des § 651 a BGB bil- 
det, geht die zwingende Regelung des §651b 
BGB dem §664 HGB vor. Nach § 651b Abs. 1 
BGB kann der Reisende bis zum Reisebeginn 
verlangen, daß statt seiner ein Dritter an der 
Reise teilnimmt. Der Reiseveranstalter kann der 
Teilnahme des Dritten widersprechen, wenn die- 
ser den besonderen Reiseerfordernissen nicht 
genügt oder seiner Teilnahme gesetzliche Vor- 
schriften oder behördliche Anordnungen entge- 
genstehen. Nach §651b Abs. 2 BGB kann der 


Reiseveranstalter vom Reisenden die durch die 
Teilnahme des Dritten entstehenden Mehrko- 
sten verlangen. 

Soweit die Seebeförderung nicht Gegenstand ei- 
nes Reisevertrages ist, erscheint die Regelung 
des § 664 HGB entbehrlich. Denn bei derartigen 
Seebeförderungen, insbesondere im Seebäder- 
und Ausflugsverkehr, werden die Fahrausweise 
im allgemeinen nicht auf den Namen des Rei- 
senden ausgestellt. 

Die bisherige Regelung des § 664 HGB kann so- 
mit mangels eines praktischen Bedürfnisses 
entfallen. 

2. § 664 HGB in der vorgeschlagenen Neufassung 
regelt die Haftung für Schäden, die bei der Be- 
förderung von Reisenden und ihrem Gepäck auf 
See durch den Tod oder die Körperverletzung 
eines Reisenden oder den Verlust oder die Be- 
schädigung von Gepäck entstehen. Nach dem 
neuen § 664 Abs. 1 Satz 1 HGB haftet der Beför- 
derer für derartige Schäden nach denjenigen 
Bestimmungen, die gemäß Artikel 1 Nummer 8 
des vorliegenden Entwurfs dem Handelsgesetz- 
buch als Anlage beigefügt werden. Wie schon in 
der Vorbemerkung zu Nummern 6 bis 11 ausge- 
führt, handelt es sich bei diesen Bestimmungen 
um die materiellen Regelungen des Athener 
Übereinkommens von 1974 über die Beförde- 
rung von Reisenden und ihrem Gepäck auf See, 
die mit wenigen Ausnahmen und einigen Ände- 
rungen — hier sind insbesondere die höheren 
Haftungshöchstbeträge zu nennen — als inner- 
staatliches Recht Anwendung finden sollen. Die 
Gründe dafür, das das Athener Übereinkommen 
durch die Bundesrepublik Deutschland vorerst 
nicht ratifiziert werden soll, daß jedoch die Be- 
stimmungen des Übereinkommens weitgehend 
als innerstaatliches Recht angewendet und inso- 
weit dem Handelsgesetzbuch als Anlage beige- 
fügt werden sollen, sind im Allgemeinen Teil der 
Begründung dargelegt. § 664 Abs. 1 Satz 2 HGB 
in der vorgeschlagenen Neufassung stellt klar, 
daß die Vorschriften über die globale Beschrän- 
kung der Haftung des Beförderers (§§486 bis 
487 e HGB in der Fassung des Entwurfs) unbe- 
rührt bleiben. 

Der neue § 664 Abs. 2 HGB fügt aus rechtssyste- 
matischen Gründen die Regelung des Artikels 2 
Abs. 2 des Athener Übereinkommens direkt in 
das Handelsgesetzbuch ein. Die Vorschrift regelt 
das Verhältnis zu anderen Bestimmungen über 
die Beförderung von Reisenden und ihrem Ge- 
päck dahingehend, daß derartige Vorschriften 
den als Anlage beigefügten Bestimmungen Vor- 
gehen, soweit sie zwingende Regelungen für die 
Passagierbeförderung auf See enthalten. In Be- 
tracht kommen namentlich bei gemischten Ei- 
senbahn-Seebeförderungen auf Fährschiffen die 
Einheitlichen Rechtsvorschriften über die inter- 
nationale Eisenbahnbeförderung von Personen 
und Gepäck (CIV) — Anhang A zu dem Überein- 
kommen über den internationalen Eisenbahn- 
verkehr (COTIF) vom 9. Mai 1980 (BGBl. 1985 II 
S. 130). 
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Zur Anlage zum HGB 


L Allgemeines 

Die Bestimmungen der Anlage zum Handelsgesetz- 
buch entsprechen mit wenigen Ausnahmen und ei- 
nigen Änderungen, vor allem hinsichtlich der Haf- 
tungsbeträge, den Regeln des Athener Übereinkom- 
mens von 1974 über die Beförderung von Reisenden 
und ihrem Gepäck auf See. Sie enthalten Bestim- 
mungen über die Voraussetzungen und den Umfang 
der Haftung des Beförderers, über die Beweislast- 
verteilung sowie über die Verjährung von Scha- 
densersatzansprüchen. Nicht geregelt sind allge- 
meine rechtliche Grundsätze des Beförderungsver- 
trages. Die Bestimmungen der Anlage beschränken 
sich damit auf den sowohl für den Beförderer als 
auch für den Reisenden wichtigsten und auch um- 
strittensten Bereich des Rechts der Personenbeför- 
derung auf See. 

Nach den Bestimmungen der Anlage haftet der Be- 
förderer dem Reisenden für Schäden, die während 
einer Seebeförderung an dessen Leib und Leben, an 
dessen Gepäck sowie an mitgeführten Kraftfahr- 
zeugen entstehen, sofern den Beförderer oder seine 
Bediensteten an dem für die Entstehung des Scha- 
dens ursächlichen Ereignis ein Verschulden trifft. 
Das Verschulden muß grundsätzlich vom Reisen- 
den nachgewiesen werden, wird jedoch bei typi- 
schen Schadensfällen — Schiffbruch, Zusammen- 
stoß, Strandung, Explosion und Feuer — sowie bei 
technischen Mängeln des Schiffs vermutet. Die 
Haftung des Beförderers ist begrenzt auf be- 
stimmte Höchstbeträge je Passagier. Unberührt 
bleibt darüber hinaus die globale Haftungsbe- 
schränkung nach Maßgabe der §§486 ff, des Han- 
delsgesetzbuchs. Der Reeder kann hiernach neben 
der summenmäßigen Haftungsbegrenzung je Pas- 
sagier eine globale Haftungsbeschränkung hin- 
sichtlich der Gesamtheit der Schäden aller Passa- 
giere aus einem Schadensereignis — etwa einem 
Katastrophenfall — geltend machen. 

Die Haftung nach den Bestimmungen der Anlage 
ist eine zwingende Mindesthaftung. Sie kann nicht 
vertraglich ausgeschlossen oder durch Vereinba- 
rung geringerer Haftungssummen herabgesetzt 
werden. Hierin liegt eine der bedeutsamsten Neue- 
rungen für den Seereiseverkehr: Freizeichnungs- 
klauseln, wie sie in Allgemeinen Beförderungsbe- 
dingungen heute vielfach üblich sind, die zuungun- 
sten des Reisenden von den Bestimmungen der An- 
lage abweichen, sind unzulässig. Damit wird die 
Rechtsstellung des Reisenden erheblich verbes- 
sert. 

Soweit die Bestimmungen der Anlage von den Re- 
gelungen des Athener Übereinkommens abwei- 
chen, handelt es sich im wesentlichen um die Fest- 
setzung höherer Haftungsbeträge. Ferner werden 
solche Vorschriften nicht übernommen, die auf das 
Übereinkommen als international geltendes Ein- 
heitsrecht zugeschnitten sind, z. B. Bestimmungen 
über den Anwendungsbereich des Übereinkom- 
mens, die internationale Zuständigkeit der Gerichte 


und den Goldfranken als internationale Wertein- 
heit. Auf die Übernahme von Vorschriften, deren 
Gehalt sich unmittelbar mit Grundsätzen des deut- 
schen Rechts deckt (z. B, die Berücksichtigung ei- 
nes mitwirkenden Verschuldens des Reisenden), 
wird ebenfalls verzichtet. 


II. Zu den einzelnen Bestimmungen 
Zu Artikel 1 

Diese Bestimmung definiert die wichtigsten in der 
Anlage verwendeten Begriffe. 

Zu Nummer 1 

Nummer 1 Buchstabe a stellt klar, daß es für die 
Eigenschaft als Beförderer ungeachtet der Eigen- 
tums- und Besitzverhältnisse am Schiff allein auf 
die vertraglich übernommene Verpflichtung zur Be- 
förderung ankommt. Vertraglicher Beförderer kann 
hiernach auch ein Reiseveranstalter sein, sofern die 
Seebeförderung Gegenstand eines auf die Erbrin- 
gung einer Gesamtheit von Reiseleistungen gerich- 
teten Reisevertrages (§ 651 a BGB) ist. 

Der Begriff „ausführender Beförderer“ in Num- 
mer 1 Buchstabe b der Anlage entstammt dem luft- 
rechtlichen Übereinkommen von Guadalajara vom 
18. September 1961 (BGBl. 1963 II S. 1159); er stellt 
im Seerecht eine Neuerung dar. Wie im Luftverkehr 
wird auch im Seereiseverkehr die tatsächliche 
Durchführung der Beförderung häufig nicht vom 
vertragschließenden Beförderer selbst, sondern 
ganz oder teilweise von einem Dritten übernom- 
men, der nicht Vertragspartner des Reisenden ist. 
Die Bestimmungen der Anlage unterstellen diesen 
ausführenden Beförderer gemäß Artikel 3 Abs. 1 
Satz 2 den gleichen Haftungsregelungen wie den 
vertragschließenden Beförderer. Dessen Haftung 
gegenüber dem Reisenden für die Gesamtbeförde- 
rung wird hierdurch nicht berührt (Artikel 3 Abs. 1 
Satz 1); die Bestimmungen der Anlage gewähren 
dem Reisenden vielmehr einen zusätzlichen Schutz, 
indem sie eine eigene Haftung des ausführenden 
Beförderers gegenüber dem Reisenden begründen. 

Zu Nummer 2 

Die Definition des Beförderungsvertrages begrenzt 
durch die Worte „auf See“ den Anwendungsbereich 
der Bestimmungen der Anlage auf die Seebeförde- 
rung. Jedoch sollen nach §77 des Binnenschiff- 
fahrtsgesetzes in der Fassung des Artikels 2 Num- 
mer 4 des vorliegenden Entwurfs die seerechtlichen 
Bestimmungen über die Beförderung von Reisen- 
den und ihrem Gepäck entsprechend auf die Beför- 
derung von Reisenden und ihrem Gepäck auf Bin- 
nengewässern angewendet werden. Damit erübrigt 
sich die mitunter schwierige Abgrenzung, ob und 
inwieweit im Einzelfall, z. B. bei einer Beförderung, 
die teils auf See und teils auf Binnengewässern aus- 
geführt wird, die seerechtlichen oder die binnen- 
schiffahrtsrechtlichen Bestimmungen anzuwenden 
sind. 
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Zu Nummer 3 

Die Beschränkung der Anwendung der Bestimmun- 
gen der Anlage auf Seeschiffe entspricht der Rege- 
lung des Vierten Buches des Handelsgesetzbuchs 
(§ 484 HGB; Artikel 7 Abs. 1 EGHGB). 

Zu Nummer 4 

Die Definition des Reisenden knüpft an das Beste- 
hen eines — nicht notwendigerweise entgeltlichen 
— Beförderungsvertrages an. Daher sind sog. 
„blinde Passagiere“ nicht erfaßt, wohl aber Begleit- 
personen der Besatzung, die sich mit Zustimmung 
des Beförderers an Bord befinden. Als Sonderfall 
der vertraglichen Beförderung ist in Nummer 4 
Buchstabe b die Beförderung einer Begleitperson 
im Rahmen eines Frachtvertrages erwähnt. 

Zu Nummer 5 

Die Definition des Begriffs „Gepäck“ schließt alle 
Gegenstände einschließlich der Fahrzeuge ein, die 
auf Grund des Beförderungsvertrages befördert 
werden. Ausgeschlossen sind lebende Tiere und sol- 
che Gegenstände, die auf Grund eines Konosse- 
ments oder eines anderen Gütertransportvertrages 
befördert werden, da für solcherart beförderte Ge- 
genstände besondere Vorschriften bestehen. 

Die in Nummer 6 enthaltene Definition des Kabi- 
nengepäcks bedarf keiner Erläuterung. 

Zu Nummer 7 

Als „Verlust oder Beschädigung von Gepäck“ sind 
nach der Definition auch Verzögerungsschäden an- 
zusehen, die sich daraus ergeben, daß zwischen der 
Ankunft des Schiffes und der Auslieferung des Ge- 
päcks ein größerer Zeitraum verstreicht. Die Haf- 
tung des Beförderers rechtfertigt sich in diesen Fäl- 
len aus seiner Verantwortlichkeit für eine ord- 
nungsgemäße Organisation des Ausladevorganges. 
Dementsprechend haftet der Beförderer nicht für 
Verzögerungen bei der Gepäckauslieferung, die 
durch Arbeitskampfmaßnahmen wie Streik oder 
Aussperrung entstanden sind. Nicht erfaßt sind von 
der Bestimmung im übrigen Verzögerungsschäden, 
die sich aus der verspäteten Ankunft des Reisenden 
selbst ergeben. 

Zu Nummer 8 

Die Vorschrift enthält eine differenzierende Rege- 
lung über den Zeitraum der Beförderung in bezug 
auf den Reisenden selbst, das Kabinengepäck und 
das sonstige Gepäck einschließlich der Kraftfahr- 
zeuge. 

Zu Artikel 2 

Diese Bestimmung enthält neben Artikel 14 die 
wichtigste und wirtschaftlich bedeutsamste Rege- 
lung der Anlage. Sie begründet die Haftung des Be- 
förderers für Schäden, die durch den Tod oder die 


Körperverletzung eines Reisenden oder durch den 
Verlust oder die Beschädigung von Gepäck entste- 
hen. Das den Schaden verursachende Ereignis muß 
während der Beförderung eingetreten sein und auf 
einem Verschulden des Beförderers oder seiner 
Leute beruhen. Die Verschuldenshaftung des Beför- 
derers nach Absatz 1 erfaßt jede Art von Verschul- 
den, also auch das „nautische Verschulden“, d. h. 
Fehler der Schiffsbesatzung bei der Bedienung, 
Führung und Navigation des Schiffes. Daß der Be- 
förderer — abweichend von den seerechtlichen Re- 
gelungen über die Beförderung von Gütern — auch 
für nautisches Verschulden einzustehen hat, ent- 
spricht geltendem Recht. Insoweit besteht Überein- 
stimmung auch mit den luftrechtlichen Bestimmun- 
gen. 

Der Umfang des zu ersetzenden Schadens, insbe- 
sondere das Problem des Ersatzes immaterieller 
Schäden, ist in den Bestimmungen der Anlage nicht 
geregelt. Insoweit ist auf die Regeln des allgemei- 
nen Schadensersatzrechts zurückzugreifen. 

Die Beweislastregelung des Absatzes 2 geht von 
dem allgemeinen Rechtsgrundsatz aus, daß der Rei- 
sende als Kläger alle anspruchsbegründenden Tat- 
sachen zu beweisen hat. Dies gilt auch in bezug auf 
das Verschulden des Beförderers, soweit nicht nach 
Absatz 3 ein Verschulden vermutet wird. Die Ver- 
schuldensvermutung nach Absatz 3 führt zu einer 
Beweislastumkehr in den Fällen, in denen das scha- 
densverursachende Ereignis im Gefahrenbereich 
des Beförderers entstanden ist und in denen es des- 
halb nicht zumutbar erscheint, dem Reisenden den 
Verschuldensnachweis aufzubürden. Dementspre- 
chend ordnet Absatz 3 Satz I bestimmte nautische 
Ereignisse, deren Eintreten während einer Seebe- 
förderung sich nach der Lebenserfahrung der Kon- 
trolle des Reisenden entzieht, dem Gefahrenbereich 
des Beförderers zu. Der Reisende hat in diesen Fäl- 
len nur zu beweisen, daß die in Satz I genannten 
Ereignisse, wie Schiffbruch oder Zusammenstoß, 
ursächlich für den konkreten Schaden — Tod oder 
Körperverletzung des Reisenden, Verlust oder Be- 
schädigung von Kabinengepäck — waren. Die Be- 
weislast dafür, daß dieses Ereignis nicht auf eige- 
nem Verschulden des Beförderers oder einem Ver- 
schulden der Schiffsbesatzung beruht, obliegt dem 
Beförderer. Satz 2 geht von der — selbstverständli- 
chen — Annahme aus, daß der Obhut des Beförde- 
rers übergebenes Gepäck und auch Kraftfahrzeuge 
— anders als das in Satz I genannte Kabinenge- 
päck — während der Reise nicht der Kontrolle des 
Reisenden unterliegen. Daher erscheint es gerecht- 
fertigt, bei Verlust oder Beschädigung derartigen 
Gepäcks ungeachtet der Art des schadenstiftenden 
Ereignisses die Beweislast für mangelndes Ver- 
schulden dem Beförderer aufzuerlegen. 

Satz 3 dagegen berücksichtigt, daß sich der Rei- 
sende auf einem Seeschiff weitgehend ungehindert 
frei bewegen kann und durchaus auf Grund eigener 
Unachtsamkeiten zu Schaden kommen kann. So- 
weit also eine der in Satz I genannten Schadensur- 
sachen — einschließlich eines Fehlers am Schiff — 
nicht in Betracht kommt und es sich auch nicht um 
dem Beförderer übergebenes Gepäck handelt, hat 
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der Reisende entsprechend der allgemeinen Rege- 
lung des Absatzes 2 ein Verschulden des Beförde- 
rers an der Entstehung des Schadens nachzuwei- 
sen. 

Die Regelung über die Verschuldensvermutung des 
Absatzes 3 führt insgesamt zu einer Beweislastver- 
teilung, wie sie bei Ansprüchen aus Beförderungs- 
vertrag dem geltenden Recht entspricht Sie hat 
demgegenüber aber namentlich in den in der See- 
schiffahrt bedeutsamen Fällen des Satzes 1 den 
Vorteil größerer Rechtsklarheit, da sie bestimmte 
Ereignisse eindeutig dem Gefahrenbereich einer 
Vertragspartei zuordnet Die Rechtsprechung be- 
dient sich bislang insoweit des prima-facie-Bewei- 
ses: Der Unternehmer muß den Entlastungsbeweis 
führen, wenn die Sachlage nach der Lebenserfah- 
rung auf eine Verletzung der vertraglichen Sorg- 
faltspflichten schließen läßt 


Zu Artikel 3 

Die Bestimmung enthält ergänzende Regelungen 
zu Artikel 2 Abs. 1 der Anlage. 

Die Bestimmungen des Absatzes 1 Satz 1 und des 
Absatzes 2 entsprechen dem § 278 BGB, wonach der 
Schuldner für Erfüllungsgehilfen und deren Gehil- 
fen einzustehen hat Anders als nach geltendem 
Recht gewährt Absatz 1 Satz 2 dem Reisenden ei- 
nen eigenen unmittelbaren Anspruch gegen den als 
Erfüllungsgehilfen des Beförderers tätig werden- 
den ausführenden Beförderer. Im übrigen stellt die 
Bestimmung klar, daß für den ausführenden Beför- 
derer in bezug auf den von ihm durchgeführten Teil 
der Beförderung dieselben Regelungen wie für den 
vertraglichen Beförderer gelten. 

Die Absätze 3, 4 und 5 enthalten Folgeregelungen, 
die im Hinblick auf die zusätzliche Haftung des aus- 
führenden Beförderers erforderlich werden. 


Zu Artikel 4 

Die Bestimmung enthält abweichend von der allge- 
meinen Haftungsregelung des Artikels 2 eine Son- 
derregelung für Wertgegenstände, die — soweit sie 
nicht dem Beförderer zur sicheren Aufbewahrung 
übergeben worden sind — im Hinblick auf die er- 
höhte Diebstahlgefahr von jeglicher Haftung ausge- 
nommen sind. 


Zu Artikel 5 

Artikel 5 setzt den Betrag fest, bis zu dem der 
Beförderer jedem Passagier für die während einer 
Beförderung entstandenen Personenschäden haf- 
tet. Dieser Haftungshöchstbetrag bezieht sich auf 
die Gesamtheit der dem Reisenden während der 
Reise entstandenen Schäden, also nicht nur auf ein 
einzelnes Schadensereignis. 


Der in Artikel 5 festgesetzte Haftungsbetrag ist ge- 
genüber dem im Athener Übereinkommen festge- 
legten Betrag wesentlich angehoben. Der in Arti- 
kel 7 Abs. 1 des Athener Übereinkommens in Ver- 
bindung mit Artikel II Nr. 1 des Protokolls von 1976 
für Personenschäden vorgesehene Haftungshöchst- 
betrag von 46 666 Sonderziehungsrechten — das 
sind nach dem gegenwärtigen Stand etwa 150 000 
Deutsche Mark — ist im Vergleich zu den Haf- 
tungsbeträgen bei der Eisenbahn-, Straßen- und 
Luftbeförderung außerordentlich niedrig. Die Ge- 
fährdungshaftung für Personenschäden bei der Ei- 
senbahnbeförderung sowie bei der entgeltlichen, 
geschäftsmäßigen Beförderung durch Kraftfahr- 
zeuge ist nach § 9 HaftpflG, § 12 Abs. 1 Nr. 1, 2 StVG 
auf einen Kapitalbetrag von 500 000 Deutsche Mark 
oder eine Jahresrente von 30 000 Deutsche Mark je 
geschädigte Person begrenzt. Die Haftung für Per- 
sonenschäden bei der Luftbeförderung ist nach § 46 
Abs. 1 LuftVG auf 320 000 Deutsche Mark begrenzt. 
Es erscheint im Rahmen der Haftungsregelung für 
Schäden bei der Beförderung von Personen auf See 
angemessen und geboten, die Haftungsbegrenzung 
für Personenschäden an die für die anderen Beför- 
derungsmittel geltenden Regelungen anzugleichen. 
Artikel 5 der Anlage sieht daher für Personenschä- 
den bei der Beförderung auf See denselben Haf- 
tungshöchstbetrag vor, der im nationalen Recht für 
Personenschäden bei der Luftbeförderung gilt. Dem 
besonderen Risiko, das sich bei Schiffsreisen unter 
Umständen aus der größeren Beförderungskapazi- 
tät auch kleinerer Schiffe ergibt, ist dadurch Rech- 
nung getragen, daß auf Grund der besonderen Be- 
stimmungen über die seerechtliche Haftungsbe- 
grenzung die Haftung des Reeders für alle im Zu- 
sammenhang mit dem Betrieb des Schiffes aus ei- 
nem bestimmten Ereignis entstandenen Schäden 
einer globalen Beschränkung unterliegt. Nach § 486 
Abs. 1 HGB in der Fassung des Entwurfs in Verbin- 
dung mit Artikel 7 des Haftungsbeschränkungs- 
übereinkommens von 1976 haftet der Schiffseigen- 
tümer für die aus demselben Ereignis entstandenen 
Ansprüche wegen Personenschäden von Reisenden 
bis zu einem Betrag von 46 666 Sonderziehungs- 
rechten (= derzeit etwa 150 000 DM) multipliziert 
mit der Anzahl der Reisenden, die das Schiff beför- 
dern darf, höchstens jedoch bis zu einem Betrag 
von 25 Mio. Sonderziehungsrechten ( = derzeit etwa 
80 Mio. DM). Das Haftungsrisiko des Schiffseigen- 
tümers ist hiernach auch bei Katastrophenschäden 
überschaubar und begrenzt. 

Nach geltendem Recht haftet der Beförderer für 
Personen- und Sachschäden zwar grundsätzlich un- 
beschränkt. In der Praxis der Seebeförderung dürf- 
ten Fälle unbeschränkter Haftung jedoch selten 
Vorkommen, da die Beförderer in aller Regel ihre 
Haftung in den Beförderungsbedingungen zulässi- 
gerweise — soweit der Schaden nicht auf Vorsatz 
oder grober Fahrlässigkeit beruht — summenmä- 
ßig begrenzen. In den Beförderungs- oder Passage- 
bedingungen der verschiedenen deutschen Seebe- 
förderer sind Haftungssummen in bezug auf Tod 
und Körperverletzung von Reisenden in unter- 
schiedlicher Höhe, höchstens jedoch bis 100 000 
Deutsche Mark je Reisenden festgesetzt. 
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Zu Artikel 6 

Die in dieser Vorschrift festgelegten Haftungsbe- 
träge für Sachschäden beziehen sich wie diejenigen 
für Personenschäden jeweils auf die Gesamtheit 
der einem Reisenden während einer Beförderung 
entstandenen Schäden. Auch diese Beträge sind ge- 
genüber den in Artikel 8 des Athener Übereinkom- 
mens festgesetzten Haftungsbeträgen wesentlich 
angehoben. 

Die Haftungshöchstsumme nach Absatz 2 für Ver- 
lust oder Beschädigung von Fahrzeugen schließt 
die Haftung für in oder auf dem Fahrzeug verblei- 
bendes Gepäck ein. Diese Regelung erscheint ange- 
sichts der Übung auf Fährstrecken aus praktischen 
Erwägungen angezeigt. 

Die in Artikel 6 festgesetzten Haftungsbeträge für 
Sachschäden sind — ebenso wiß der in Artikel 5 
festgesetzte Haftungsbetrag für Personenschäden 
— zugunsten des Reisenden zwingend festgelegt; 
die Vereinbarung niedrigerer Haftungsbeträge ist 
nach Artikel 14 der Anlage nichtig. Die einzige Aus- 
nahme von dem Verbot, die Regelungen der Anlage 
zuungunsten des Reisenden abzubedingen, enthält 
Artikel 6 Abs. 4 der Anlage. Diese Vorschrift, die die 
Vereinbarung eines vom Reisenden zu überneh- 
menden Selbstbehalts für Sachschäden zuläßt, soll 
die Abwicklung von Bagatellschäden erleichtern. 


Zu Artikel 1 

Absatz 1 geht von dem Grundsatz aus, daß es sich 
bei den in Artikel 5 und 6 festgesetzten Haftungs- 
beträgen um zugunsten des Reisenden zwingend 
festgesetzte Mindestbeträge handelt, bis zu deren 
Höhe der Beförderer im Schadensfall haftet. Dies 
schließt — worauf die Bestimmung klarstellend 
hinweist — die schriftliche Vereinbarung höherer 
Haftungsbeträge nicht aus. 

Nach Absatz 2 sind Verfahrenskosten nicht in den 
Haftungshöchstbetrag einzubeziehen. Diese Rege- 
lung entspricht den Grundsätzen des geltenden 
Rechts (Urteil des Bundesgerichtshofes vom 
29. September 1969 — III ZR 149/68 — in Versiche- 
rungsrecht 1969, S. 1043). Soweit Absatz 2 darüber 
hinaus bestimmt, daß auch die Zinsen nicht in den 
Haftungshöchstbetrag einzubeziehen sind, soll die 
Regelung vermeiden, daß der Beförderer in Fällen, 
in denen der Personen- oder Sachschaden bereits 
ohne Hinzurechnung von Zinsen den in der Anlage 
bestimmten Haftungshöchstbetrag übersteigt, ei- 
nen Zinsgewinn erzielt, wenn die Leistung des 
Schadensersatzes sich hinauszögert. Die Regelung 
des Absatzes 2 gewährleistet, daß der Reisende bei 
verzögerter Zahlung den vollen Haftungs höchstbe- 
trag zuzüglich der bis zu diesem Zeitpunkt angefal- 
lenen Zinsen erhält. 


Zu Artikel 8 

Die Vorschrift enthält die sog. „Himalaja-Klausel“, 
die für die Haftung der Leute des Beförderers und 


des ausführenden Beförderers die Haftungsgrenzen 
der Anlage ebenfalls für anwendbar erklärt. Eine 
entsprechende Bestimmung für die Haftung bei 
dem Seetransport von Gütern enthält § 607 a Abs. 2 
HGB in der Fassung des Artikels 1 Nummer 4 des 
vorliegenden Entwurfs. Die Klausel hat histori- 
schen Ursprung und geht zurück auf das Bestreben 
von Gläubigern, wegen des über die beschränkte 
Haftung des Reeders hinausgehenden Schadens die 
Personen der Schiffsbesatzung in Anspruch zu neh- 
men, denen gegenüber der Reeder kraft arbeits- 
rechtlicher Grundsätze zur Freistellung von Ersatz- 
ansprüchen verpflichtet ist. Während die Vorschrift 
somit ursprünglich dem Schutz des Reeders vor ei- 
ner Umgehung der Haftungsbeschränkung diente, 
hat sie sich inzwischen zu einer sozialen Schutz- 
klausel zugunsten der Schiffsbesatzung entwickelt. 
Sie bewirkt im Zusammenhang mit anderen Rege- 
lungen der Anlage (vgl. im einzelnen die Ausfüh- 
rungen zu Artikel 9), daß eine in den Grenzen der 
Haftungsbeschränkung erfolgte Befriedigung des 
Gläubigers durch den Beförderer oder den ausfüh- 
renden Beförderer auch die Schiffsbesatzung von 
jeder weiteren Haftung freistellt. 


Zu Artikel 9 

Die Bestimmung enthält Regeln über die Konkur- 
renz mehrerer Schadensersatzansprüche aus einem 
Schadensereignis. 

Absatz 1 stellt klar, daß die genannten Haftungsbe- 
träge nur einmal für sämtliche Ansprüche zur Ver- 
fügung stehen, wenn aus dem Unfall eines Reisen- 
den oder aus der Beschädigung seines Gepäcks 
mehrere Ansprüche oder Ansprüche mehrerer Be- 
rechtigter (z. B. unterhaltsberechtigter Angehöri- 
ger) entstehen. 

Absatz 2 stellt für den in Artikel 3 Abs. 4 angespro- 
chenen Fall der gesamtschuldnerischen Haftung 
von Beförderer und ausführendem Beförderer si- 
cher, daß die Haftungssumme nur einmal an den 
Gläubiger zu zahlen ist. Die Regelung entspricht 
inhaltlich dem §421 BGB. 

Absatz 3 bezieht in diese Regelung die Leute des 
Beförderers und des ausführenden Beförderers ein. 
Deren Haftung richtet sich grundsätzlich nicht 
nach den Bestimmungen der Anlage. Mangels ver- 
traglicher Beziehungen zum Reisenden kommt eine 
Inanspruchnahme im Schadensfall insoweit aus un- 
erlaubter Handlung in Betracht. Absatz 3 stellt klar, 
daß, soweit die Personen der Schiffsbesatzung sich 
unter den Voraussetzungen des Artikels 8 auf die 
Haftungsbeschränkung berufen können, die in den 
Bestimmungen der Anlage festgesetzten Haftungs- 
höchstbeträge für die Gesamtheit aller Ansprüche 
gelten, die gegen den vertraglichen und den ausfüh- 
renden Beförderer sowie gegen deren Bedienstete 
oder Beauftragte geltend gemacht werden können. 
Der Gläubiger kann hiernach zwar jeden der 
Schuldner auf Leistung von Schadensersatz bis zur 
Höhe der Haftungshöchstbeträge in Anspruch neh- 
men; jedoch ist der Gesamtbetrag des Schadenser- 
satzes, der von den in Absatz 3 genannten Peronen 
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zu leisten ist, auf die in den Bestimmungen der 
Anlage festgesetzten Haftungshöchstbeträge be- 
grenzt. 


Zu Artikel 10 

Nach Absatz 1 verliert der Beförderer das Recht, 
sich auf die Beschränkung der Haftung zu berufen, 
wenn er oder eine Person, für deren Handeln er ein- 
zustehen hat, den Schaden vorsätzlich oder grob 
fahrlässig verursacht hat. Diese Bestimmung ent- 
spricht vergleichbaren Regelungen des deutschen 
Rechts (vgl. § 48 Abs. 1 Satz 2 LuftVG, § 651h Abs. 1 
Nr. 1, § 702 Abs. 1 Satz 2 BGB). Sie weicht zugunsten 
des Reisenden von der entsprechenden Regelung 
des Athener Übereinkommens ab, nach der nur 
Vorsatz oder bewußte grobe Fahrlässigkeit zum 
Verlust der Haftungsbeschränkung führt. 

Absatz 2 bestimmt, daß ein Bediensteter oder Be- 
auftragter des Beförderers oder des ausführenden 
Beförderers das Recht, die Haftung zu beschrän- 
ken, verliert, wenn ihm Vorsatz oder grobe Fahrläs- 
sigkeit zur Last fällt Diese Bestimmung entspricht 
der vergleichbaren Regelung des § 48 Abs. 1 Satz 1 
LuftVG. 


Zu Artikel 1 1 

Die Bestimmung stellt klar, daß Schadensersatzan- 
sprüche wegen Tötung oder Verletzung von Reisen- 
den oder wegen Verlustes oder Beschädigung von 
Gepäck gegen den Beförderer nur unter den in den 
Bestimmungen der Anlage vorgesehenen Voraus- 
setzungen und Beschränkungen geltend gemacht 
werden können, unabhängig davon, auf welcher 
Rechtsgrundlage solche Ansprüche beruhen. Die 
Regelungen der Anlage gelten hiernach insbeson- 
dere auch für Ansprüche aus unerlaubter Hand- 
lung. 

Ist der vertragliche Beförderer zugleich Reisever- 
anstalter im Sinne der §§651 aff. BGB, so können 
nach Artikel 11 der Anlage Schadensersatzansprü- 
che wegen Tötung oder Verletzung von Reisenden 
oder wegen Verlustes oder Beschädigung von Ge- 
päck gegen ihn nur auf der Grundlage der Bestim- 
mungen der Anlage erhoben werden; dies gilt je- 
doch nicht, sofern der Schaden auf ein schuldhaftes 
Verhalten des Reiseveranstalters in seiner Eigen- 
schaft als Reiseveranstalter, z. B. auf ein Verschul- 
den bei der Organisation der Reise, zurückzuführen 
ist. 

Artikel 11 der Anlage gehört zu den in § 651 h Abs. 2 
BGB genannten gesetzlichen Vorschriften, nach de- 
nen ein Anspruch auf Schadensersatz gegen einen 
Leistungsträger nur unter bestimmten Vorausset- 
zungen oder Beschränkungen, nämlich nur auf der 
Grundlage der Bestimmungen der Anlage geltend 
gemacht werden kann. Gemäß § 651 h Abs. 2 BGB 
kann auch der Reiseveranstalter sich gegenüber 
dem Reisenden auf eine solche gesetzliche Rege- 
lung berufen. Dies gilt auch dann, wenn der Reise- 


veranstalter die Reiseleistung, für die derartige 
Vorschriften gelten, selbst erbringt 


Zu Artikel 12 

Nach Absatz 1 ist der Reisende verpflichtet, dem 
Beförderer innerhalb bestimmter — kurz bemesse- 
ner — Fristen von dem Verlust oder der Beschädi- 
gung des Reisegepäcks schriftlich Anzeige zu er- 
statten. Eine entsprechende Anzeigepflicht für Kör- 
perschäden enthalten die Bestimmungen der An- 
lage nicht; insoweit wird davon ausgegangen, daß 
der Reisende in diesen Fällen schon im eigenen 
Interesse den Schaden unverzüglich melden wird. 

Unterläßt der Reisende die vorgeschriebene recht- 
zeitige Anzeige des Gepäckschadens, trifft ihn indes 
kein Rechtsverlust Es wird dann nach Absatz 2 le- 
diglich vermutet, daß er das Gepäck unbeschädigt 
erhalten hat. 

Absatz 3 bedarf keiner Erläuterung. 


Zu Artikel 13 

Die Bestimmung regelt die Verjährungsfristen. Die 
Frist beträgt für Personen- und Sachschäden ein- 
heitlich zwei Jahre (Absatz 1). Die Verjährungsfrist 
beginnt mit dem Tage der Ausschiffung oder — 
wenn diese nicht mehr erfolgt ist — mit dem Zeit- 
punkt, in dem die Ausschiffung hätte erfolgen sol- 
len (Absatz 2). Nach der Entstehung des Schadens 
kann die Frist schriftlich durch Vereinbarung der 
Parteien oder durch einseitige Erklärung des Beför- 
derers verlängert werden (Absatz 3). Hemmung und 
Unterbrechung der Verjährung richten sich nach 
den allgemeinen Bestimmungen über die Verjäh- 
rung. 


Zu Artikel 14 

Diese Bestimmung enthält eine der wichtigsten Re- 
gelungen der Anlage. Sie erklärt Vereinbarungen 
für nichtig, die vor Eintritt des Schadensereignisses 
zwischen dem Reisenden und dem Beförderer ge- 
troffen werden und die darauf gerichtet sind, die 
dem Reisenden nach den Bestimmungen der An- 
lage zustehenden Rechte zu mindern. Hiernach 
sind nichtig vorherige Vereinbarungen über einen 
generellen Ausschluß der Haftung nach Artikel 2 
Abs. 1 der Anlage, über die Festsetzung niedrigerer 
als der in Artikel 5 und 6 der Anlage bestimmten 
Haftungsbeträge sowie über die in Artikel 2 Abs. 3 
der Anlage geregelte Verteilung der Beweislast. Die 
Nichtigkeit einer solchen Vereinbarung hat jedoch 
nicht die Nichtigkeit des Beförderungsvertrages zur 
Folge. 

Artikel 14 führt zur Nichtigkeit zahlreicher interna- 
tional gebräuchlicher Beförderungsbedingungen, 
die die Rechtstellung des Reisenden bisher oft er- 
heblich beeinträchtigen. 
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Zu Artikel 15 

Artikel 15 grenzt den Anwendungsbereich der Be- 
stimmungen der Anlage von der Anwendung inter- 
nationaler Übereinkommen und innerstaatlicher 
Vorschriften über die Haftung für nukleare Schä- 
den ab. Die Bestimmungen des Atomhaftungs- 
rechts gehen von dem Grundsatz der Kanalisierung 
der Haftung auf den Inhaber einer Kernanlage aus. 
Dieser Grundsatz besagt, daß für nukleare Schäden, 
die im Zusammenhang mit dem Betrieb einer Kern- 
anlage oder während der Beförderung von Kernma- 
terialien von oder zu einer solchen Anlage verur- 
sacht werden, ausschließlich der Inhaber der Kern- 
anlage haftet (Artikel 6 Buchstabe a des Pariser 
Übereinkommens vom 29. Juli 1960 über die Haf- 
tung gegenüber Dritten auf dem Gebiet der Kern- 
energie in der Fassung der Bekanntmachung vom 
5. Februar 1976, BGBl. II S. 310, 311; § 25 Abs. 1 des 
Atomgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Oktober 1976, BGBl. I, S. 3053, 3054). Die 
Haftung jeder anderen Person für einen solchen 
Schaden aufgrund allgemeiner haftungsrechtlicher 
Bestimmungen ist ausgeschlossen (Artikel 6 Buch- 
stabe b des Pariser Atomhaftungsübereinkom- 
mens). Diesen Bestimmungen würde es widerspre- 
chen, wenn der Beförderer nach den Bestimmun- 
gen der Anlage für einen nuklearen Schaden haften 
würde, den ein Passagier während der Beförderung 
— etwa bei einem Zusammenstoß zwischen dem 
Schiff, auf dem sich der Passagier befindet, und 
einem Schiff, das Kernmaterialien befördert — er- 
leidet, Artikel 15 bestimmt deshalb, daß eine Haf- 
tung nach den Bestimmungen der Anlage nicht be- 
steht, wenn der Inhaber einer Kernanlage nach den 
in Artikel 15 Buchstabe a genannten Atomhaftungs- 
übereinkommen oder auf Grund innerstaatlicher 
Rechtsvorschriften, die dem Geschädigten ebenso 
günstig sind wie die genannten Übereinkommen, 
für den nuklearen Schaden haftet. Es genügt also 
nicht, daß der Inhaber einer Kernänlage nach allge- 
meinen haftungsrechtlichen Bestimmungen für den 
nuklearen Schaden haftet. Die Haftung des Inha- 
bers muß vielmehr dem in Artikel 15 festgelegten 
Mindest Standard entsprechen. 

Zu Artikel 16 

Die Vorschrift erstreckt den Anwendungsbereich 
der Bestimmungen der Anlage auch auf gewerbli- 
che Beförderungen, die vom Staat oder seinen Be- 
hörden vorgenommen werden. Für solche Beförde- 
rungen gelten somit dieselben Regelungen wie für 
die Passagierbeförderung auf See durch Privatper- 
sonen. 


Zu §§ 666 bis 671 HGB 

Die in den §§666 bis 671 HGB enthaltenen Vor- 
schriften über den Seereisevertrag sind — worauf 
schon die bisherige Überschrift des Fünften Ab- 
schnitts „Frachtgeschäft zur Beförderung von Rei- 
senden“ hindeutet — veraltet und werden den heu- 
tigen Verhältnissen im modernen Seereiseverkehr 


nicht mehr gerecht. Sie stammen aus einer Zeit, in 
der das Seeschiff noch seine traditionelle Funktion 
als wichtigstes Verkehrsmittel vor allem im inter- 
kontinentalen Bereich und hier insbesondere bei 
der Beförderung von Auswanderern zu erfüllen hat- 
te. Den Gegebenheiten der Zeit ihrer Entstehung 
entsprechend sind die geltenden Vorschriften über 
den Seereisevertrag geprägt durch die überkom- 
mene Vorstellung von der Schicksalsgemeinschaft 
zwischen Schiff und Passagier, die sich in einer 
Reihe von einschneidenden Regelungen zu Lasten 
des Passagiers widerspiegelt. So erscheinen heute 
als nicht mehr zeitgemäß und unbefriedigend die 
Bestimmung über die Zahlung des vollen Fahrprei- 
ses — ohne Anrechnung ersparter Aufwendungen 
— bei nicht rechtzeitigem Antritt der Reise (§ 666 
HGB), die Bestimmungen über den Rücktritt vom 
Beförderungsvertrag und über die Auflösung des 
Vertrages (§§ 667 bis 670 HGB) sowie die Regelung, 
daß der Reisende zur Zahlung des vollen Fahrprei- 
ses verpflichtet bleibt, wenn er eine während der 
Reise vorzunehmende Reparatur des Schiffes nicht 
abwartet (§ 671 HGB). 

Gemäß Artikel 1 Nr. 9 des Entwurfs sollen die §§ 666 
bis 671 HGB aufgehoben werden, da sie teils über- 
holt und im übrigen entbehrlich sind. Ein erhebli- 
cher Teil der Passagierbeförderungen auf See fin- 
det heute in der Form von Kreuz- und Vergnü- 
gungsfahrten statt. Wesentlich für diese Art der 
Seebeförderungen ist, daß der Beförderer dem Rei- 
senden vertragsgemäß nicht nur die bloße Beförde- 
rung, sondern darüber hinaus auch Unterbringung 
und Beköstigung schuldet und daß diese Leistun- 
gen im Fahrpreis mitvergütet werden. Kreuz- und 
Vergnügungsfahrten sind somit als spezielle Form 
der Pauschalreisen im Sinne des Reisevertrags- 
rechts anzusehen. Es besteht kein Anlaß, hierfür 
seerechtliche Sonderregelungen vorzusehen, da die 
gesetzlichen Bestimmungen über den Reisevertrag 
(§§651a bis 651k BGB) im allgemeinen auch bei 
Kreuz- und Vergnügungsfahrten zur Regelung der 
Tatbestände, die bisher in den §§666 bis 671 HGB 
normiert sind, ausreichen. Im übrigen kann auf die 
allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs zurückgegriffen werden, die insoweit sachge- 
rechte Lösungen bieten, die die schutzwürdigen In- 
teressen des Reisenden besser als das geltende See- 
reiserecht berücksichtigen. In diesem Zusammen- 
hang ist beispielsweise hinsichtlich des Falles, daß 
der Reisende aus Gründen, die von ihm nicht zu 
vertreten sind, verhindert ist, an der Reise teilzu- 
nehmen, auf die Entscheidung des Bundesgerichts- 
hofs vom 30. November 1972 (Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofs in Zivilsachen, Band 60 S. 14) 
hinzuweisen. 

Der verbleibende Teil der Passagierbeförderungen 
auf See, die nicht Pauschalreisen im Sinne des Rei- 
severtragsrechts sind, erstreckt sich im innerstaat- 
lichen Bereich der Bundesrepublik Deutschland auf 
den Schiffsreiseverkehr in der Küstenregion, na- 
mentlich zu den Nordseeinseln, und im internatio- 
nalen Bereich auf den Fährverkehr, vorwiegend 
nach Skandinavien und Großbritannien. Davon wie- 
derum entfällt ein Teil des Reiseverkehrs auf den 
Eisenbahn-Fährverkehr, für den die Vorschriften 
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der §§666 bis 671 HGB nicht gelten; auf Personen^ 
beförderungen im Eisenbahn-Fährverkehr finden 
insoweit vielmehr die Vorschriften der Eisenbahn- 
verkehrsordnung sowie bei internationalen Beför- 
derungen die Einheitlichen Rechtsvorschriften 
über die internationale Eisenbahnbeförderung von 
Personen und Gepäck (CIV) — Anhang A zu dem 
Übereinkommen über den internationalen Eisen- 
bahnverkehr (COTIF) vom 9. Mai 1980 (BGBl. 1985 
II S, 130) Anwendung. 

Dem Linienverkehr in der Küstenregion sowie dem 
Fährverkehr ist gemeinsam, daß die Schiffsverbin- 
dungen nach Fahrplan verkehren. Typisches Cha- 
rakteristikum des Linienverkehrs ist die Aus- 
tauschbarkeit von Leistung und Gegenleistung. We- 
der kommt es dem Reisenden — abgesehen von der 
Seetüchtigkeit des Schiffes — besonders darauf an, 
mit einem bestimmten Schiff befördert zu werden, 
noch steht für den Beförderer bei der Beförderung 
eine bestimmte Person als Vertragspartner im Vor- 
dergrund. Eine Schicksalsgemeinschaft von Schiff 
und Passagier, wie sie in früheren Zeiten der Seebe- 
förderung angenommen wurde, besteht beim mo- 
dernen fahrplanmäßigen Linienverkehr nicht. Die 
geltenden Vorschriften über den Seereisevertrag 
sind auf diese Form der Seebeförderung nicht zuge- 
schnitten. Auch hier reichen die allgemeinen Vor- 
schriften des bürgerlichen Rechts, insbesondere die 
Bestimmungen des allgemeinen Schuldrechts und 
die Bestimmungen über den Werkvertrag, zur Re- 
gelung der Rechtsbeziehungen zwischen dem Be- 
förderer und dem Reisenden aus. Soweit dem Be- 
förderungsvertrag Passagebedingungen zugrunde 
gelegt werden, finden die Bestimmungen des Geset- 
zes über Allgemeine Geschäftsbedingungen An- 
wendung. Im übrigen soll im Rahmen der vorgese- 
henen Überarbeitung des Schuldrechts geprüft wer- 
den, ob es sich empfiehlt, allgemeine Bestimmun- 
gen über den Personenbeförderungsvertrag, die 
nicht nur für die Beförderung auf See, sondern für 
jede Art der Beförderung von Personen gelten, in 
das Bürgerliche Gesetzbuch aufzunehmen. 


Zu §§ 672 bis 675 HGB 

Die in Artikel 1 Nr. 10 des Entwurfs vorgesehene 
Neufassung der §§ 672, 674 und 675 HGB paßt den 
veralteten Text dieser Bestimmungen ohne sachli- 
che Änderungen dem heutigen Sprachgebrauch an. 

Die Neufassung des § 673 HGB faßt die bisherigen 
Absätze 1 und 3 zusammen, die die Kosten des Ein- 
und Ausladens des Gepäcks, die Entgeltzahlung im 
Falle des Verlustes von Gepäck sowie die Haftung 
des Reisenden für Schäden, die durch sein Gepäck 
verursacht werden, regeln. Der bisherige § 673 
Abs. 2 HGB, der die Haftung des Beförderers für 
Verlust oder Beschädigung von Reisegepäck regelt, 
entfällt. Die Haftung des Beförderers für derartige 
Schäden richtet sich künftig nach den gemäß § 664 
Abs. 1 HGB in der Fassung des Entwurfs anzuwen- 
denden „Bestimmungen über die Beförderung von 
Reisenden und ihrem Gepäck auf See“, die gemäß 
Artikel 1 Nr. 8 des vorliegenden Entwurfs dem Han- 
delsgesetzbuch als Anlage beigefügt werden. 


Zu §§ 676 bis 678 HGB 

Die bisherigen §§ 676 bis 678 HGB sind weitgehend 
überholt, im übrigen auch entbehrlich. 

§ 676 HGB betrifft den Fall, daß ein Schiff zur Be- 
förderung von Reisenden einem Dritten verfrach- 
tet, also von einem Dritten gechartert wird. §678 
HGB bestimmt, daß für das Rechtsverhältnis zwi- 
schen dem Verfrachter und dem Dritten die Vor- 
schriften des Vierten Abschnitts „Frachtgeschäft 
zur Beförderung von Gütern“ gelten, soweit die Na- 
tur der Sache ihre Anwendung zuläßt. Die Vor- 
schrift regelt also das Innenverhältnis zwischen 
den Parteien des Chartervertrages. Eine derartige 
Regeluhg ist entbehrlich; sie hat im Rahmen der 
Bestimmungen über den Seebeförderungsvertrag 
keinen Platz. 

§ 677 HGB bestimmt, daß, soweit in den nachfolgen- 
den Abschnitten des Vierten Buches die Fracht er- 
wähnt wird, darunter auch die „Überfahrtsgelder“ 
zu verstehen sind, sofern nicht das Gegenteil be- 
stimmt ist. Diese Vorschrift enthält eine versteckte 
Verweisung auf das Rechtsinstitut der Großen Ha- 
verei (§§700 ff. HGB). Demgegenüber entspricht es 
heutiger Auffassung, daß für alles, was unter einem 
Passagevertrag befördert wird, die Anwendung der 
Vorschriften der Großen Haverei ausgeschlossen 
sein soll. Dementsprechend wird in der Praxis die 
Anwendung der Vorschriften der Großen Haverei 
in den Passagebedingungen regelmäßig ausge- 
schlossen. § 677 HGB kann daher entfallen. 

§ 678 HGB ist gegenstandslos, da das Auswande- 
rungswesen jetzt ausschließlich durch Bundesrecht, 
insbesondere durch das Gesetz zum Schutze der 
Auswanderer vom 26. März 1975 (BGBl. I S. 774) und 
die Verordnung über die Einrichtung von Auswan- 
dererschiffen vom 21. Dezember 1956 (BGBl. II 
S. 2145), geregelt ist. Diese Vorschriften, die Öffent- 
lich-rechtliche Regelungen zum Schutze der Aus- 
wanderer enthalten, bleiben nach allgemeinen 
Grundsätzen neben den privatrechtlichen Bestim- 
mungen der §§664 ff. HGB anwendbar, ohne daß 
dies besonders bestimmt werden müßte. § 678 HGB 
kann daher aufgehoben werden. 

Zu Nummer 12 — § 737 Abs. 2 HGB 

Die vorgeschlagene Änderung entspricht der zu 
§ 485 Satz 1 HGB vorgeschlagenen Ersetzung des 
Wortes „Seelotsen“ durch das Wort „Lotsen“. Auf 
die Begründung zu § 485 Satz 1 HGB in der Fassung 
des Entwurfs wird verwiesen. 

Zu Artikel 2 — Änderungen des Binnenschiffahrts- 
gesetzes 

Vorbemerkungen 

Artikel 2 des Entwurfs sieht vor, daß hinsichtlich 
der Beförderung von Personen und ihrem Gepäck 
sowie hinsichtlich der Beschränkung der Haftung 
für Ansprüche wegen Personenschäden von Reisen- 
den die seerechtlichen Regelungen auch auf die 
Binnenschiffahrt erstreckt werden. 
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Das geltende Recht der Personenbeförderung in 
der Binnenschiffahrt ist ebenso wie das entspre- 
chende Seereiserecht reformbedürftig. Das in sei- 
nen wesentlichen Teilen unverändert geltende Ge- 
setz betreffend die privatrechtlichen Verhältnisse 
der Binnenschiffahrt (Binnenschiffahrtsgesetz) von 
1895 enthält keine zusammenfassende Regelung 
des Rechts der Personenbeförderung. Es befaßt sich 
weitgehend nur mit der Regelung des Rechts der 
Güterbeförderung auf Binnengewässern und ent- 
hält lediglich in § 7 Abs. 2, § 8 Abs. 4, §§ 77, 85, 104 
und 131 Abs. 3 und 4 vereinzelte Bestimmungen 
über die Personenbeförderung. Im übrigen gelten 
für das Verhältnis des Reisenden zum Beförderer 
die allgemeinen Vorschriften des Binnenschiff- 
fahrtsgesetzes und des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 
die jedoch von den Vertragsparteien durch Verein- 
barung abbedungen werden können. Eine zwin- 
gende Haftungsregelung, weiche die Voraussetzun- 
gen und die Höhe der Haftung des Beförderers für 
Personen- und Sachschäden von Reisenden festlegt, 
gibt es für den Beförderungsvertrag in der Binnen- 
schiffahrt im geltenden Recht nicht. 

Das Vertragsverhältnis zwischen Reisenden und 
Beförderern wird — wie im Seerecht — in der Pra- 
xis weitgehend durch Passagebedingungen be- 
stimmt, in denen die auf dispositivem Recht beru- 
hende Haftung des Beförderers oft erheblich einge- 
schränkt wird. Eine gesetzliche Regelung der Haf- 
tung des Beförderers für Schäden bei der Beförde- 
rung von Personen auf Binnengewässern erscheint 
daher geboten. Es wäre jedoch nicht zweckmäßig, 
die Reform des deutschen Binnenschiffahrtsrechts 
insoweit nach den Grundsätzen des im Rahmen der 
Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für 
Europa in Genf (ECE) ausgearbeiteten Überein- 
kommens über den Beförderungsvertrag für Rei- 
sende und Gepäck in der internationalen Binnen- 
schiffahrt (CVN) von 1976 auszurichten, das zwin- 
gende Bestimmungen über die Haftung des Beför- 
derers für Personen- und Sachschäden von Reisen- 
den enthält. Vielmehr sollte hierbei die parallele 
Entwicklung im Bereich des Rechts der Personen- 
beförderung auf See berücksichtigt werden. Die Re- 
gelungen des Übereinkommens CVN weichen nicht 
unerheblich von den Vorschriften des für die Seebe- 
förderung geltenden Athener Übereinkommens ab. 
Die Übernahme des Übereinkommens CVN in das 
Binnenschiffahrtsrecht würde somit dazu führen, 
daß für die Beförderung von Personen auf See und 
auf Binnengewässern im deutschen Recht verschie- 
dene beträchtlich voneinander abweichende Rege- 
lungen gelten würden. Dies erscheint im Hinblick 
auf die praktischen Auswirkungen, die eine solche 
unterschiedliche Regelung im Bereich der Küsten- 
schiffahrt hätte, nicht wünschenswert. 

Im Küstenbereich sind die Übergänge von der Bin- 
nen- zur Seeschiffahrt in der Praxis fließend. Es 
werden vielfach die gleichen seegängigen Schiffe 
sowohl in Binnengewässern als als auch auf hoher 
See eingesetzt. Mangels einer eindeutigen gesetzli- 
chen Abgrenzung der See- und der Binnengewässer 
wirft diese Praxis häufig rechtliche Abgrenzungs- 
schwierigkeiten bei der Frage auf, wann eine Beför- 
derung dem Seerecht und wann sie dem Binnen- 


schiffahrtsrecht unterliegt. Abgesehen hiervon er- 
scheint es auch sachlich nicht gerechtfertigt, Seebe- 
förderungen einerseits und Beförderungen auf Bin- 
nengewässern andererseits Regelungen zu unter- 
stellen, die erheblich voneinander abweichen. Der 
rechtliche Schutz eines Reisenden sollte auf einer 
Binnengewässerstrecke — etwa von Hamburg nach 
Cuxhaven — nicht wesentlich anders ausgestaltet 
sein als auf einer Seestrecke — etwa von Cuxhaven 
nach Helgoland. Einer grundsätzlich einheitlichen 
Regelung des für die Beförderung auf See und auf 
Binnengewässern geltenden Rechts auf der Grund- 
lage des Athener Übereinkommens ist deshalb der 
Vorzug zu geben. 

Zu Nummer 1 — Kurzbezeichnung des Gesetzes 
und Abkürzung 

Die Vorschrift sieht eine Ergänzung der Überschrift 
des Gesetzes vor. Durch die Festlegung einer Kurz- 
bezeichnung (Binnenschiffahrtsgesetz) und einer 
Abkürzung (BinSchG) wird die Zitierweise erleich- 
tert. 

Zu Nummer 2 — § 4a BinSchG 

Nach § 4 BinSchG in der geltenden Fassung haftet 
der Schiffseigner in den dort genannten Fällen 
nicht persönlich, sondern nur mit Schiff und Fracht; 
sein sonstiges Vermögen ist dem Zugriff der Gläu- 
biger entzogen. Dieses Prinzip der beschränkt-ding- 
lichen Haftung, das gemäß § 4 BinSchG auch in 
bezug auf Schadensersatzansprüche aus der Beför- 
derung von Fahrgästen gilt, hat zur Folge, daß die 
Haftung des Eigners eines älteren Schiffes, das ei- 
nen geringen Wert hat, auf eine niedrigere Summe 
beschränkt ist als die Haftung des Eigners eines 
modernen, gut ausgerüsteten Schiffes. Bei einem 
Großschaden, der zu einem Totalverlust des Schif- 
fes führt, kann die Haftung des Eigners nach dem 
Prinzip der beschränkt-dinglichen Haftung ganz 
entfallen. Der haftungsrechtliche Schutz der Passa- 
giere in der Binnenschiffahrt ist daher nach gelten- 
dem Recht — besonders in Katastrophenfällen — 
nur unzureichend gewährleistet. 

Im deutschen Seerecht, das insoweit Vorbild für die 
binnenschiffahrtsrechtliche Regelung gewesen ist, 
wurde das Prinzip der beschränkt-dinglichen Haf- 
tung aufgrund des Seerechtsänderungsgesetzes von 
1972 entsprechend dem Brüsseler Übereinkommen 
von 1957 über die Beschränkung der Haftung der 
Eigentümer von Seeschiffen durch das Prinzip der 
summenmäßig beschränkten, persönlichen Haftung 
ersetzt. Bevor eine entsprechende generelle Ände- 
rung auch des in der Binnenschiffahrt geltenden 
Haftungssystems in Angriff genommen werden 
kann, bedarf es insbesondere im Hinblick auf die 
Internationale Entwicklung im Bereich des Binnen- 
schiffahrtsrechts noch weiterer Vorarbeiten. 

Vordringlich erscheint zur Zeit jedoch die bessere 
Absicherung der Reisenden auf Binnenschiffen für 
den Katastrophenfall. Für diesen Zweck reicht es 
aus, die Ansprüche wegen Personenschäden von 
Reisenden von dem System der beschränkt-dingli- 
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chen Haftung des geltenden Rechts auszunehmen. 
Der Entwurf sieht deshalb durch Einfügung eines 
neuen §4a BinSchG vor, in der Binnenschiffahrt 
für Ansprüche wegen Personenschäden von Reisen- 
den das System der summenmäßig beschränkten, 
persönlichen Haftung einzuführen. Hinsichtlich 
weiterer Ansprüche aus der Passagierbeförderung, 
wie der Ansprüche wegen Gepäckschäden, aber 
auch hinsichtlich aller sonstigen Ansprüche, die un- 
ter § 4 Abs. 1 und 2 BinSchG fallen, bleibt das gel- 
tende System der beschränkt-dinglichen Haftung 
unangetastet. 

Der neue § 4 a Abs. 1 BinSchG entspricht inhaltlich 
dem Artikel 7 des Übereinkommens von 1976 über 
die Beschränkung der Haftung für Seeforderungen, 
der für Ansprüche wegen Personenschäden von 
Reisenden einen nach der Beförderungskapazität 
des Schiffes zu errechnenden Haftungshöchstbe- 
trag festlegt. Die Haftung des Eigners eines Bin- 
nenschiffes wegen Personenschäden von Passagie- 
ren wird gemäß § 4 a Abs. 1 BinSchG in der Fassung 
des Entwurfs im wesentlichen der seerechtlichen 
Regelung angeglichen. Der Eigner eines Binnen- 
schiffs haftet hiernach für derartige Ansprüche per- 
sönlich; jedoch ist seine Haftung grundsätzlich auf 
bestimmte, nach der Beförderungskapazität des 
Schiffes bemessene Haftungshöchstbeträge be- 
schränkt. Der mit der Zahl der zur Beförderung 
zugelassenen Passagiere zu multiplizierende Be- 
trag von 150 000 DM entspricht annähernd dem in 
Artikel 7 Abs. 1 des Haftungsbeschränkungsüber- 
einkommens bestimmten Betrag von 46 666 Sonder- 
ziehungsrechten nach dem Stande vom März 1985. 
Reicht die festgesetzte Haftungshöchstsumme zur 
Befriedigung aller Ansprüche, die aus demselben 
Ereignis wegen Personenschäden von Reisenden 
entstanden sind, nicht aus, so sind die Gläubiger 
nach § 4 a Abs. 1 Satz 3 BinSchG anteilig zu befriedi- 
gen. Diese Regelung entspricht dem § 12 Abs. 2 
Straßenverkehrsgesetz und dem § 37 Abs. 3 Luftver- 
kehrsgesetz. 

Die absolute Haftungsobergrenze von 30 Millionen 
DM, bis zu der der Schiffseigner nach § 4 a Abs. 1 
Satz 2 BinSchG in der Fassung des Entwurfs für die 
Gesamtheit aller Einzelschäden je Schadensereig- 
nis haftet, ist niedriger angesetzt als im Seerecht. 
Diese Abweichung zugunsten der Eigner von Bin- 
nenschiffen erscheint geboten, weil die Übernahme 
der seerechtlichen Haftungshöchstsumme von 
25 Millionen Sonderziehungsrechten — das sind 
etwa 80 Millionen Deutsche Mark — die Binnen- 
schiffahrt wegen der im Verhältnis zum Schiffswert 
ungleich größeren Beförderungskapazität der Bin- 
nenschiffe wirtschaftlich ungleich schwerer bela- 
sten würde als die Seeschiffahrt. 

§ 4a Abs. 1 Satz 4 BinSchG regelt die Voraussetzun- 
gen, unter denen eine Beschränkung der Haftung 
auf die in Satz 2 festgesetzte Höchstsumme im 
Schadensfall nicht eintritt. Die Regelung entspricht 
dem Artikel 4 des Haftungsbeschränkungsüberein- 
kommens von 1976. 

Die Formel, die das zum Wegfall der Haftungsbe- 
grenzung führende qualifizierte Verschulden des 
Schiffseigners umschreibt, findet sich auch in den 


Artikeln 25 und 25a des Warschauer Abkommens 
zur Vereinheitlichung von Regeln über die Beförde- 
rung im internationalen Luftverkehr in der Fas- 
sung von Den Haag 1955 (BGBl. 1958 II S. 312). Zur 
Frage, unter welchen tatsächlichen Voraussetzun- 
gen anzunehmen ist, daß der Schaden durch eine 
Handlung oder Unterlassung des Schiffseigners 
verursacht worden ist, die leichtfertig und in dem 
Bewußtsein begangen wurde, daß ein solcher Scha- 
den mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde, ist auf 
die zu Artikel 25 des Warschauer Abkommens in 
der Fassung von Den Haag ergangenen Entschei- 
dungen des Bundesgerichtshofs vom 16. Februar 
1979 (Entscheidungen des Bundesgerichtshofs in 
Zivilsachen, Band 74 S. 162) und vom 12. Januar 
1982 (Neue Juristische Wochenschrift 1982 S. 1218) 
hinzuweisen. 

Die Ersetzung des Systems der beschränkt-dingli- 
chen Haftung durch das System der summenmäßig 
beschränkten persönlichen Haftung für Ansprüche 
wegen Personenschäden von Passagieren ermög- 
licht es, nach dem Vorbild des Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommens von 1976 auch andere Per- 
sonen als den Schiffseigner, gegen die derartige An- 
sprüche geltend gemacht werden, in das Haftungs- 
beschränkungssystem einzubeziehen. Nach Artikel 
1 Abs. 2 dieses Übereinkommens umfaßt der Aus- 
druck Schiffseigentümer auch den Charterer, Ree- 
der und Ausrüster des Schiffes. 

Weiter sind nach Artikel 1 Abs. 4 dieses Überein- 
kommens auch diejenigen Personen, für deren 
Handeln, Unterlassen oder Verschulden der Schiffs- 
eigentümer haftet, berechtigt, sich gegenüber den 
in Artikel 2 des Übereinkommens angeführten An- 
sprüchen auf die Beschränkung der Haftung zu be- 
rufen. 

Wird in §4a Abs. 1 BinSchG in der Fassung des 
Entwurfs das System der summenmäßig be- 
schränkten Haftung des Schiffseigners, soweit es 
sich um Ansprüche wegen Personenschäden von 
Passagieren handelt, eingeführt, so erscheint es fol- 
gerichtig und sachgerecht, in diese Regelung auch 
diejenigen Personen einzubeziehen, die nach dem 
Haftungsbeschränkungsübereinkommen von 1976 
neben dem Schiffseigentümer zur Beschränkung 
ihrer Haftung berechtigt sind. § 4 a Abs. 2 BinSchG 
in der Fassung des Entwurfs bestimmt deshalb, daß 
auch der Charterer sowie die Personen der Schiffs- 
besatzung oder ein an Bord tätiger Lotse, sofern sie 
den Schaden in Ausführung von Dienstverrichtun- 
gen verursacht haben, sich auf die Haftungsbe- 
schränkung nach § 4a Abs. 1 Satz 2 und 3 BinSchG 
berufen können, es sei denn, daß einer solchen Per- 
son ein die Haftungsbeschränkung ausschließendes 
qualifiziertes Verschulden zur Last fällt. Entspre- 
chend der Regelung des Haftungsbeschränkungs- 
übereinkommens von 1976 gilt der in §4a Abs. 1 
Satz 2 BinSchG in der Fassung des Entwurfs be- 
stimmte Haftungshöchstbetrag für die Gesamtheit 
der Ansprüche, die aus demselben Schadensereig- 
nis gegen den Schiffseigner und die in § 4 a Abs. 2 
BinSchG genannten Personen entstanden sind 
(§ 4 a Abs. 2 Satz 2 BinSchG). 
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Zu Nummer 3 — Fünfter Abschnitt des Binnen- 
schiffahrtsgesetzes 

Durch den neuen § 77 BinSchG wird in das deutsche 
Binnenschiffahrtsrecht erstmals eine in sich ge- 
schlossene, zusammenfassende Regelung des 
Rechts der Personenbeförderung auf Binnengewäs- 
sern eingefügt Um diesen Normbereich von den 
übrigen Vorschriften des Binnenschiffahrtsgeset- 
zes deutlich abzugrenzen und seine Eigenständig- 
keit hervorzuheben, sieht Nummer 3 die Einfüh- 
rung eines neuen Fünften Abschnitts mit eigener 
Überschrift in das Binnenschiffahrtsgesetz vor. 
Dies macht als Folgeregelung eine Änderung der 
Bezeichnungen der nachfolgenden Abschnitte des 
Gesetzes erforderlich (Artikel 4 Nr. 5 des Ent- 
wurfs). 


Zu Nummer 4 — § 77 BinSchG 

Der durch Nummer 4 neugefaßte § 77 Abs. 1 
BinSchG erstreckt durch Verweisung auf § 664 
HGB die Anwendbarkeit der „Bestimmungen über 
die Beförderung von Reisenden und ihrem Gepäck 
auf See“ (Anlage zum Handelsgesetzbuch) auch auf 
den Bereich der Personenbeförderung auf Binnen- 
gewässern. Die Regelung erfaßt sowohl inländische 
als auch, sofern der Beförderungsvertrag nach den 
Regeln des internationalen Privatrechts deutschem 
Recht unterliegt, internationale Passagierbeförde- 
rungen auf Binnengewässern. Wegen der Gründe, 
die für die Erstreckung der seerechtlichen Regelun- 
gen auf die Beförderung von Passagieren auf Bin- 
nengewässern maßgebend sind, wird auf die Vorbe- 
merkungen zu Artikel 2 des Gesetzentwurfs verwie- 
sen. 

§ 77 Abs. 1 BinSchG in der bisher geltenden Fas- 
sung, der die Haftung des Schiffseigners für Verlust 
und Beschädigung von Reisegepäck den fracht- 
rechtlichen Regelungen unterstellt, kann ersatzlos 
entfallen. Da nach der Neufassung des § 77 Abs. 1 
BinSchG die Haftung des Beförderers für Perso- 
nen- und Sachschäden von Reisenden entsprechend 
den seerechtlichen Bestimmungen umfassend gere- 
gelt wird, besteht für die Beibehaltung einer beson- 
deren gesetzlichen Vorschrift über die Haftung des 
Schiffseigners kein Bedürfnis. Wenn — im Regel- 
fall — der Schiffseigner zugleich der vertragschlie- 
ßende Beförderer ist, bestimmt sich seine Haftung 
ohnehin nach den entsprechend anwendbaren „Be- 
stimmungen über die Beförderung von Reisenden 
und ihrem Gepäck auf See“. Sind dagegen Schiffs- 
eigner und Beförderer verschiedene Personen, so 
bestimmt sich die Haftung des Schiffseigners — 
sofern dieser nicht schon nach Artikel 3 der ent- 
sprechend anzuwendenden seerechtlichen Bestim- 
mungen als ausführender Beförderer haftet — nach 
§§ 3, 8 Abs. 4 BinSchG sowie nach den Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs über unerlaubte 
Handlungen (§§ 823, 831 BGB). 

Absatz 2 des neugefaßten § 77 BinSchG entspricht 
— von geringen redaktionellen Änderungen abge- 
sehen — der bisherigen Regelung. 


Zu Nummer 5 

Diese Änderungen ergeben sich daraus, daß gemäß 
Nummer 3 die Beförderung von Personen auf Bin- 
nengewässern nunmehr in einem besonderen Ab- 
schnitt geregelt ist 

Zu Nummer 6 — § 102 BinSchG 

Gemäß Nummer 6 Buchstabe a werden in § 102 
Nr. 4 BinSchG die Worte „Ansprüche auf Ersatz des 
Schadens aus der Tötung oder Verletzung von Rei- 
senden (§ 4 a Abs. 1)“ eingefügt. Dadurch soll für Er- 
satzansprüche wegen Personenschäden von Reisen- 
den ein Schiffsgläubigerrecht im gleichen Range 
wie für Ersatzansprüche wegen Verlust oder Be- 
schädigung der Ladung oder von Reisegepäck be- 
gründet werden. Bisher gewährt § 102 Nr. 5 
BinSchG für Ansprüche wegen Personenschäden 
von Reisenden ein Schiffsgläubigerrecht, soweit es 
sich bei derartigen Ansprüchen um „Forderungen 
wegen Nichterfüllung oder wegen unvollständiger 
oder mangelhafter Erfüllung eines von dem Schiffs- 
eigner geschlossenen Vertrages, insofern dessen 
Ausführung zu den Dienstobliegenheiten des Schif- 
fers gehört“ (§ 4 Abs, 1 Nr. 2 BinSchG) oder um „For- 
derungen aus dem Verschulden einer Person der 
Schiffsbesatzung“ (§3, §4 Abs. 1 Nr. 3 BinSchG) 
handelt. Da nach § 4 a Abs. 1 BinSchG in der Fas- 
sung des Entwurfs Ansprüche wegen Personen- 
schäden von Reisenden künftig nicht mehr zu den 
Ansprüchen gehören, für die die Haftung des 
Schiffseigners nach § 4 Abs. 1 Nr. 2, 3 BinSchG auf 
Schiff und Fracht begrenzt ist, würde für diese An- 
sprüche ein Schiffsgläubigerrecht nach § 102 Nr. 5 
BinSchG künftig nicht mehr bestehen. Eine solche 
Regelung erscheint nicht sachgerecht. Sie läßt sich 
auch nicht damit rechtfertigen, daß der Schiffseig- 
ner für solche Ansprüche künftig mit seinem ge- 
samten Vermögen, also nicht nur mit Schiff und 
Fracht haftet. Auch im Seerecht haftet der Reeder 
für Ersatzansprüche wegen Personenschäden mit 
seinem gesamten Vermögen. Gleichwohl gewähren 
derartige Ansprüche nach §754 Abs. 1 Nr. 3 HGB 
die Rechte eines Schiffsgläubigers. Gemäß Artikel 2 
Nr. 6 Buchstabe a des Entwurfs soll deshalb § 102 
Nr. 4 BinSchG dahin ergänzt werden, daß Ansprü- 
che wegen Personenschäden von Reisenden ein 
Schiffsgläubigerrecht im gleichen Range wie An- 
sprüche wegen Nichtablieferung oder Beschädi- 
gung der Ladungsgüter und des in § 77 bezeichne- 
ten Reisegepäcks gewähren. 

Die in Nummer 6 Buchstabe b vorgeschlagenen Än- 
derungen des § 102 Nr. 5 BinSchG sind lediglich re- 
daktioneller Art. 

Zu Artikel 3 — Änderungen der Zivilprozeßord- 
nung 

Zu Nummer 1 

Nach Artikel 10 Abs. 1 Satz 1 des Haftungsbe- 
schränkungsübereinkommens kann die Beschrän- 
kung der Haftung auch dann geltend gemacht wer- 
den, wenn ein Fonds nicht errichtet worden ist. Je- 
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doch räumt Artikel 10 Abs. 1 Satz 2 des Überein- 
kommens jedem Vertragsstaat die Befugnis ein, in- 
nerstaatlich die Geltendmachung der Haftungs- 
beschränkung von der Errichtung eines Fonds ab- 
hängig zu machen, wenn vor seinen Gerichten 
Klage wegen eines der Beschränkung der Haftung 
unterliegenden Anspruchs erhoben wird. 

Mit der Regelung des § 305 a ZPO in der Fassung 
des Entwurfs wird von dieser Befugnis — allerdings 
nur in beschränktem Umfang — Gebrauch ge- 
macht. Der Entwurf geht davon aus, daß die bloße 
Tatsache, daß ein gerichtliches Verfahren wegen ei- 
nes der Beschränkung der Haftung unterliegenden 
Anspruchs anhängig ist, es nicht allgemein recht- 
fertigt, die Beschränkung der Haftung von der Er- 
richtung eines Fonds abhängig zu machen. Streiten 
die Parteien etwa nur über ein mitwirkendes Ver- 
schulden des Geschädigten oder über die Höhe des 
Schadens, so besteht grundsätzlich kein Anlaß, die 
Beschränkung der Haftung davon abhängig zu ma- 
chen, daß der Schuldner einen Fonds errichtet. An- 
ders liegt es, wenn der Beklagte geltend macht, daß 
aus demselben Schadensereignis weitere der Haf- 
tungsbeschränkung unterliegende Ansprüche ande- 
rer Gläubiger entstanden sind und daß die Gesamt- 
heit der Ansprüche den Höchstbetrag seiner Haf- 
tung übersteigt. Soweit der Schuldner seine Haf- 
tung für die aus einem bestimmten Ereignis ent- 
standenen Ansprüche beschränken kann, braucht 
er die Ansprüche nur anteilig in dem Verhältnis zu 
befriedigen, in dem der Haftungshöchstbetrag zu 
dem Gesamtbetrag der aus demselben Ereignis ent- 
standenen Ansprüche steht. Die Festsetzung des 
auf einen einzelnen Anspruch entfallenden Anteils 
setzt hiernach die Feststellung des Gesamtbetrages 
aller Ansprüche voraus, die aus demselben Ereignis 
entstanden sind und für die der Schuldner die Haf- 
tung beschränken kann. Ein Gericht, bei dem ein 
Rechtsstreit wegen eines der Haftungsbeschrän- 
kung unterliegenden Anspruchs anhängig ist, muß 
somit gegebenenfalls den Gesamtbetrag aller aus 
demselben Ereignis entstandenen Ansprüche er- 
mitteln, für die der Schuldner seine Haftung be- 
schränken kann. Soweit diese Ansprüche nach 
Grund oder Höhe streitig sind, wird das Gericht, um 
den Gesamtbetrag der Ansprüche, für die die Haf- 
tung beschränkt werden kann, feststellen zu kön- 
nen, Beweis darüber erheben müssen, ob und in 
welcher Höhe die einzelnen Ansprüche begründet 
sind (Entscheidungen des Bundesgerichtshofs in Zi- 
vilsachen — BGHZ — Band 36, S. 38, 41). Die auf- 
grund einer solchen Beweisaufnahme ergehende 
Entscheidung des Gerichts hat jedoch keinerlei bin- 
dende Wirkung in einem Rechtsstreit zwischen dem 
Schuldner und den Gläubigern dieser Ansprüche. 
Über die Ansprüche anderer Gläubiger kann viel- 
mehr mit bindender Wirkung nur in einem gericht- 
lichen Verfahren zwischen dem Schuldner und dem 
jeweiligen Gläubiger entschieden werden. Es liegt 
auf der Hand, daß die Entscheidungen der verschie- 
denen Gerichte einander widersprechen können 
(BGHZ 36, S. 41) und daß dies die Rechtssicherheit 
nicht unerheblich beeinträchtigen würde. 

Um diese Schwierigkeiten zu vermeiden, bestimmt 
§305a ZPO in der Fassung des Entwurfs, daß in 


Fällen, in denen der Beklagte geltend macht, daß 
aus demselben Ereignis weitere der Haftungsbe- 
schränkung unterliegende Ansprüche entstanden 
sind und daß die Gesamtheit der Ansprüche den 
Höchstbetrag seiner Haftung übersteigt, das Ge- 
richt das Recht des Beklagten auf Beschränkung 
der Haftung bei der Entscheidung unberücksichtigt 
lassen kann, wenn die Erledigung des Rechtsstreits 
wegen Ungewißheit über Grund oder Betrag der 
weiteren Ansprüche nicht unwesentlich erschwert 
wäre. In diesem Fall gibt das Gericht, soweit der 
Anspruch begründet ist, der Klage statt, ohne den 
Anspruch anteilmäßig zu kürzen. Dem Beklagten 
wird jedoch in dem Urteil das Recht Vorbehalten, 
die Beschränkung der Haftung geltend zu machen, 
wenn ein Fonds nach dem Haftungsbeschränkungs- 
übereinkommen von 1976 errichtet worden ist oder 
bei Geltendmachung des Rechts auf Beschränkung 
der Haftung errichtet wird. Diese Regelung ist dem 
§ 305 ZPO nachgebildet, der schon bisher für ähnli- 
che Fälle eine Verurteilung unter dem Vorbehalt 
der beschränkten Haftung vor sieht. 

§ 305 a ZPO in der Fassung des Entwurfs räumt dem 
erkennenden Gericht einen weitgezogenen Ermes- 
sensspielraum ein. Um zu vermeiden, daß die Par- 
teien durch die Entscheidung des Gerichts über- 
rascht werden, hat das Gericht vor seiner Entschei- 
dung den Parteien Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben (Artikel 103 Abs. 1 Grundgesetz). Das Gericht 
hat deshalb die Parteien rechtzeitig zu unterrich- 
ten, falls es in Betracht zieht, das Recht des Beklag- 
ten auf Beschränkung der Haftung bei der Ent- 
scheidung unberücksichtigt zu lassen. 

Die in § 305 a ZPO vorgeschlagene Regelung bedeu- 
tet nicht, daß ein Schuldner, gegen den ein Urteil 
unter dem Vorbehalt der Beschränkung der Haf- 
tung ergangen ist, in jedem Falle tatsächlich einen 
Fonds errichten muß, um sich das Recht auf Be- 
schränkung der Haftung zu erhalten. Häufig wird 
zwischen den Parteien Streit über das Recht des 
Schuldners, die Haftung zu beschränken, nicht be- 
stehen. Ungewiß ist lediglich, in welcher Höhe der 
Anspruch im Hinblick darauf, daß gegen den 
Schuldner weitere aus demselben Ereignis entstan- 
dene Ansprüche geltend gemacht werden, zu befrie- 
digen ist. In einem solchen Falle wird der Gläubiger 
sich in der Regel zunächst damit begnügen, daß der 
Schuldner Abschlagszahlungen in der Höhe leistet, 
in welcher der durch das Vorbehaltsurteil zuer- 
kannte Anspruch unter Berücksichtigung der noch 
streitigen Ansprüche anderer Gläubiger in jedem 
Fall zu erfüllen ist. Im übrigen wird der Gläubiger, 
sofern ihm ein solventer Schuldner oder Versiche- 
rer gegenübersteht, von Vollstreckungsmaßnahmen 
absehen, solange über die Ansprüche der anderen 
Gläubiger nicht entschieden ist und somit die auf 
seinen Anspruch entfallende Quote noch nicht fest- 
steht. Auch im Falle der Eröffnung eines Vertei- 
lungsverfahrens hätte der Gläubiger eine schnel- 
lere Abwicklung nicht zu erwarten. Es ist daher in 
der Regel kaum damit zu rechnen, daß ein Gläubi- 
ger aufgrund eines Vorbehaltsurteils nach § 305 a 
ZPO alsbald Vollstreckungsmaßnahmen einleiten 
und auf diese Weise den Schuldner zwingen wird. 
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unverzüglich die Eröffnung des Verteilungsverfah- 
rens zu beantragen. 

Gemäß § 173 VwGO ist § 305 a ZPO im Rahmen der 
Verwaltungsgerichtsordnung entsprechend anzu- 
wenden. 

Zu Nummer 2 — § 786 a ZPO 

§786 ZPO bestimmt, in welcher Weise die nach eini- 
gen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs ein- 
tretende beschränkte Haftung des Schuldners in 
der Zwangsvollstreckung zu berücksichtigen ist. Ar- 
tikel 3 Nr. 2 des Entwurfs fügt einen" neuen § 786 a 
ZPO ein, der regelt, wie die nach § 486 Abs. 1, 3, 
§§ 487 bis 487 d HGB eintretende seerechtliche Haf- 
tungsbeschränkung sich auf die Zwangsvollstrek- 
kung auswirkt. 

Nach § 786a Abs. 1 ZPO in der Fassung des Ent- 
wurfs sollen die Vorschriften des § 780 Abs. 1 ZPO 
und des § 781 ZPO auf die seerechtliche Haftungs- 
beschränkung entsprechend anwendbar sein. 

Die entsprechende Anwendung des § 780 Abs. 1 
ZPO bedeutet, daß der Schuldner eines der Haf- 
tungsbeschränkung nach §486 Abs. 1, 3, §§487 bis 
487 d HGB unterliegenden Anspruchs die Beschrän- 
kung der Haftung in der Zwangsvollstreckung nur 
geltend machen kann, wenn sie ihm gemäß § 305 a 
Satz 2 ZPO in der Fassung des Entwurfs im Urteil 
Vorbehalten ist. 

Die entsprechende Anwendung des § 781 ZPO be- 
sagt, daß die Beschränkung der Haftung, selbst 
wenn sie dem Schuldner im Urteil Vorbehalten ist, 
unberücksichtigt bleibt, bis von dem Schuldner auf- 
grund der Haftungsbeschränkung Einwendungen 
gegen die Zwangsvollstreckung erhoben werden. 

Ist das Urteil nach § 305 a Satz 2 ZPO unter dem 
Vorbehalt ergangen, daß der Beklagte das Recht 
auf Beschränkung der Haftung geltend machen 
kann, wenn ein Fonds nach dem Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommen errichtet worden ist oder bei 
Geltendmachung des Rechts auf Beschränkung der 
Haftung errichtet wird, so entscheidet nach §786a 
Abs. 2 Nr. 1 ZPO in der Fassung des Entwurfs das 
Gericht, bei dem die Eröffnung eines seerechtlichen 
Verteilungsverfahrens im Inland beantragt wird, 
über die Einstellung der Zwangsvollstreckung nach 
§ 5 Abs. 3 SVertO. Das Gericht kann hiernach bis 
zur Eröffnung des Verteilungsverfahrens, längstens 
jedoch auf die Dauer von drei Monaten, die Zwangs- 
vollstreckung gegen den Schuldner wegen eines 
Anspruchs, mit dem der Gläubiger an dem bean- 
tragten Verfahren teilnimmt, einstellen, wenn zu 
erwarten ist, daß die Haftungssumme demnächst 
eingezahlt wird. Wird das Verfahren eröffnet, so ist 
nach § 8 Abs. 4, 5 SVertO die Zwangsvollstreckung 
unzulässig, bis das Verfahren aufgehoben oder ein- 
gestellt wird. Die Unzulässigkeit der Zwangsvoll- 
streckung ist im Wege der Klage bei dem Prozeßge- 
richt des ersten Rechtszugs geltend zu machen (§ 8 
Abs. 4 Satz 2 SVertO). 

Errichtet der Schuldner den Fonds nicht im Inland, 
sondern in einem anderen Vertragsstaat des Haf- 


tungsbeschränkungsübereinkommens, so ist nach 
§ 786 a Abs. 2 Nr. 2 ZPO in der Fassung des Ent- 
wurfs zu unterscheiden: 

1. Macht der Gläubiger seinen Anspruch gegen den 
in dem anderen Vertragsstaat errichteten Fonds 
geltend, so sind nach § 34 SVertO die Vorschriften 
des § 8 Abs. 4 und 5 SVertO entsprechend anzuwen- 
den (§ 786 a Abs. 2 Nr. 2 Satz 1 ZPO in der Fassung 
des Entwurfs). 

2. Sieht der Gläubiger dagegen davon ab, seinen 
Anspruch gegen den vom Schuldner in dem ande- 
ren Vertragsstaat errichteten Fonds geltend zu ma- 
chen, oder sind die Voraussetzungen des Artikels 13 
Abs. 3 des Haftungsbeschränkungsübereinkom- 
mens nicht gegeben, so ist der Gläubiger nach Arti- 
kel 13 Abs. 1 des Übereinkommens nicht gehindert, 
den Anspruch gegen das sonstige Vermögen des 
Schuldners zu verfolgen. In diesem Fall hat die Er- 
richtung des Fonds nicht zur Folge, daß die Haftung 
des Schuldners für den Anspruch des Gläubigers 
gegenständlich auf den Fonds beschränkt ist. Dage- 
gen setzt im Rahmen des Artikels 10 Abs. 1 Satz 2 
des Übereinkommens die summenmäßige Be- 
schränkung der Haftung auf die in dem Überein- 
kommen festgesetzten Haftungshöchstbeträge 
nicht voraus, daß der Fonds in demjenigen Ver- 
tragsstaat errichtet wird, der die Geltendmachung 
der Haftungsbeschränkung von der Errichtung ei- 
nes Fonds abhängig macht. Ein Schuldner, gegen 
den ein Vorbehaltsurteil nach § 305 a ZPO ergangen 
ist, kann sich daher bei einer Zwangsvollstreckung 
im Inland auf die summenmäßige Beschränkung 
der Haftung berufen, auch wenn er den Fonds nicht 
im Inland, sondern in einem anderen Vertragsstaat 
errichtet hat. § 786 a Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 ZPO in der 
Fassung des Entwurfs sieht vor, daß in einem sol- 
chen Falle Einwendungen, die aufgrund des Rechts 
auf Beschränkung der Haftung nach § 486 Abs, 1, 3, 
§§ 487 bis 487 d HGB erhoben werden, nach den Vor- 
schriften der §§767, 769, 770 ZPO erledigt werden. 
Dies gilt nach Halbsatz 2 auch dann, wenn der 
Fonds bei Einleitung der Zwangsvollstreckung noch 
nicht errichtet worden war, sondern vom Schuldner 
erst bei Geltendmachung des Rechts auf Beschrän- 
kung der Haftung errichtet wird. 

Da die Ermittlung des aufgrund der summenmäßi- 
gen Haftungsbeschränkung auf den Anspruch des 
Gläubigers entfallenden Anteils die Feststellung 
des Gesamtbetrages aller aus demselben Ereignis 
entstandenen Ansprüche voraussetzt (vgl. die Be- 
merkungen zu § 305 a ZPO in der Fassung des Ent- 
wurfs), wird das zuständige inländische Gericht im 
Falle des § 786 a Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 ZPO in der Fas- 
sung des Entwurfs das Verfahren aussetzen kön- 
nen, bis in dem im anderen Vertragsstaat anhängi- 
gen Verteilungsverfahren die Summe der bei der 
Verteilung zu berücksichtigenden Ansprüche ermit- 
telt ist. Eine Bindung des inländischen Gerichts an 
die in einem ausländischen Verteilungsverfahren 
erfolgte Feststellung der einzelnen Ansprüche be- 
steht allerdings nicht. 

§ 786 a Abs. 3 ZPO in der Fassung des Entwurfs 
sieht vor, daß die Vorschriften des Absatzes 2 auf 
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die Zwangsvollstreckung aus dem Urteil eines aus- 
ländischen Gerichts entsprechend anzuwenden 
sind, sofern das Urteil unter dem Vorbehalt ergan- 
gen ist, daß der Beklagte das Recht auf Beschrän- 
kung der Haftung nach dem Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommen von 1976 geltend machen 
kann, wenn ein Fonds nach Artikel 11 des Überein- 
kommens errichtet worden ist oder bei Geltendma- 
chung des Rechts auf Beschränkung der Haftung 
errichtet wird. So sieht § 242 des dänischen Seehan- 
delsgesetzes vom l.Juli 1974 in der Fassung des 
Gesetzes über die Änderung des Seehandelsrechts 
vom 8. Dezember 1982 in ähnlicher Weise wie 
§ 305 a ZPO die Möglichkeit vor, in das Urteil über 
einen der Haftungsbeschränkung unterliegenden 
Anspruch einen Vorbehalt dahin aufzunehnien, daß 
auch andere Ansprüche, die derselben Haftungs- 
beschränkung unterliegen, bei der Berechnung des 
auf den Anspruch des Gläubigers entfallenden An- 
teils zu berücksichtigen sind, wenn ein Haftungs- 
beschränkungsfonds errichtet wird. Entsprechende 
gesetzliche Regelungen gibt es in den anderen 
skandinavischen Staaten. Es erscheint sachgerecht, 
daß in Fällen, in denen ein ausländisches Gericht 
ein derartiges Vorbehaltsurteil erlassen hat, die 
Vorschriften des § 786 a Abs. 2 ZPO in der Fassung 
des Entwurfs entsprechende Anwendung finden, 
wenn im Inland die Zwangsvollstreckung aus ei- 
nem solchen Urteil betrieben wird. Soweit nach den 
entsprechend anzuwendenden Vorschriften Ein- 
wendungen bei dem „Prozeßgericht des ersten 
Rechtszuges“ zu erheben sind (§ 34 Abs. 1 Satz 2 in 
Verbindung mit § 8 Abs. 4 SVertO, § 767 Abs. 1 ZPO), 
tritt an dessen Stelle das Gericht, welches das Voll- 
streckungsurteii erlassen oder — aufgrund staats- 
vertraglicher Regelungen — die Vollstreckung zu- 
gelassen hat. 

Wird die Vollstreckung aus dem Urteil eines Ge- 
richts der Deutschen Demokratischen Republik be- 
trieben, so ist in entsprechender Anwendung der 
Zuständigkeitsregel des § 722 Abs. 2 ZPO das Ge- 
richt, bei dem der Schuldner seinen allgemeinen 
Gerichtsstand hat, zur Entscheidung über die vom 
Schuldner nach § 786 a ZPO erhobenen Einwendun- 
gen zuständig (vgl. BGHZ 84, S. 17). 

Gemäß § 167 Abs. 1 VwGO gilt § 786 a ZPO im Rah- 
men der Verwaltungsgerichtsordnung entspre- 
chend. 


Zu Artikel 4 — Änderungen des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs 

Zu Nummern 1 und 2 — §§ 209, 214 BGB 

Die vorgeschlagenen Änderungen regeln die Unter- 
brechung der Verjährung, die durch Anmeldung ei- 
ner Forderung im Verteilungsverfahren bewirkt 
wird. Die Frage der Unterbrechung der Verjährung 
stellt sich dann, wenn eine Forderung, die ein Gläu- 
biger — vorsorglich — im Verteilungsverfahren an- 
gemeldet hat, als nicht an der Verteilung der Haf- 
tungssumme teilnahmeberechtigt festgestellt und 
nunmehr außerhalb des Verteilungsverfahrens ver- 
folgt wird oder wenn eine Forderung nach Einstel- 


lung des Verteilungsverfahrens weiterverfolgt wird. 
Die Verteilungsordnung ist der Konkursordnung 
nachgebildet. Wegen dieser engen strukturellen 
Verwandtschaft ist es zweckmäßig, der Anmeldung 
im Verte ilungsverfahren die gleiche verjährungsun- 
terbrechende Wirkung wie der Anmeldung im Kon- 
kurs beizulegen und eine derartige Regelung im 
Zusammenhang mit den das Konkursverfahren be- 
treffenden Vorschriften des § 209 Abs. 2 Nr. 2 BGB 
und des § 214 BGB zu treffen. 

Die vorgeschlagene Neufassung des § 209 Abs. 2 
Nr. 2 BGB sieht vor, daß die Verjährung auch durch 
die in § 13 SVertO geregelte Anmeldung des An- 
spruchs im Verteilungsverfahren unterbrochen 
wird. 

Der neue §214 Abs. 4 BGB regelt die Dauer der 
durch Anmeldung im Verteilungsverfahren eintre- 
tenden Unterbrechung der Verjährung; die Vor- 
schrift erklärt die für das Konkursverfahren gelten- 
den Vorschriften der Absätze 1 bis 3 für entspre- 
chend anwendbar. Danach dauert die Verjährungs- 
unterbrechung bis zur Beendigung des Verteilungs- 
verfahrens nach § 17 SVertO oder § 29 Absatz 1 
SVertO fort (§ 214 Abs. 1 BGB). Die Unterbrechung 
gilt als nicht erfolgt (§ 214 Abs. 2 BGB), wenn nach 
§ 13 Abs. 3 SVertO die Anmeldung zurückgenom- 
men wird. Die Zurückbehaltung von Beträgen für 
umstrittene Forderungen trotz Aufhebung des Ver- 
teilungsverfahrens (§ 214 Abs. 3 BGB) richtet sich 
nach § 26 Abs, 4, § 29 SVertO. 

Zu Nummer 3 — § 651 h Abs. 2 BGB 

Nach § 651 h Abs. 2 BGB kann ein Reiseveranstalter 
sich gegenüber dem Reisenden auf gesetzliche Vor- 
schriften berufen, die für eine von einem Leistungs- 
träger zu erbringende Reiseleistung gelten und 
nach denen „ein Anspruch auf Schadensersatz nur 
unter bestimmten Voraussetzungen oder Beschrän- 
kungen geltend gemacht werden kann“. Ob diese 
Bestimmung es dem Reiseveranstalter gestattet, 
sich auch auf solche gesetzlichen Vorschriften zu 
berufen, die die Haftung des Leistungsträgers aus- 
schließen, wird in der Literatur und Rechtspre- 
chung unterschiedlich beurteilt. Der Bundesge- 
richtshof hat die Auffassung vertreten, daß nach 
§ 651 h Abs. 2 BGB der Reiseveranstalter nicht be- 
rechtigt ist, sich auf gesetzliche Vorschriften zu be- 
rufen, die die Haftung des Leistungsträgers aus- 
schließen (Entscheidungen des Bundesgerichtsho- 
fes in Zivilsachen Band 87 S. 191). 

Die vom Bundesgerichtshof vertretene Auffassung 
entspricht nicht dem Willen des Gesetzgebers, wie 
er im Bericht des Rechtsausschusses des Bundesta- 
ges (Bundestagsdrucksache 8/2343 S. 12) zum Aus- 
druck gekommen ist. Der Bundesgerichtshof meint, 
dem Willen des Gesetzgebers könne deswegen 
keine Bedeutung beigemessen werden, weil dieser 
Wille im Gesetz nicht zum Ausdruck gekommen sei; 
ebensowenig könne dem Zweck der Vorschrift und 
ihrem Bedeutungszusammenhang entnommen wer- 
den, daß der Reiseveranstalter sich gegenüber dem 
Reisenden auf Vorschriften berufen könne, die die 
Haftung des Leistungsträgers ausschließen. 
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Der vom Bundesgerichtshof vertretenen Auffas- 
sung kann nicht gefolgt werden. Der Wortlaut des 
§ 651 h Abs. 2 BGB entspricht dem Wortlaut anderer 
gesetzlicher Vorschriften, die bestimmen, daß ein 
Schadensersatzanspruch nur unter bestimmten 
Voraussetzungen und Beschränkungen geltend ge- 
macht werden kann. So kann nach § 48 Abs. 1 des 
Luftverkehrsgesetzes wegen Schäden an beförder- 
ten Personen oder Sachen ein Anspruch auf Scha- 
densersatz, auf welchem Rechtsgrund er auch be- 
ruht, gegen den Luftfrachtführer nur unter den Vor- 
aussetzungen und Beschränkungen geltend ge- 
macht werden, die im Zweiten Unterabschnitt des 
Zweiten Abschnittes des Luftverkehrsgesetzes vor- 
gesehen sind. Diese Bestimmung entspricht dem 
Artikel 24 Abs. 1 des Abkommens über die Verein- 
heitlichung von Regeln über die Beförderung im 
internationalen Luftverkehr (Warschauer Abkom- 
men in der Fassung von Den Haag 1955; BGBl. 1958 
II S. 312). Es ist bisher nicht in Zweifel gezogen wor- 
den, daß zu den Vorschriften, nach denen ein An- 
spruch auf Schadensersatz gegen den Luftfracht- 
führer nur unter bestimmten Voraussetzungen oder 
Beschränkungen geltend gemacht werden kann, 
auch diejenigen Vorschriften gehören, die — wie 
§ 45 LuftVG und Artikel 20 des Warschauer Abkom- 
mens — bestimmen, unter welchen Voraussetzun- 
gen der Luftfrachtführer von der Haftung für Schä- 
den an beförderten Personen oder Sachen entlastet 
ist. Eine andere Auslegung verbietet sich schon des- 
wegen, weil es lediglich von der Formulierung ab- 
hängt, ob eine Vorschrift positiv bestimmt, unter 
weichen Voraussetzungen ein Ersatzanspruch gel- 
tend gemacht werden kann, oder ob negativ be- 
stimmt wird, unter welchen Voraussetzungen die 
im Gesetz statuierte Haftung nicht eintritt. Welche 
Formulierung gewählt wird, hängt vor allem davon 
ab, wie die Beweislast geregelt werden soll. 

Die vom Bundesgerichtshof vertretene Auslegung 
des § 651 h Abs. 2 BGB entspricht auch nicht dem 
Zweck der Vorschrift. Sinn der Vorschrift ist es, den 
Reisenden im Ergebnis so zu stellen, wie er ohne 
Einschaltung des Reiseveranstalters bei einer di- 
rekten Rechtsbeziehung zu dem Leistungsträger 
gestanden hätte. Soweit die Haftung des Leistungs- 
trägers aufgrund gesetzlicher Vorschriften ausge- 
schlossen ist, soll sich daher auch der Reiseveran- 
stalter auf den Haftungsausschluß berufen können. 
Haftet z. B. ein Hotelier nach gesetzlichen Vor- 
schriften nicht für eingebrachte Sachen, die in ei- 
nem individuellen Tresor, zu dem lediglich der Gast 
einen Schlüssel besitzt, untergebracht sind, so kann 
im Falle eines Einbruchdiebstahls auch der Reise- 
veranstalter sich auf diesen gesetzlichen Haftungs- 
ausschluß berufen (so LG Frankfurt, Neue Juristi- 
sche Wochenschrift 1983, S. 2263). 

Im Hinblick auf die unterschiedliche Auslegung, die 
§ 651 h Abs. 2 BGB in der Rechtsprechung und Lite- 
ratur gefunden hat, stellt die vorgeschlagene Neu- 
fassung der Vorschrift klar, daß der Reiseveranstal- 
ter sich gegenüber dem Reisenden auf gesetzliche 
Vorschriften berufen kann, die für die vom Lei- 
stungsträger zu erbringende Leistung gelten und 
nach denen ein Anspruch auf Schadensersatz nur 
unter bestimmten Voraussetzungen oder Beschrän- 


kungen entsteht oder geltend gemacht werden 
kann oder unter bestimmten Voraussetzungen aus- 
geschlossen ist. 

Eine Änderung auch des Wortlauts des § 48 Abs. 1 
Satz 1 LuftVG erscheint nicht geboten. Diese Vor- 
schrift entspricht, wie bereits erwähnt, dem Arti- 
kel 24 Abs. 1 des Warschauer Abkommens in der 
Fassung von Den Haag. Diese Bestimmungen sind 
bisher stets in dem oben dargelegten Sinne verstan- 
den worden. Von einer Änderung des Wortlauts des 
§ 48 Abs. 1 Satz 1 LuftVG kann namentlich auch 
deswegen abgesehen werden, weil der Bundesge- 
richtshof in seiner Entscheidung zu §651h Abs. 2 
BGB besonders auf den Sprachgebrauch des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs abgehoben hat. 

Zu Artikel 5 — Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Handelsgesetzbuch 

Zu Nummer 1 

Die vorgeschlagene Änderung des Artikels 7 Abs. 1 
Satz 1 EGHGB entspricht der zu § 485 Satz 1 HGB 
in der Fassung des Entwurfs vorgeschlagenen Er- 
setzung des Wortes „Seelotsen“ durch das Wort 
„Lotsen“. Auf die Begründung zu § 485 Satz 1 HGB 
in der Fassung des Entwurfs wird verwiesen. 

Zu Nummer 2 

Artikel 7 Abs. 2 EGHGB in der Fassung des Ent- 
wurfs ist um die Worte „sowie auf andere als privat- 
rechtliche Ansprüche“ ergänzt. Mit dieser Ände- 
rung soll dem Schiffseigentümer das Recht auf Be- 
schränkung der Haftung auch gegenüber Ansprü- 
chen eingeräumt werden, die ein Gläubiger auf öf- 
fentlich-rechtliche Anspruchsgrundlagen stützt. Die 
Neufassung hat insbesondere Bedeutung für die 
Haftung wegen Ansprüchen aus der Beseitigung 
von Wracks und gesunkener Ladung. Die Beschrän- 
kung der Haftung für derartige Ansprüche hat in 
der Neufassung des § 487 HGB (Artikel 1 Nr. 2 des 
Entwurfs) eine Sonderregelung erfahren. Wegen 
der für die Ausweitung der Haftungsbeschränkung 
auch auf öffentlich-rechtliche Ansprüche maßge- 
benden Gründe wird auf die Bemerkungen zu § 487 
HGB in der Fassung des Entwurfs verwiesen. So- 
weit öffentlich-rechtliche Ansprüche aufgrund lan- 
desrechtlicher Vorschriften in Betracht kommen, 
gründet sich die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes auf die konkurrierende Zuständigkeit für 
die Hochsee- und Küstenschiffahrt (Artikel 74 
Nr. 21 GG). 


Zu Artikel 6 — Änderung des Bundeswasserstra- 
ßengesetzes 

Kostenerstattungsansprüche wegen der Beseiti- 
gung von Wracks und gesunkener Ladung, für die 
die Haftung nach Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe d und e 
des Haftungsbeschränkungsübereinkommens in 
Verbindung mit § 487 HGB in der Fassung des Ent- 
wurfs beschränkt werden kann, sollen, wie schon in 
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der Begründung zu § 487 HGB in der Fassung des 
Entwurfs dargelegt, einem lückenlosen und einheit- 
lichen Haftungsbeschränkungsregime unterworfen 
werden. Aus diesem Grund soll es, anders als im 
geltenden Recht, nach Artikel 7 Abs. 2 EGHGB in 
der Fassung des Entwurfs nicht darauf ankommen, 
ob ein Anspruch auf eine privatrechtliche oder eine 
öffentlich-rechtliche Anspruchsgrundlage gestützt 
wird. Unter das Haftungsbeschränkungsregime 
können daher auch Ansprüche fallen, die aufgrund 
von Haftungstatbeständen des Bundeswasserstra- 
ßengesetzes geltend gemacht werden. 


Zu Nummer 1 — § 28 Abs. 3 WaStrG 

Ein auf § 28 WaStrG gestützter Anspruch, für den 
nach geltendem Recht unbeschränkt gehaftet wird, 
unterliegt künftig nach Maßgabe der §§ 486 bis 487 e 
HGB in der Fassung des Entwurfs den Bestimmun- 
gen des Haftungsbeschränkungsübereinkommens. 
Dies folgt schon aus Artikel 7 Abs. 2 EGHGB in der 
Fassung des Entwurfs; die Erweiterung des § 28 
Abs. 3 WaStrG durch den vorge schlage ne n Satz 4 
bedeutet eine Klarstellung. 


Zu Nummer 2 — § 30 WaStrG 

Für eine beschränkt-dingliche Haftung, wie sie § 30 
WaStrG vorsieht, ist in einem Haftungsbeschrän- 
kungssystem auf der Grundlage des Haftungs- 
beschränkungsübereinkommens kein Raum. Im In- 
teresse eines einheitlichen und lückenlosen Haf- 
tungsbeschränkungsregimes ist es deshalb erfor- 
derlich, die bisher nur dingliche Haftung für An- 
sprüche auf Ersatz von Beseitigungskosten in § 30 
WaStrG in eine persönliche Verpflichtung mit sum- 
menmäßiger Haftungsbegrenzung umzuwandeln, 
soweit der sachliche und persönliche Geltungsbe- 
reich des Haftungsbeschränkungsübereinkommens 
reicht. Mit Rücksicht auf das Binnenschiffahrts- 
recht, dessen gegenwärtiges Haftungsbeschrän- 
kungssystem noch von der beschränkt-dinglichen 
Haftung ausgeht, bleibt jedoch der beschränkt- 
dingliche Haftungstatbestand des § 30 Abs. 4 
WaStrG im übrigen unangetastet. 

Für den Geltungsbereich des Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommens sieht § 30 Abs. 12 WaStrG in 
der Fassung des Entwurfs eine persönliche Ver- 
pflichtung zur Erstattung der für die Beseitigung 
von Hindernissen aufgewendeten Kosten vor. Die 
Verpflichtung zur Kostenerstattung knüpft ebenso 
wie in § 28 Abs. 3 Satz 3 WaStrG an die Verantwort- 
lichkeit in Sinne des § 25 WaStrG an. Die Verpflich- 
tung trifft diejenigen Personen, die Schiffseigentü- 
mer im Sinne des Artikels 1 des Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommens sind. Damit kommen als 
Verantwortliche nicht nur der Reeder, sondern 
auch der Ausrüster und der Charterer eines Schif- 
fes in Betracht. Es ist damit ferner klargestellt, daß 
sich der Haftungstatbestand nur auf Eigentümer 
von Seeschiffen bezieht und daß der Anspruch als 
Seeforderung im Sinne des Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommens zu qualifizieren ist. 


Gemäß Satz 1 Nummer 1 trifft in Anknüpfung an 
die Kausalverantwortlichkeit nach § 25 Abs. 1 
WaStrG die Erstattungspflicht den Schiffseigentü- 
mer, sofern das Hindernis im Zusammenhang mit 
dem Betrieb seines Schiffes von ihm oder von einer 
Person, für die er aufsichtspflichtig ist, oder von 
einem Verrichtungsgehilfen in Ausführung der Ver- 
richtung verursacht worden ist. Nach Satz 3 ist der 
Schiffseigentümer berechtigt, seine Haftung für 
den Anspruch auf Erstattung der Beseitigungsko- 
sten nach den §§ 486 bis 487 e HGB in der Fassung 
des Entwurfs zu beschränken. 

Auf das Eigentum an dem beseitigten Gegenstand 
kommt es im Rahmen des § 30 Abs. 12 Satz 1 Nr. 1 
WaStrG in der Fassung des Entwurfs nicht an. Die 
Verpflichtung des Eigentümers des beseitigten Ge- 
genstandes, wegen der Kosten der Beseitigung die 
Zwangsvollstreckung in den beseitigten Gegen- 
stand zu dulden (§ 30 Abs, 4 WaStrG), bleibt unbe- 
rührt. 

Die Anknüpfung der Erstattungspflicht an die Ver- 
ursachung ist im Rahmen des § 30 WaStrG, dem das 
Prinzip der Deckung der Kosten aus den beseitig- 
ten Gegenständen zugrunde liegt, eine Neuerung. 
Die vorgeschlagene Regelung ist im Interesse eines 
einheitlichen Haftungs- und Haftungsbeschrän- 
kungsregimes für Seeforderungen geboten. Nach 
§ 28 Abs. 3 Satz 4 WaStrG in der Fassung des Ent- 
wurfs ist der nach § 25 WaStrG Verantwortliche, so- 
fern er Schiffseigentümer im Sinne des Haftungs- 
beschränkungsübereinkommens ist, berechtigt, die 
Haftung für den Anspruch auf Erstattung der Be- 
seitigungskosten nach den §§ 486 bis 487 e HGB in 
der Fassung des Entwurfs zu beschränken. Da die 
Voraussetzungen für ein Eingreifen nach § 28 
WaStrG sich mit denen des § 30 WaStrG häufig 
überschneiden, erscheint es sachgerecht, die Er- 
satzpflicht des Schiffseigentümers für die Kosten 
der Beseitigung sowie die Beschränkung seiner 
Haftung in beiden Vorschriften einheitlich zu re- 
geln. 

Gemäß Satz 1 Nr. 2 trifft in Anknüpfung an die Zu- 
standshaftung nach § 25 Abs. 3 WaStrG die Ver- 
pflichtung zur Erstattung der Beseitigungskosten, 
sofern es sich bei dem beseitigten Gegenstand um 
ein Schiff handelt, den Schiffseigentümer im Sinne 
des Artikels 1 des Haftungsbeschränkungsüberein- 
kommens. Nach Satz 3 ist der Schiffseigentümer 
berechtigt, seine Haftung für den Anspruch auf Er- 
stattung der Beseitigungskosten nach den §§ 486 bis 
487 e HGB in der Fassung des Entwurfs zu be- 
schränken. Auch hier regelt der Entwurf die Ersatz- 
pflicht des Eigentümers sowie die Beschränkung 
seiner Haftung einheitlich, ohne Rücksicht darauf, 
ob der Anspruch auf Erstattung der Kosten aus § 28 
WaStrG oder aus § 30 WaStrG hergeleitet wird. 

§ 30 Abs. 12 Satz 2 WaStrG in der Fassung des Ent- 
wurfs bestimmt, daß mehrere Verpflichtete als Ge- 
samtschuldner haften. Nach Artikel 9 Abs. 1 des 
Haftungsbeschränkungsübereinkommens gelten 
die in Artikel 6 des Übereinkommens bestimmten 
Haftungshöchstbeträge für die Gesamtheit der aus 
demselben Ereignis entstandenen Ansprüche gegen 
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die in Artikel 9 Abs. 1 Buchstabe a, b und c des 
Übereinkommens genannten Personengruppen. 
Dasselbe gilt nach § 487 Abs. 2 HGB in der Fassung 
des Entwurfs in bezug auf den in dieser Vorschrift 
bestimmten Haftungshöchstbetrag für Kostener- 
stattungsansprüche wegen der Beseitigung von 
Wracks und gesunkener Ladung. Der nach diesen 
Bestimmungen maßgebende Haftungshöchstbetrag 
ist somit für alle Ansprüche aus demselben Scha- 
densereignis nur einmal zu zahlen, auch wenn für 
den Anspruch mehrere zu der gleichen Personen- 
gruppe gehörende Gesamtschuldner haften. 

Zu Artikel 7 — Änderung der Strandungsordnung 

Wie in der Begründung zu § 487 des Handelsgesetz- 
buchs in der Fassung des Entwurfs dargelegt, sollen 
Kostenerstattungsanprüche wegen der Beseitigung 
von Wracks und gesunkener Ladung, für welche die 
Haftung nach Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe d und e 
des Haftungsbeschränkungsübereinkommens in 
Verbindung mit § 487 HGB in der Fassung des Ent- 
wurfs beschränkt werden kann, einem einheitli- 
chen Haftungsbeschränkungsregime unterworfen 
werden. Demgemäß bestimmt Artikel 7 Abs. 2 
EGHGB in der Fassung des Entwurfs, daß die Vor- 
schriften der §§ 486 bis 487 e HGB auch auf andere 
als privatrechtliche Ansprüche anzu wenden sind. 
Die Bestimmungen des Haftungsbeschränkungs- 
übereinkommens sind daher auch auf Erstattungs- 
ansprüche wegen Beseitigungskosten nach § 25 
Abs. 3 Strandungsordnung (StrO) anwendbar, ins- 
besondere wenn diese Ansprüche — wie in der Re- 
gel — auf Maßnahmen der in § 487 Abs. 1 HGB in 
der Fassung des Entwurfs bezeichneten Art beru- 
hen und der Erstattungspflichtige seine Haftung 
für diese Ansprüche nach § 487 HGB in der Fassung 
des Entwurfs beschränken kann. Nach § 25 Abs. 4 
Satz 3 StrO in der Fassung des Entwurfs tritt in 
einem solchen Falle die Haftungsbeschränkung 
nach § 487 HGB in der Fassung des Entwurfs an die 
Stelle der in § 25 Abs. 4 Satz 1 und 2 StrO vorgesehe- 
nen Beschränkung der Haftung auf den Wert der 
beseitigten Gegenstände. Dies gilt unabhängig da- 
von, ob — wie im Regelfall — der nach § 487 Abs. 2 
HGB in der Fassung des Entwurfs geltende Haf- 
tungshöchstbetrag die Höhe des Wertes der besei- 
tigten Gegenstände übersteigt oder ob der Haf- 
tungshöchstbetrag im Einzelfall hinter diesem Wert 
zurückbleibt. 

Aus der Verweisung auf §§ 486 bis 487 e HGB in der 
Fassung des Entwurfs und den hiernach anzuwen- 
denden Bestimmungen des Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommens ergibt sich, daß ein Erstat- 
tungspflichtiger seine Haftung nicht beschränken 
kann, wenn der Schaden auf eine Handlung oder 
Unterlassung zurückzuführen ist, die von ihm 
selbst in der Absicht, einen solchen Schaden herbei- 
zuführen, oder leichtfertig und in dem Bewußtsein 
begangen wurde, daß ein solcher Schaden mit 
Wahrscheinlichkeit eintreten werde (Artikel 4 des 
Haftungsbeschränkungsübereinkommens). 

Das Haftungsbeschränkungsregime nach § 25 
Abs. 4 Satz 1 und 2 StrO wird künftig nur anzuwen- 
den sein, wenn der Erstattungspflichtige nicht zu 


dem zur Beschränkung der Haftung nach §§486 ff. 
HGB in der Fassung des Entwurfs berechtigten 
Personenkreis gehört. 


Zu Artikel 8 — Aufhebung von Vorschriften 

Artikel 3 des Seerechtsänderungsgesetzes vom 
21. Juni 1972 ist aufzuheben, weil diese Vorschrift 
nach Ablösung des Haftungsbeschränkungsüber- 
einkommens von 1957 durch das Übereinkommen 
von 1976 über die Beschränkung der Haftung für 
Seeforderungen gegenstandslos ist. 

Artikel 3 § 1 des Seerechtsänderungsgesetzes sieht 
vor, daß ein Reeder, der Angehöriger eines Ver- 
tragsstaates des Haftungsbeschränkungsüberein- 
kommens von 1957 ist, seine Haftung für Ansprü- 
che, die nicht dem deutschen Recht unterliegen, 
nach den Vorschriften des Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommens von 1957 beschränken 
kann. Eine Vorschrift dieses Inhalts war im Rah- 
men des Übereinkommens von 1957 erforderlich, 
weil die geltenden §§486 bis 487 d HGB nur auf 
Ansprüche, die sich nach deutschem Recht beurtei- 
len, Anwendung finden und weil aufgrund der Aus- 
übung des Vorbehalts nach Absatz 2 Buchstabe c 
des Unterzeichnungsprotokolls die Regeln des 
Übereinkommens vön 1957 in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht unmittelbar geltendes Recht 
sind. Die Bestimmungen des Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommens von 1976 werden dagegen 
in der Bundesrepublik Deutschland unmittelbar 
geltendes Recht, sobald das Übereinkommen für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt. Sie sind 
daher auf alle vor deutschen Gerichten erhobenen 
Ansprüche anwendbar, ungeachtet ob diese An- 
sprüche sich nach deutschem Recht beurteilen (vgl. 
Artikel 15 Abs. 1 Satz 1 des Haftungsbeschrän- 
kungsübereinkommens von 1976). Im Rahmen des 
Haftungsbeschränkungsübereinkommens von 1976 
bedarf es daher einer dem Artikel 3 § 1 des See- 
rechtsänderungsgesetzes entsprechenden Vor- 
schrift nicht. 

Artikel 3 § 2 des Seerechtsänderungsgesetzes be- 
faßt sich mit der Haftungsbeschränkung für An- 
sprüche wegen nuklearer Schäden. Solche Ansprü- 
che unterliegen nach dem geltenden § 486 Abs. 3 
Nr. 3 HGB nicht der seerechtlichen Haftungsbe- 
schränkung, weil das Atomrecht hierfür eine beson- 
dere Regelung vorsieht. Nach Artikel 3 § 2 Abs. 1 
des Seerechtsänderungsgesetzes gilt diese Aus- 
nahme auch für Ansprüche, die nicht nach deut- 
schem Recht zu beurteilen sind. Allerdings gestat- 
tet das Haftungsbeschränkungsübereinkommen 
von 1957 eine derartige Ausnahme nicht. Um einen 
Konflikt mit diesem Übereinkommen zu vermeiden, 
gilt daher nach Artikel 3 § 2 Abs. 2 des Seerechtsän- 
derungsgesetzes diese Ausnahme nicht für Reeder 
aus Vertragsstaaten des Übereinkommens von 
1957; ein solcher Reeder kann somit seine Haftung 
nach dem Übereinkommen von 1957 auch für An- 
sprüche wegen Nuklearschäden beschränken. Die- 
ses komplizierte System von Ausnahme und Gegen- 
ausnahme ist nach dem Haftungsbeschränkungs- 
übereinkommen vom 1976 gegenstandslos. Denn 
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nach Artikel 3 Buchstabe c und d dieses Überein- 
kommens sind Ansprüche, die unter ein internatio- 
nales Übereinkommen oder innerstaatliche Rechts- 
vorschriften fallen, welche die Haftungsbeschrän- 
kung bei nuklearen Schäden regeln oder verbieten, 
sowie Ansprüche gegen den Schiffseigentümer ei- 
nes Reaktorschiffes wegen nuklearer Schäden vom 
sachlichen Geltungsbereich des Übereinkommens 
ausgenommen. 


Zu Artikel 9 — Berlin-Klausel 

Das Gesetz soll auch auf das Land Berlin Anwen- 
dung finden; die Vorschrift enthält daher die übli- 
che Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 10 — Inkrafttreten 

Die Bestimmung entspricht dem Erfordernis des 
Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Soweit die Vorschriften des Entwurfs sich auf das 
Übereinkommen von 1976 über die Beschränkung 
der Haftung für Seeforderungen beziehen, sollen 
sie nach Artikel 10 Abs. 2 des Entwurfs an dem 
Tage in Kraft treten, an dem das Überkommen 
selbst für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft 
tritt. 

Soweit sich aus Absatz 2 nichts anderes ergibt, tre- 
ten die Vorschriften des Entwurfs nach Artikel 10 
Abs. 1 am Tage nach der Verkündung des Gesetzes 
in Kraft. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel 1 Nr. 8 (Anlage zu § 664 HGB — Arti- 
kel 5 und 6) 

ln Artikel 1 Nr. 8 sind in der Anlage (zu § 664 
HGB) die „Bestimmungen über die Beförderung 
von Reisenden und ihrem Gepäck auf See“ wie 
folgt zu ändern: 

a) In Artikel 5 Satz 1 ist der Betrag „320 000 
Deutsche Mark“ durch den Betrag „500 000 
Deutsche Mark“ zu ersetzen. 

b) In Artikel 6 Abs. 2 ist der Betrag „16 000 
Deutsche Mark“ durch den Betrag „30 000 
Deutsche Mark“ zu ersetzen. 

Begründung 

Es ist zu begrüßen, daß der Entwurf über die im 
Athener Übereinkommen vorgesehenen Haf- 
tungshöchstbeträge hinausgeht In zwei Punk- 
ten erscheinen jedoch auch die im Entwurf vor- 
gesehenen Beträge als zu gering. 

Artikel 5 der Anlage zu § 664 HGB will bei Tod 
oder Körperverletzung die Obergrenze aus § 46 
Abs. 1 LuftVG übernehmen, die für innerstaatli- 
che Luftbeförderungen gilt Dieser Betrag liegt 
erheblich unter der Grenze, die für andere, ver- 
gleichbare Bereiche der Personenbeförderung 
festgesetzt ist. § 12 Abs. 1 Nr. 1 StVG sieht einen 
Haftungshöchstbetrag von 500 000 DM vor. Die 
Divergenz zwischen § 46 Abs. 1 LuftVG und § 12 
Abs. 1 Nr. 1 StVG folgt nicht aus unterschiedli- 
chen sachlichen Gegebenheiten. Der niedrigere 
Betrag für die innerstaatliche Luftbeförderung 
ist in Artikel 3 Nr. 3 des Gesetzes zur Änderung 
schadensersatzrechtlicher Vorschriften vom 
16. August 1977 (BGBl. I S. 1577) nur deshalb ge- 
wählt worden, weil er der Regelung im Ände- 
rungsprotokoll von Montreal vom 25. September 
1975 zum Warschauer Abkommen entsprach 
und weil auf diese Weise für die Zukunft eine 
einheitliche Regelung im nationalen und inter- 
nationalen Lufttransportrecht erleichtert wer- 
den sollte (vgl. BT-Drucksache 7/4825 S. 18, Be- 
gründung zu Artikel 3 Nr. 2). Eine solche Be- 
gründung kann für Haftungsobergrenzen bei 
der Seebeförderung nicht gelten, weil hier die in 
einer internationalen Vereinbarung, dem Athe- 
ner Übereinkommen, enthaltene Obergrenze als 
zu niedrig angesehen wird und deshalb gerade 
nicht in das innerstaatliche Recht übernommen 
werden soll. Der jetzt für die Seebeförderung 
festzusetzende Haftungshöchstbetrag sollte da- 
her wenigstens dem in § 12 Abs. 1 Nr. 1 StVG 
vorgesehenen Betrag von 500 000 DM entspre- 
chen, den der Gesetzgeber bereits 1977 grund- 
sätzlich als angemessen angesehen hat. Unter 
Berücksichtigung der seither eingetretenen Ein- 
kommensentwicklung wäre er bei einer jetzt zu 


schaffenden Regelung als eher niedrig einzustu- 
fen. 

Der in Artikel 6 Abs. 2 der Anlage zu § 664 HGB 
vorgesehene Haftungshöchstbetrag von 16 000 
DM für Verlust oder Beschädigung eines Fahr- 
zeugs einschließlich des in oder auf dem Fahr- 
zeug beförderten Gepäcks erscheint ebenfalls 
nicht sachgerecht. Er hätte zur Folge, daß in 
einem sehr großen Teil der Fälle die Reisenden 
beim Verlust des Fahrzeugs keinen ausreichen- 
den Ersatz erhielten. Unter Berücksichtigung 
des durchschnittlichen Wertes von Ferienreise- 
gepäck wäre der Höchstbetrag schon bei einem 
einige Jahre alten Pkw der Mittelklasse über- 
schritten. Ein genügender Grund hierfür ist 
nicht ersichtlich. 

Die summenmäßige Beschränkung der Haftung 
kann nur damit gerechtfertigt werden, daß sie 
durch eine klare Begrenzung des Risikos dem 
Beförderer die Haftpflichtversicherung zu ange- 
messenen Bedingungen ermöglicht. Ihr Sinn 
kann es hingegen nicht sein, in einem beträchtli- 
chen Teil der Fälle dem Geschädigten den vollen 
Schadensersatz zu versagen. Nur soweit der 
Wert eines beförderten Fahrzeugs deutlich über 
dem normalerweise zu erwartenden Wert liegt, 
ist es deshalb — unter Berücksichtigung der In- 
teressen des Beförderers — vertretbar, den 
Schadensersatzanspruch des Reisenden zu be- 
schneiden. Eine verstärkte Zuweisung des Risi- 
kos an den Beförderer ist auch ökonomisch sinn- 
voll. 

Der Beförderer kann eine dauernde Versiche- 
rung für alle mit dem Schiff beförderten Fahr- 
zeuge zu geringeren Kosten nehmen, als wenn 
die einzelnen Reisenden ihre Fahrzeuge jeweils 
kurzfristig versichern lassen. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 8 (Anlage zu § 664 HGB — Arti- 
kel 13 Überschrift und Ab- 
satz 1) 

In Artikel 1 Nr. 8 ist 

Artikel 13 der Anlage (zu § 664 HGB) wie folgt zu 
ändern: 

a) In der Überschrift ist das Wort „Schadenser- 
satzklagen“ durch das Wort „Schadensersatz- 
ansprüchen“ zu ersetzen; 

b) in Absatz 1 ist das Wort „Klagen“ durch das 
Wort ,Äiisprüche“ zu ersetzen. 

Begründung 

Anpassung an den üblichen Sprachgebrauch in 
materiell-rechtlichen Vorschriften. 
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3. Zu Artikel 1 Nr. 8 (Anlage zu § 664 HGB — Arti- 
kel 13 Abs. 2) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob in Artikel 13 Abs. 2 Buchstabe b der Anlage 
zu §664 HGB die Worte „, vorausgesetzt, daß 
diese Frist einen Zeitraum von drei Jahren vom 
Tag der Ausschiffung an nicht überschreitet“ ge- 
strichen werden sollen. 

Begründung 

Ein Ausschluß der Ansprüche aus §§844, 845 
BGB in den Fällen, in denen der Tod des Reisen- 
den als Folge einer Körperverletzung während 
der Beförderung erst drei Jahre nach der Aus- 
schiffung eintritt, erscheint nicht vertretbar. 


4. Zu Artikel 1 Nr. 8 (Anlage zu § 664 HGB — Arti- 
kel 13 a — neu — , Artikel 14) 

In Artikel 1 Nr. 8 sind in der Anlage (zu § 664 
HGB) die „Bestimmungen über die Beförderung 
von Reisenden und ihrem Gepäck auf See“ wie 
folgt zu ändern: 

a) Nach Artikel 13 ist folgender neuer Arti- 
kel 13 a einzufügen: 

„Artikel 13 a 
Zuständiges Gericht 

Für Klagen, die aufgrund der Bestimmun- 
gen dieser Anlage erhoben werden, ist auch 
das Gericht zuständig, in dessen Bezirk sich 
der in dem Beförderungsvertrag bestimmte 
Abgangs- oder Bestimmungsort befindet.“ 

b) In Artikel 14 sind nach dem Wort „umzukeh- 
ren“ die Worte „oder die Zuständigkeit des in 
Artikel 13 a bezeichneten Gerichts auszu- 
schließen“ einzufügen: 

Begründung 

Der Entwurf will die wesentlichen Bestimmun- 
gen des Athener Übereinkommens von 1974 
über die Beförderung von Reisenden und ihrem 
Gepäck auf See — mit geänderten Haftungs- 
höchstbeträgen — als Anlage zu § 664 in das 
Handelsgesetzbuch übernehmen. Nicht über- 
nommen werden soll Artikel 17 des Athener 
Übereinkommens, der dem Kläger mehrere Ge- 
richtsstände zur Wahl stellt, u. a. das Gericht des 
Abgangs- oder Bestimmungsorts. 

Danach wäre es möglich, daß auf einen Scha- 
densersatzanspruch nach den Regeln des deut- 
schen internationalen Privatrechts die zwingen- 
den Bestimmungen der Anlage anzuwenden wä- 
ren — etwa wenn der Abgangs- oder Bestim- 
mungsorts im Inland liegt und der Vertrag im 
Inland geschlossen worden ist — , daß jedoch ein 
Gerichtsstand im Inland nicht gegeben wäre, 
insbesondere wenn der Beförderer keine Nie- 
derlassung im Inland hat. Der Reisende müßte 
dann vor einem ausländischen Gericht klagen. 
Daß das ausländische Gericht die zwingenden 
Bestimmungen der Anlage zu § 664 HGB anwen- 


det, erscheint jedenfalls nicht sicher. Der Rei- 
sende wäre dann unter Umständen zweifach be- 
nachteiligt. Er müßte vor einem ausländischen 
Gericht klagen und genösse materiell-rechtlich 
nicht den Schutz der Bestimmungen der Anlage 
zu § 664 HGB. 

Dies wäre mit der Intention des Gesetzentwurfs 
nicht vereinbar. Entsprechend Artikel 17 Abs. 1 
Buchstabe b des Athener Übereinkommens 
sollte deshalb zugunsten des Reisenden ein Ge- 
richtsstand im Inland und damit zugleich die 
internationale Zuständigkeit des inländischen 
Gerichts geschaffen werden. Zur Absicherung 
einer solchen Regelung ist es außerdem geboten, 
in Anlehnung an Artikel 18 des Athener Über- 
einkommens eine abweichende Vereinbarung 
auszuschließen. 


5. Zu Artikel 3 Nr. 2 (§ 786 a Abs. 2 ZPO) 

In Artikel 3 Nr. 2 ist §786a Abs. 2 wie folgt zu 
ändern: 

a) Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Ist das Urteil nach § 305 a unter Vorbehalt 
ergangen, so gelten für die Zwangsvollstrek- 
kung die folgenden Vorschriften:“. 

b) In Nummer 2 Satz 1 ist nach dem Wort „Haf- 
tungsbeschränkungsübereinkommens“ der 
Hinweis „(§ 486 Abs. 1 des Handelsgesetz- 
buchs)“ einzufügen. 

Begründung 

Die Änderung des Satzes 1 dient der Straffung. 
Welchen Inhalt der Vorbehalt haben muß, ergibt 
sich bereits aus §305a ZPO; eine Zwangsvoll- 
streckung kommt nur wegen des durch das Ur- 
teil festgestellten Anspruchs in Betracht. Die Er- 
gänzung der Nummer 2 ist eine Folge der Ände- 
rung des Satzes 1. 

6. Zu Artikel 3 Nr. 2 (§ 786 a Abs. 3 ZPO) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob zum Zwecke der Straffung in Artikel 3 Nr. 2 
der Absatz 3 des § 786 a ZPO nicht wie folgt zu 
fassen ist: 

„(3) Ist das Urteil eines ausländischen Ge- 
richts unter einem Vorbehalt im Sinne des 
§ 305 a Satz 2 ergangen, so gelten für die Zwangs- 
vollstreckung die Vorschriften des Absatzes 2 
entsprechend.“ 

Begründung 

Die Änderung dient der Straffung. Da sowohl 
der Vorbehalt gemäß §305a Satz 2 ZPO im Ur- 
teil des innerstaatlichen Gerichts wie auch ein 
Vorbehalt im Urteil eines ausländischen Ge- 
richts durch die Bestimmung des Haftungs- 
beschränkungsübereinkommens (vgl. § 486 
Abs. 1 HGB i. d. F. des Artikels 1 Nr. 2) inhaltlich 
bestimmt und begrenzt wird, kann auch wegen 
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des Inhalts des Vorbehaltes in dem ausländi- 
schen Urteil auf § 305 a ZPO verwiesen werden. 


7. Zu Artikel 3a — neu — 

Nach Artikels ist folgender neuer Artikel 3a 
einzufügen: 

Artikel 3 a 

Änderungen des Gesetzes über die Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

Das Gesetz über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit in der im Bundesge- 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 315-1, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch Gesetz vom . . ., wird wie folgt geän- 
dert: 


1. Nach § 145 wird eingefügt: 

,,§ 145a 

Die Landesregierungen werden ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung die Geschäfte 
der Verklarung nach § 522 des Handelsge- 
setzbuchs und der Beweisaufnahme nach 
§ 11 des Gesetzes betreffend die privatrechtli- 
chen Verhältnisse der Binnenschiffahrt ei- 
nem Amtsgericht für die Bezirke mehrerer 
Amtsgerichte zuzuweisen, wenn dies einer 
sachlichen Förderung oder schnelleren Erle- 
digung der Verfahren dient. Die Landesregie- 
rungen können die Ermächtigung auf die 
Landes] ustizverwaltungen übertragen.“ 


2. Dem § 149 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 145a gilt entsprechend.“* 

Begründung 

Die Änderungen stellen ein Anliegen des Landes 
Hamburg dar. Durch Allgemeine Verfügung des 
Reichsministers der Justiz über die Übertragung 
amtsgerichtlicher Geschäfte im Bereich des 
Landgerichts Hamburg vom 24. Februar 1938, 
die als hamburgisches Landesrecht fortgilt 
(Sammlung des bereinigten hamburgischen 
Landesrechts II 301 — n), sind dem Amtsgericht 
Hamburg für die Bezirke aller dem Landgericht 
Hamburg angehörenden — sechs — Amtsge- 
richte mit Wirkung vom 1. April 1938 u. a. die 
Verklarungen (§ 522 HGB), die Beweisaufnah- 
men nach § 11 des Binnenschiffahrtsgesetzes so- 
wie die Dispacheverfahren (§ 149 FGG) übertra- 
gen worden. Im Zuge der Bereinigung des ham- 
burgischen Landesrechts soll auch die Allge- 
meine Verfügung vom 24. Februar 1938 durch 
eine Rechtsverordnung des Senats ersetzt wer- 
den. Das ist jedoch hinsichtlich der vorgenann- 
ten Verfahren zur Zeit nicht möglich, da es für 
deren Zuständigkeitskonzentration keine ent- 
sprechende Ermächtigungsnorm mehr gibt. Die 
frühere Ermächtigungsnorm (§ 17 des Gesetzes 
über die Gerichtsgliederung in Groß-Hamburg 
und anderen Gebietsteilen vom 16. März 1937 — 
RGBl. I S. 312) ist außer Kraft getreten. Auf 
Grund der Erfahrungen der Vergangenheit, ins- 
besondere wegen der Verhältnisse im Hambur- 
ger Hafen, besteht das Bedürfnis für diese Zu- 
ständigkeitskonzentration beim Amtsgericht 
Hamburg fort. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Den Vorschlägen des Bundesrates wird nicht zuge- 
stimmt. 

Der in der Regierungsvorlage vorgesehene Haf- 
tungshöchstbetrag für Personenschäden stimmt 
überein mit dem Haftungsbetrag, der nach §46 
Abs. 1 LuftVG für Personenschäden bei der Luftbe- 
förderung gilt und der auch in dem Änderungspro- 
tokoll von Montreal vom 25. September 1975 zu dem 
Warschauer Abkommen über die Beförderung im 
internationalen Luftverkehr vorgesehen ist. Diesen 
Betrag haben auch die skandinavischen Staaten, 
die — ebenso wie es die Regierungsvorlage vorsieht 
— die Bestimmungen des Athener Übereinkom- 
mens über die Beförderung von Reisenden und ih- 
rem Gepäck auf See weitestgehend in ihr inner- 
staatliches Recht übernommen haben, für Perso- 
nenschäden bei der Beförderung auf See festge- 
setzt. Im Hinblick auf den vielfach internationalen 
Charakter des Seereiseverkehrs erscheinen die ge- 
nannten Regelungen eher als die in der Stellung- 
nahme des Bundesrates herangezogene innerstaat- 
liche Regelung der Haftung im Straßenverkehr als 
Maßstab für die Bemessung des Haftungsbetrages 
für Personenschäden bei der Seebeförderung geeig- 
net. Ganz besonders gilt dies für den Fährverkehr 
mit Skandinavien, der den Hauptteil der internatio- 
nalen Seereisen von und nach der Bundesrepublik 
Deutschland ausmacht. Es sollte daher bei dem in 
der Regierungsvorlage vorgesehenen Höchstbetrag 
von 320 000 DM für Personenschäden bleiben. 

Der Haftungshöchstbetrag für den Verlust oder die 
Beschädigung eines auf See beförderten Fahrzeugs 
sollte in einem angemessenen Verhältnis zu dem 
Haftungshöchstbetrag für Personenschäden stehen. 
Es sollte daher auch der für Fahrzeugschäden vor- 
gesehene Betrag von 16 000 DM beibehalten wer- 
den. Dieser Betrag reicht in der Mehrzahl der Fälle 
zur vollen Schadensdeckung aus. 


Zu 2. 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates zu. 


Zu 3. 

Die Bundesregierung wird die Anregung des Bun- 
desrates im weiteren Gesetzgebungsverfahren prü- 
fen. 


Zu 4. 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates zu. 


Zu 5. 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates zu. 


Zu 6. 

Die vom Bundesrat erwogene redaktionelle Straf- 
fung des § 786 a Abs. 3 ZPO in der Fassung des Ent- 
wurfs wird von der Bundesregierung nicht befür- 
wortet Es erscheint bedenklich, im Falle eines nach 
ausländischem Prozeßrecht ergangenen Urteils ei- 
nes ausländischen Gerichts von einem „Vorbehalt 
im Sinne des § 305 a Satz 2 ZPO“ zu sprechen. 


Zu 7. 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates zu. 


46 




Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 



